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Die Probleme in der Am-
pelkoalition waren seit 
langem unübersehbar. 

Ständig und ausführlich wurde in 
den Medien über die internen Dif-
ferenzen und Streitereien berichtet. 
Von Umfrage zu Umfrage schmolz 
die Zufriedenheit der Wähler mit der 
Koalition. Wie inzwischen bekannt 
wurde, haben alle an der Ampel be-
teiligten Parteien im Vorfeld intern 
über ein mögliches Ende der Koali-
tion nachgedacht, ohne aber gleich 
in dieser Richtung aktiv zu werden. 
Der Grund für das Zögern ist ein 
einfacher. Aus Sicht der drei Koali-
tionsparteien fehlte es schlicht und 
einfach an attraktiven oder zumin-
dest akzeptablen Alternativen, um 
dafür das Risiko des Koalitionsbruchs 
einzugehen. 

Nach den für sie katastrophalen 
Landtagswahlen in Sachsen, Thürin-
gen und Brandenburg kam die FDP 
anscheinend zu einer neuen Beurtei-
lung der Lage. Ein „Weiter so“ in der 
Regierung bringe für sie nichts mehr 
und würde ihre Aussichten bei der 
spätestens im Herbst 2025 fälligen 
Bundestagswahl nur noch weiter 
verschlechtern, so die neue Einschät-
zung. Deshalb begann die FDP gezielt 

Die Ampelkoalition platzt
eine vorgezogene Bundestagswahl soll's richten

auf das Koalitionsende hinzuarbei-
ten. Dabei wollte sie sich nochmals 
als entschlossene Hüterin von Haus-
haltsdisziplin und Schuldenbremse 
in Szene setzen, um damit bei ihrem 
potenziellen Anhang zu punkten.

Bei den Finanzen ging in der 
Koalition nichts mehr

Bei Koalitionsbeginn glaubten die 
drei Parteien noch, ihre jeweiligen 
Anliegen in die Regierungsarbeit ein-
bringen und erfolgreich umsetzen zu 
können. Die Kurzfassung des Regie-
rungsprogramms lautete „Moderni-
sierung der Gesellschaft“. Auf diese 
Formel konnten sich alle verständi-
gen, auch wenn sie nicht immer exakt 

das Gleiche darunter verstanden. Die 
Modernisierung schließt vieles ein, 
z.B. die Klimatransformation, Wirt-
schaftsförderung, Investitionen in 
verschiedene Bereiche der Infrastruk-
tur (z.B. Bahn, Digitalisierung), aber 
auch ein Selbstbestimmungsgesetz 
oder sozialpolitische Anliegen (Min-
destlohn, Bürgergeld, Rentenpaket). 
Für die FDP war dabei die generelle 
Beachtung der neoliberalen Prinzi-
pien selbstverständlich. Von SPD 
und Grünen kam dazu kein Wider-
spruch. Aus der Sicht von Ende 2021 
war das aber nicht unrealistisch. Die 
Lage der Staatsfinanzen schien da-
mals einen gewissen Spielraum für 
die Anliegen von SPD und Grünen 
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In eigener Sache

Am 15. November starb unser Ge-
nosse Hans Steiger in Nürnberg. Er war 
Mitgründer der Gruppe Arbeiterstimme 
und damit der letzte seiner Generation 
in unseren Reihen. Sein über viele Jah-
re gewonnenes Wissen, seine unschätz-
bare Erfahrung und sein nimmermüder 
Einsatz für eine bessere, eine sozialis-
tische Zukunft prägten unsere Gruppe 
nicht nur über die Jahrzehnte, sondern 
halfen uns, Rückschläge und Enttäu-
schungen, die unsere Arbeit begleiteten, 
zu analysieren und in produktiver Weise 
umzusetzen. Seine Art, den Menschen 
zugewandt zu sein und zu bleiben, war 
für uns und unsere politische Reifung 
essenziell. Diskussionen und Auseinan-
dersetzungen, die in der Sache auch hart 
sein konnten, führten nicht zur persön-
lichen Verletzung. Auch wenn sich die 
politischen Wege trennten, konnte man 
sich immer noch ins Gesicht sehen. Der 
tiefe, gelebte Humanismus, der so stark 
mit seinen Kindheits- und Jugenderfah-
rungen im und nach dem Krieg zu tun 
hatte, war uns Anschauung und Vorbild 
zur gleichen Zeit. Wir werden ihn nicht 
vergessen.

Wir lassen Hans in dieser Arbeiter-
stimme noch einmal selbst zu Wort kom-
men und wollen ihn damit in einer ihm 
angemessenen Weise ehren.

Was im letzten Editorial gesagt wur-
de, gilt fort: die nationalen wie interna-
tionalen Probleme, die sich über Jahre 
festgefressen haben, wirken nach wie vor 
weiter. Von auch nur interimistischen 
Lösungen kann keine Rede sein. Das 
gilt für den Krieg im Libanon, wo die 
Waffenruhe jederzeit zugunsten weiterer 
Säuberungen abgebrochen wird. Das gilt 
für den Krieg in der Ukraine, in dem neue 
Waffensysteme mit noch vernichtenderer 

Wirkung eingesetzt und gleichzeitig Ne-
belkerzen zu möglichen Verhandlungen 
– oder unmöglichen Verhandlungen – wie 
Sylvesterknaller in die Luft gejagt wer-
den. Die Neuwahl des Ex-Präsidenten in 
den USA, der im Januar sein Amt antritt, 
hat die politische Klasse aufgeschreckt. 
Wir befassen uns in einer ersten Analyse 
mit dem Wahlerfolg des alten republika-
nischen Nach-Nachfolgers.  

Die Ampel ist ausgefallen, sie blinkt 
nicht mehr gelb und dem Kanzler wird 
dieser Tage, mehrheitslos wie er ist, 
das Misstrauen bescheinigt werden. 
Deutschland wird eine neue Regierung 
bekommen und die alten Probleme be-
halten. Im Gegenteil, nach allen vor-
liegenden Fakten werden die Probleme 
erheblich zunehmen, das Wirtschafts-
wachstum dagegen nicht.

Unser Kopfartikel beschäftigt sich 
mit dieser Zäsur.

Unsere Jahreskonferenz fand im Ok-
tober statt. Wir dokumentieren in dieser 
Nummer die Mehrzahl der behandelten 
Themen anhand aussagekräftiger Vor-
tragstexte im Zusammenhang.

Eine Schilderung des Konferenz-
verlaufs soll einen ersten Eindruck ver-
mitteln.

Mit der Frage „Was ist im Osten 
los?“ ist der erste Themenkomplex um-
schrieben.

Viele Aspekte, wie die Wahlen in ost-
deutschen Bundesländern, der weitere 
Aufstieg der Rechtsextremen, die Grün-
dung und der relative Erfolg des BSW, 
die innenpolitischen Verschärfungen 
und die, auch mediale, Kriegsrüstung 
sollten und wollten besprochen werden. 
Hilfreich und interessant war das The-
senpapier eines österreichischen Genos-
sen zum Wahlerfolg der FPÖ und ihrer 
politischen Strategie.

Der einschlägige Artikel dazu bear-
beitet die Thesen selbst weiter.
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							      Die Arbeiterstimme erscheint 
viermal im Jahr. Abonnement und 
Geschenkabonnement kosten 13,– € 

(einschließlich Versandkosten). Über 
Förderabonnements (ab 20,– €. aufwärts) 
sind wir sehr erfreut. Den Betrag bit﻿ten 
wir, jeweils am Jahresanfang zu über-
weisen. Rechnungserstellung erfolgt aus 
Kostengründen in der Regel nicht, son-
dern nur auf Wunsch. Die Abonnements 
können zum Jahresende gekündigt 
werden. Falls die Bezahlung des Abon-
nements eine Belastung darstellt (z. B. 
aus sozialen Gründen), schicken wir die 
Arbeiterstimme auch kostenlos zu. An 
Tausch-Abos mit anderen Zeitschriften 

sind wir interessiert, bit﻿te schickt uns ein 
Probeexemplar. Die inhaltliche Mitarbeit 
bei der Arbeiterstimme ist erwünscht: 
Die Redaktion behält sich aber das Recht 
vor, Artikel abzulehnen, zu ändern oder 
zu kürzen.  Leser*innenbriefe geben nicht 
Meinung der Redaktion wieder.

Helft mit, die Arbeiterstimme zu 
verbreiten! Schickt uns Adressen von 
politisch interessierten Menschen, de-
nen wir die Arbeiterstimme probeweise 
zuschicken können.

Nachdruck nur mit Einverständnis 
der Redaktion (außer bei politisch nahe-
stehenden Organisationen) und gegen 
Zusendung von Belegexemplaren.

Der Genosse Harald Jentsch gab 
Einblick in seine Forschungsarbeit zur 
kommunistischen Opposition in der 
Weimarer Republik und dem faschisti-
schen Deutschland unter dem Titel „Das 
Verhängnis ultralinker Politik unter vor- 
(bzw.  nicht-) revolutionären Bedingun-
gen“. Anlass und Aufhänger dazu stellte 
die Biografie über Robert Siewert dar, 
der in der KPO die Oppositionsarbeit 
wesentlich mittrug, dessen Lebensweg 
über KZ und Flucht ins Exil und schließ-
lich in die Ostzone und die DDR führte. 
Wir haben das Werk von Harald Jentsch 
(„Robert Siewert. Eine Biographie“) in 
der Arbeiterstimme 223 rezensiert. Werk 
wie Rezension seien der Leserschaft zur 
Lektüre empfohlen, es lohnt sich.

Das mühselige Kapitel „Gewerk-
schaften und Friedensfrage“ stand im 
Anschluss auf dem Programm. Ähnlich 
einer Springprozession folgt auf einen 
Schritt nach vorne mindestens einer 
wieder zurück. Dank der Ausführungen 
konnte man doch Erfolg versprechende 
Ansätze identifizieren. Auch der Bericht 
eines Genossen der Arbeiterpolitik über 
die Stuttgarter Gewerkschaftskonferenz 
„Waffen runter, Löhne rauf“ konnte Zu-
versicht vermitteln.

Die Analyse zur Lage in Venezuela 
muss aus Platzgründen auf die nächste 
Arbeiterstimme verschoben werden.

Die Aufarbeitung der Kommunal- und 
Regionalwahlen 2024 in Chile liefert sel-
tene Einblicke in die dortige politische 
Situation.

Abschließend rezensiert Georg Au-
ernheimer die Monographie von Nico-
lai Petro mit dem Titel „The Tragedy 
of Ukraine“ unter besonderer Berück-
sichtigung der Rolle faschistischer und 
rechtsradikaler Kräfte in diesem Land. 
Wir bedanken uns für die freundliche 
Überlassung.
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zu ermöglichen. Deshalb konnte im 
Koalitionsvertrag die Einhaltung der 
Schuldenbremse und zugleich ein 
Verzicht auf Steuererhöhungen ver-
sprochen werden.

Dann kamen der Ukraine-Krieg, 
der Anstieg der Energiepreise, ein 
kräftiger Inflationsschub, das Urteil 
des Bundesverfassungsgerichts zur 
Haushaltsführung und, etwas neue-
ren Datums, die anhaltende Stagna-
tion in der Wirtschaft, die sich immer 
deutlicher abzeichnende Krise in der 
Autoindustrie und, ganz aktuell nach 
der Wahl von Donald Trump, die 
zu erwartenden Folgen von dessen 
Politik. 

Diese hier nur kurz aufgezähl-
ten Punkte1 veränderten die Lage 
deutlich. Und fast immer erforderte 
die neue Lage zusätzliche staatliche 
Ausgaben. Der vorhandene finan-
zielle Spielraum war schnell ausge-
schöpft, aber die Aufgaben und Pro-
bleme waren damit bei weitem noch 
nicht abgearbeitet. Für die Zukunft 
zeichnete sich keinerlei Entspannung 
der Haushaltslage ab, sondern, im 
Gegenteil, weitere Verschärfungen. 
Deshalb rückten Finanzierungsfragen 
in den Mittelpunkt der koalitionsin-
ternen Auseinandersetzungen. Trotz 
der geänderten Rahmenbedingungen 
beharrte die FDP auf ihren Vorstel-
lungen. Ein Aussetzen der Schulden-
bremse durch die Feststellung einer 
Notlage (etwa bedingt durch den Uk-
raine-Krieg) lehnte sie ab und selbst-
verständlich auch Steuererhöhungen 
oder dergleichen.

Nur beim sogenannten Sonder-
vermögen von 100 Milliarden Euro 
für die Bundeswehr konnte gemein-
sam mit der CDU/CSU-Opposition 
über eine Verfassungsänderung eine 
gesonderte Finanzierung gefunden 
werden. Aber danach ging nichts 
mehr. Es ist bemerkenswert, dass sich 
die Parteien nicht über den Sinn oder 
Unsinn von Ausgaben zerstritten ha-
ben, hier bestand oft breiter Konsens, 
sondern „nur“ über deren Finan-

zierung. Die massive Erhöhung der 
Rüstungsausgaben ist dafür ein gutes 
Beispiel. Die eigentlich entscheidende 
Frage – Aufrüstung, ja oder nein – war 
nicht das Problem dieser Koalition. 
Alle Ampelparteien erklärten, eine 
deutliche und dauerhafte Steigerung 
bei den Militärausgaben sei wegen 
der Bedrohung durch Russland un-
abweisbar, alle sprachen sich für das 
2 %-Ziel der NATO aus. Aber die Re-
gierung hatte das Problem, diese ihre 
erklärte politische Absicht konkret 
umzusetzen. Das fing beim geplan-
ten, jetzt nicht mehr verabschiedeten 
Haushalt für 2025 an und zeigte sich 
ganz deutlich in der mittelfristigen Fi-
nanzplanung für die nächsten Jahre.

Auch bei anderen Aufgaben wie-
derholte sich dieses Spiel. Egal, ob 
es um verbilligten Industriestrom,  
sonstige Subventionen, Steuerer-
leichterungen für Unternehmer und 
dergleichen ging. Über alle diese 
Maßnahmen hätte sich die Koalition 
einigen können, nur nicht über de-
ren Finanzierung. Für die FDP waren 
Mehrausgaben nur denkbar, wenn 
an anderen Stellen entsprechend 
eingespart würde. Prädestiniert für 
Einsparungen ist aus Sicht der FDP, 
wie eh und je, der Sozialbereich. Jede 
andere Finanzierungsmöglichkeit 
versperrte sie.

Der Kampf um's Geld kommt 
noch

Mit dem Ende der Ampel und 
die vorgezogenen Wahlen am 23. 
Februar sind diese Probleme aber 
nicht gelöst. Man muss kein Prophet 
sein, um vorherzusehen, dass Finan-
zierungsfragen bei den kommenden 
Koalitionsverhandlungen wieder 
von zentraler Bedeutung sein wer-
den. Oder, anders ausgedrückt, wer 
oder was hauptsächlich unter Kür-
zungen zu leiden haben wird, muss 
noch entschieden werden.

Wenn man die im Raume stehen-
den Summen betrachtet, wird klar, 
kleinere Einsparungen hier oder dort 
genügen nicht, es sind erhebliche 
Kürzungen bzw. Umschichtungen 
notwendig. Allein, was die Rüstung 
betrifft, werden jährliche Mittel von 
mindestens 80 Milliarden genannt 
(2024 belief sich der Verteidigungs-

haushalt auf 51,95 Milliarden, 2021 
auf 46,93). Das 2 %-Ziel der NATO 
wird nur noch als absolutes Mini-
mum bezeichnet, notwendig wären 
eigentlich 3 % des BIP. So unisono 
die Argumentation von CDU/CSU, 
SPD, Grünen und FDP. 

Die lahmende Wirtschaft ruft 
nach Subventionen, steuerlichen 
Entlastungen und vielerlei sonsti-
gen Unterstützungen. Auch der Fi-
nanzbedarf für Investitionen in die 
Infrastruktur und für die Klimat-
ransformation besteht offensichtlich 
weiterhin. 

Ähnlich wie bei der Ampel stellt 
sich nach den Wahlen für alle denk-
baren Koalitionen die Frage, wo die 
Finanzmittel herkommen sollen. 
Nicht nur die FDP, auch die CDU/
CSU hat sich grundsätzlich gegen 
Steuererhöhungen ausgesprochen. 
Diese Möglichkeit für eine relevante 
Vergrößerung der Staatseinnahmen 
soll aber erklärtermaßen nicht ver-
folgt werden.

Einer signifikanten Erhöhung der 
Kreditaufnahme steht bekanntlich 
die Schuldenbremse, die 2009 in die 
Verfassung aufgenommen wurde, 
im Wege. Möglicherweise strebt eine 
künftige Regierung eine Reform der 
Schuldenbremse an. Die bisher gülti-
ge Variante hat sich als wenig flexi-
bel herausgestellt und wird deshalb 
auf breiter Front ( z.B. auch von den 
sogenannten Wirtschaftsweisen) zur 
Diskussion gestellt. Fraglich ist aller-
dings, wie weit eine Reform gehen 
kann. Aufgrund der im konservati-
ven/neoliberalen Lager vorhandenen 
grundsätzlichen Bedenken gegen-
über einer Ausdehnung der Staats-
schulden ist es eher unwahrschein-
lich, dass sich eine Zweidrittelmehr-
heit findet, die zu einer großen und 
umfassenden Reform bereit wäre. 
Unter den gegebenen Bedingungen 
ist, wenn überhaupt, eher eine be-
grenzte Reform zu erwarten, die sich 
auf eine relativ geringfügige Flexibi-
lisierung der Möglichkeiten staatli-
cher Verschuldung beschränkt. 

Im Rahmen der Regierungsbil-
dung ist mit heftigen Auseinander-
setzungen um die Verteilung der 
Finanzen zu rechnen. Insbesondere 
dürften Angriffe auf das bisherige 
Niveau das Sozialstaates drohen 

1–	Arbeiterstimme Nr. 219, S1 „Zeitenwende“ auch für die Wirtschaft?
	 Arbeiterstimme Nr. 223, S1 Die Ampelkoalition in Schwierigkeiten

Die Zeiten werden für alle härter. Das 
trifft auch auf uns und unsere Zeit-
schrift, die Arbeiterstimme, zu. Wir 
geben nicht auf, aber wir sind nach 
wie vor auf Spenden angewiesen. 
Gebt, was ihr könnt und was euch die 
sozialistische Stimme im ansonsten 
traurigen Blätterwald Wert ist.
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und, damit verbunden, auch auf den 
Lebensstandard breiter Schichten. 
Es ist davon auszugehen, dass es 
in den Parteien (in CDU/CSU und 
FDP sowieso, aber auch bei SPD und 
den Grünen) einflussreiche Kreise 
gibt, aus deren Sicht ein generelles 
Zurückdrängen der Sozialausgaben 
notwendig ist. Oberflächlich gese-
hen, um den Staatshaushalt zu ent-
lasten und um Raum für „Zukunfts-
investitionen“ zu schaffen, wie das 
in ihrer Propaganda genannt wird. 
Aber die Absichten sind noch we-
sentlich weiter gesteckt. Der Sozial-
staat wird vor allem als eine Belas-
tung für das Kapital gesehen. Eine 
Belastung, die keinesfalls über ein 
bestimmtes Maß hinausgehen dür-
fe. Und dieses akzeptable Maß sei 
in Deutschland bereits überschrit-
ten. Deshalb müsse der Sozialstaat 
notwendigerweise beschnitten 
werden. 

Damit ist der Versuch verbun-
den, die Profitrate für das Kapital 
wieder anzuheben und die inter-
nationale Konkurrenzfähigkeit des 
Standorts zu steigern. Natürlich 
wissen die Parteien auch, dass ein 
solches Unterfangen unpopulär und 
politisch heikel ist. Sie gehen deshalb 
meistens vorsichtig vor und warten 
auf günstige Gelegenheiten.

Eine neue, vermutlich CDU-
geführte Regierung dürfte daran 
gehen, harte Einschnitte gleich zu 
Beginn ihrer Regierungszeit durch-
zusetzen. Da kann man noch vieles 
auf echte oder vermeintliche Fehler 
der alten Regierung schieben. Die 
schlechte Wirtschaftslage, insbeson-
dere bei der Automobilindustrie und 
ihrer Zulieferer, der Ukraine-Krieg 
und der US-Präsident Trump eignen 
sich gut, um eine einschüchternde 
Drohkulisse aufzubauen und um da-
raus vermeintlich logische Begrün-
dungen für das „enger Schnallen des 
Gürtels“ zu basteln.

Ob eine wahrscheinlich deutlich 
geschwächte SPD unter einem even-
tuellen Bundeskanzler Merz da noch 
sehr viel Widerstand leisten kann, ist 
fraglich. Fraglich ist aber auch, ob sie 
das letztlich überhaupt will. Sicher, 
die SPD wird immer einige sozia-
le Themen als ihr Markenzeichen 
hochhalten und auch die CDU/CSU 
dürfte nicht an einem allzu brutalen 
Vorgehen interessiert sein. Ob damit 
aber ein schleichender und langfris-

tig konzipierter Abbau des Sozial-
staates verhindert wird? Die neoli-
berale Logik wird jedenfalls auch 
innerhalb der SPD als weitgehend 
alternativlos angesehen. Es wäre 
nicht das erste Mal, dass Sozialde-
mokraten vor angeblich „notwendi-
gen Sachzwängen“ einknicken und 
vieles, zwar mit großen Bedenken 
und nach angeblich hartem Wider-
stand, dann doch mittragen, „ver-
antwortungsbewusst“ wie sie sind.

Was wählen?

Es soll hier nicht über den Wahl-
ausgang spekuliert werden. Jeder 
kennt die Umfragen. Auch die Gren-
zen solcher Umfragen für eine Pro-

gnose des tatsächlichen Wahlaus-
gangs sind bekannt. 

In letzter Zeit haben wir uns 
mehrmals mit der grundsätzlichen 
politischen Lage in Deutschland, mit 
der Situation der Arbeiterklasse und 
mit dem Wahlverhalten, insbesonde-
re dem Erstarken der AfD, ausein-
andergesetzt2. Diese Analysen sind 
weiterhin gültig. Seitdem hat sich 
nichts Wesentliches verändert. 

Neu ist, dass diesmal bei Bun-
destagswahlen zwei Parteien zur 
Wahl stehen, die einerseits für Lin-
ke prinzipiell wählbar sind und die 
gleichzeitig auch eine, zumindest 
geringe, Chance haben, in das Par-
lament einzuziehen: die Partei „Die 
Linke“ (DL) und das „Bündnis Sahra 
Wagenknecht“ (BSW).

Über beide Parteien, ihre Eigen-
heiten, Grenzen und Chancen ist 
bereits mehrfach geschrieben wor-
den3. Das muss hier nicht wieder-
holt werden.

Welche Wahl die sinnvollere ist, 
ist nicht einfach zu entscheiden. Für 
die DL spricht, dass sie unter ande-
rem ein Sammelbecken für viele Lin-
ke ist, die sich dort engagieren und 
ihr Wirken etwas koordinieren, was 
allerdings zugleich eines der Prob-
leme der DL (Meinungsvielfalt und 
Zerstrittenheit) darstellt. Trotzdem, 
ein deutlicher Misserfolg bei den 
Wahlen und ein deshalb drohender 
Abstieg in die Bedeutungslosigkeit 
wäre ein echter Verlust. Selbstver-
ständlich geht es auch darum, Ein-

richtungen wie die Rosa-Luxem-
burg-Stiftung zu erhalten. Es ist zu 
hoffen, dass in den Wahlkreisen, in 
denen die Direktkandidaten der 
DL realistische Chancen haben, 
diese von allen Linken (hier im 
weitesten Sinne gemeint) unter-
stützt werden.

Das BSW scheint, rein auf die 
5%-Hürde bezogen, die größe-
ren Chancen zu haben, im neuen 

Bundestag vertreten zu sein. Damit 
wäre auch besser abgesichert, dass 
eine abgegebene Stimme nicht ein-
fach unter den Tisch fällt. Bei der 
Friedensfrage und was die Rüstung 
betrifft, vertritt das BSW, im Ver-
gleich zur auch hier nicht mit einer 
Stimme sprechenden DL, die klarere 
und bessere Position. Aber noch ist 
diese Partei sehr neu und noch ist 
nicht abzusehen, wohin genau Sah-
ra Wagenknecht diese Partei führt. 
Zur Zeit muss man das so sagen: die 
Ausrichtung auf diese eine Person ist 
dominant. Ob das länger so bleiben 
wird oder ob die Partei allmählich 
ein Eigenleben entwickeln kann, und 
welches das dann sein wird, muss 
sich erst künftig zeigen.

2–	Arbeiterstimme Nr. 225, S1, Erfolge der AfD und komplizierte Regierungsbildungen;
	 S4, Die Früchte der Krise: warum die AfD im Osten profitiert
3–	Arbeiterstimme Nr. 222, S9, Partei Die Linke – Das Ende eines linken Projekts?;
	 S13, Spaltprodukt BSW – Wohin geht die Reise ?
	 Arbeiterstimme Nr. 224, S14, Brauchen wir eine linke Partei und was soll sie?



5Arbeiterstimme Nr. 226Winter 2024

Die Wahlen am 5. Novem-
ber in den USA endeten 
mit einem klaren Erfolg 

von Donald Trump. Entgegen den Er-
wartungen gab es kein Kopf-an-Kopf-
Rennen, das durch einen hauchdün-
nen Stimmenvorsprung in wenigen 
„Swing-States“ entschieden worden 
wäre, sondern ein eindeutiges Ergeb-
nis. Trump konnte sogar, anders als 
2016, die Mehrheit aller abgegeben 
Stimmen (50,2 %) auf sich vereinen. 
Darüber hinaus konnten die Republi-
kaner eine knappe Mehrheit im Senat 
erobern und ihre Mehrheit im Reprä-
sentantenhaus verteidigen, wenn-
gleich nur knapp.

Der Kandidat Trump war auch 
diesmal ein sehr spezieller, der im 
Wahlkampf hemmungslos agierte, mit 
Lügen, Hetze, unrealistischen Verspre-
chungen und Drohungen gegen seine 
Gegner. Manchmal gab er auch nur 
wirres Zeug von sich. Er versprach 
mehr oder weniger allen alles. Aussa-
gen, die sich mit den Risiken und Ne-
benwirkungen seiner Ankündigungen 
auseinandergesetzt hätten, blieben da-
gegen Mangelware.

Trotzdem hat die Mehrheit der 
Wählerschaft ihm ihre Stimme gege-
ben. Einer der Gründe dafür dürfte 
gewesen sein, dass die Demokraten 
kein eigenes zentrales Ziel oder Pro-
jekt anzubieten hatten, das die Wähler 
mobilisiert hätte. Das Ziel, Trump zu 
verhindern, also das kleinere Übel zu 
sein, war zu wenig. Die Abtreibungs-
frage war im Ansatz ein solches Pro-

jekt, hat aber nicht ausgereicht. Even-
tuell, weil diese Frage auf Einzelstaats-
ebene zu regeln ist und damit nicht 
zur Wahl stand. Die in mehreren Bun-
desstaaten gleichzeitig stattfindenden 
Abstimmungen zur Abtreibungsfrage 
zeigten, dass liberale Regelungen nach 
wie vor eine erhebliche Zustimmung 
erfahren. Die Beispiele Missouri und 
Florida zeigen aber auch: Mehrheiten 
für eine liberale Regelung der Abtrei-
bung müssen nicht mit Mehrheiten 
für die Demokraten bei der Präsiden-
tenwahl einhergehen. (In Missouri 
stimmten 52 % dafür, liberalere Regeln 
als das bisherige fast vollständige Ver-
bot in der Verfassung des Staates zu 
verankern. Trump erzielte gleichzeitig 
eine Zustimmung von 58,5 %. In Flori-
da sprachen sich 57 % für eine liberale 
Regelung aus, 56,1 % wählten Trump. 
Das Referendum zur Abtreibungsfra-
ge scheiterte aber letztlich, da in Flori-
da eine Zustimmung von mindestens 
60 % notwendig gewesen wäre.)

Ein zweiter Punkt zur Erklärung 
des Wahlergebnisses liegt in der 
Wahrnehmung des Wirtschaftsver-
laufs durch viele Wähler. Die Jahre 
der ersten Präsidentschaft von Trump 
sind als Jahre des Wirtschaftswachs-
tums mit sinkender Arbeitslosigkeit, 
tendenziell steigenden Löhnen und 
einer relativen Preisstabilität in Erin-
nerung geblieben. Biden und Harris 
dagegen werden mit Inflation und 
sinkendem Realeinkommen verbun-
den. Selbstverständlich lässt sich ar-
gumentieren, dass der relativ günsti-

ge Wirtschaftsverlauf nach 2016 we-
nig mit einer besonders gelungenen 
Wirtschaftspolitik von Trump zu tun 
hatte. Die ersten Jahre seiner Amtszeit 
fielen in eine Phase des allgemeinen 
Aufschwungs, auch international. 
Die Wende zur Inflation vollzog sich 
bereits unter seiner Präsidentschaft, 
die Auswirkungen waren aber erst 
unter Biden wirklich spürbar. Trump 
hatte also einfach Glück. Eine solche 
Sichtweise ließ sich aber offensichtlich 
nicht vermitteln.

Im Gegensatz zu 2016 scheint dies-
mal die Präsidentschaft viel gründ-
licher vorbereitet zu sein. Mehrere 
Trump nahestehenden Initiativen 
haben sich damit befasst. Zu nennen 
ist besonders das „Projekt 2025“ der 
Heritage Stiftung (www.project2025.
org). Koordiniert von dieser Stiftung 
hat eine große Zahl von Autoren aus 
dem rechts-konservativen Spektrum 
auf über 900 Seiten ausgearbeitet, was 
nach einer gewonnenen Wahl aus ih-
rer Sicht zu tun wäre. Aber es ist nicht 
nur dieses Text-Dokument. Es gibt 
auch eine Datenbank mit angeblich 
tausenden Namen und Profilen von 
zuverlässig konservativen Personen, 
die nach der Wahl Positionen in Re-
gierung und Verwaltung übernehmen 
könnten. Es wurden Kapazitäten zur 
Schulung von (neuen) Regierungsmit-
arbeitern geschaffen, die „Presidenti-
al Administration Academy“, und es 
wurden viele Dekrete vorbereitet – be-
reits fertig ausformuliert –, die dann 
gleich in den ersten Tagen nach Amts-
antritt am 20. Januar vom Präsidenten 
in Kraft gesetzt werden könnten.

Trump selbst hat zwar im Wahl-
kampf erklärt, er hätte mit der Heri-
tage Stiftung nichts zu tun und hätte 
die Ausführungen nicht gelesen. Das 
ist unglaubwürdig und vermutlich 
rein taktisch motiviert, einmal um 
kritischen Fragen auszuweichen, aber 
auch, um sich grundsätzlich auf nichts 
allzu Konkretes festlegen zu lassen. 
Denn Trump ist prinzipiell unbere-
chenbar und will auch so wahrgenom-
men werden. Das ist sein Charakter 
und darauf beruht ein Großteil seines 
Politikstils. Er will mit unkonven-
tionellen und als unwahrscheinlich 
eingestuften Handlungen alle über-
raschen und beeindrucken, Gegner 
genauso wie nominell Verbündete.

Bis in die jüngere Vergangenheit 
agierten die beiden traditionellen 
Parteien sehr oft auf der Basis eines 

Vor der zweiten Amtszeit
von Donald Trump
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Grundkonsens über wichtige poli-
tische Fragen. Dieses gemeinsame 
Fundament sorgte dafür, dass, bei 
allen Unterschieden im Detail, über 
lange Zeit bei den großen Linien eine 
relative Konstanz in der US-amerika-
nischen Politik zu beobachten war. 

Allerdings hat sich die republika-
nische Partei in den letzten zwei Jahr-
zehnten deutlich verändert. Waren 
die Republikaner früher eine typische 
Partei des „Establishments“, haben sie 
seit dem Aufkommen der sogenannten 
„Tea Party Bewegung“ immer deutli-
cher eine kritische Haltung gegen „die 
Eliten“ kultiviert. Generell lässt sich 
eine Entwicklung nach rechts feststel-
len. Auch Kreise vom äußersten rech-
ten Rand üben inzwischen beträchtli-
chen Einfluss aus. Unter Trump gab 
es außerdem eine Neuausrichtung 
bei einigen zentralen Themen. Früher 
standen die Republikaner für Freihan-
del, Budgetdisziplin und enge, meis-
tens einvernehmliche Beziehungen zu 
den Bündnispartnern (etwa innerhalb 
der NATO). Das gilt jetzt nicht mehr, 
zumindest nicht mehr eindeutig. Das 
gemeinsame politische Fundament ist 
stark ins Wanken geraten. Der Wahl-
sieg wird von vielen Unterstützern 
Trumps als Auftrag interpretiert, Staat 
und Gesellschaft umzubauen. Dabei 
ist noch nicht festgelegt, was genau in 
Zukunft gelten soll. Da sind gemäßig-
te und radikale Wege denkbar. Von 
den radikalen konservativen Ideolo-
gen wird gerne die Formel von der 
„schöpferischen Zerstörung“ bemüht, 
die jetzt unbedingt eingeleitet werden 
müsse. Gleichzeitig ist das alte Funda-
ment (z.B. Wirtschaftsbeziehungen auf 
Basis des Freihandel) immer noch die 
Grundlage für das Funktionieren der 
gegenwärtigen Gesellschaft. Jeder grö-
ßere Eingriff ist mit entsprechenden 
Risiken verbunden. Den Protagonis-
ten, zumindest den klügeren, ist dieses 
Risiko durchaus bewusst. 

Deshalb gibt es jetzt diesen span-
nungsgeladenen Schwebezustand. 
Gravierende, umstürzende Verände-
rungen sind möglich, ja sogar wahr-
scheinlich. Die entsprechenden An-
kündigungen sind ernstzunehmen 
und keineswegs nur Schaumschläge-
rei. Gleichzeitig ist aber auch immer 
damit zu rechnen, dass in der Realität 
vieles eine Nummer kleiner, harm-
loser und unspektakulärer ausfällt. 
Einmal, weil auch Trump und seine 
diversen Unterstützer sich keineswegs 

immer einig sind oder weil sich bei 
der Umsetzung sehr schnell eklatan-
te Widersprüche zeigen, Widerstand 
geleistet wird, Hindernisse nicht be-
seitigt werden können und/oder die 
Tagespolitik nach einer vorsichtigen 
Taktik verlangt.

Dazu ein paar Beispiele. Ziemlich 
sicher wird eine Wende in der Um-
welt- und Klimapolitik vollzogen wer-
den. Ob darin allerdings eine Rück-
nahme der Projekte eingeschlossen 
ist, die von Biden mit dem „inflation 
reduction act“ eingeleitet wurden, ist 
nicht mehr so klar. Denn auch Repub-
likaner bzw. die ihnen nahestehenden 
Kreise profitieren von diesen Subven-
tionen. Kompetenzen für Umwelt-
schutz und dergleichen liegen oft bei 
den Einzelstaaten. Deshalb sind viele 
Maßnahmen und Regelungen von 
Trumps Entscheidungen nicht direkt 
betroffen. Ein Effekt, der auch schon 
bei seiner ersten Präsidentschaft zu 
beobachten war.

Sicher wird Trump gegen die Mi-
gration vorgehen. Deshalb sind auch 
spektakuläre Maßnahmen wie Mas-
senabschiebungen zu erwarten. Dieses 
Thema hat im Wahlkampf eine gro-
ße Rolle gespielt, da muss gehandelt 
werden. Fraglich ist aber, ob wirklich 
versucht wird, die Migration konse-
quent zu unterbinden, schließlich gilt 
es auch das Interesse nach billigen Ar-
beitskräften zu berücksichtigen.

Im Wahlkampf wurden vielfältige 
und radikal hohe Zölle angekündigt. 
Sicher werden einige Zölle eingeführt 
und noch mehr wird angedroht wer-
den. Wie weitgehend die Abschottung 
durch Zölle aber wirklich gehen wird, 
dürfte noch offen sein. Denn Zölle sind 
eine zweischneidige Sache. Es drohen 
preistreibende Effekte im Inland und 
Verluste bei Exporten durch Gegen-
maßnahmen der Handelspartner. Es 
spricht einiges dafür, bei Zöllen vor-
sichtig und nur punktuell vorzugehen. 
Dazu besteht die realistische Gefahr, 
dass ein Pokerspiel mit Zöllen außer 
Kontrolle geraten könnte, aber aus 
Prestigegründen durchgezogen wird, 
trotz einer damit verbundenen Selbst-
schädigung.

Außerdem ist mit weiteren Steu-
ersenkungen zu rechnen, hauptsäch-
lich zu Gunsten des Kapitals und der 
Reichen.

Außenpolitisch wird die Konfron-
tation mit China weitergehen und eher 
noch an Schärfe zunehmen. Ebenfalls 

wird die Unterstützung Israels fort-
gesetzt werden, noch bedingungslo-
ser als jetzt. Die europäischen NA-
TO-Verbündeten werden größerem 
Druck ausgesetzt sein, sich bei Mili-
tär und Rüstung finanziell stärker zu 
engagieren. Was den Ukraine-Krieg 
betrifft, wird in den hiesigen Medien 
heftig über weitgehende Zugeständ-
nisse an Russland spekuliert. Nüch-
tern betrachtet kann man fragen, was 
echte Zugeständnisse wären und was 
ein Hinnehmen von Realitäten. Auch 
für Trump sollte gelten, dass entspre-
chend seinem Slogan „Make America 
great again“ eigentlich alles vermie-
den werden müsste, was die USA ir-
gendwie als Verlierer dastehen lässt. 

Mit am gravierendsten könnten 
die Folgen für die amerikanischen 
Institutionen und letztlich für die US-
Demokratie sein. Das „Projekt 25“ 
spricht davon, angebliche Gegner 
bzw. Vertreter eines „tiefen Staates“, 
welche die Absichten des Präsidenten 
hintertreiben könnten, aus Regierung 
und Verwaltung zu entfernen und 
durch loyale Anhänger zu ersetzen. 
Dabei ist von ca. 50 000 Positionen die 
Rede. (Zum Vergleich: Üblich waren 
bisher bei einem Wechsel von Präsi-
dent und Partei etwa 4000 personelle 
Umbesetzungen). Die Mehrheit in den 
beiden Parlamentskammern für die 
Republikaner eröffnet jetzt die Mög-
lichkeit, Veränderungen bei Regierung 
und Behörden, die weit in die Zukunft 
hinein wirksam sein können, auf lega-
lem Weg zu erreichen. So ähnlich, wie 
es bereits während der ersten Präsi-
dentschaft mit dem obersten Gericht 
geschehen ist. 

Trump hat bekanntlich im Wahl-
kampf Gegnern mit Verfolgung ge-
droht, er hat angekündigt, ein für 
ihn negatives Wahlergebnis nicht zu 
akzeptieren. Die Ereignisse vom 6. Ja-
nuar 2021 haben gezeigt, dass er mit 
seinen Methoden nicht wählerisch ist, 
wenn er sich dadurch einen Vorteil 
verspricht. 

Was genau passieren wird, wie 
schnell oder schleichend Veränderun-
gen stattfinden werden, muss zum 
jetzigen Zeitpunkt natürlich Speku-
lation bleiben. Aber sicher wäre es 
unrealistisch, von Trump eine gene-
relle und unbedingte Respektierung 
von Rechtsstaat und Demokratie zu 
erwarten.

24.11.2024
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Gedanken eines alten 
Genossen während der 
Pandemie
(Arbeiterstimme Nr. 208)

(…) Ich wurde 1929, zehn Jahre 
nach dem Sturz der Monarchie, in 
einem eisigen Frühjahr in Nürnberg 
geboren und bin in einfachen Verhält-
nissen aufgewachsen. Als Kleinkind 
konnte ich natürlich nichts mitbe-
kommen von der Bedeutung der fünf 
Monate später einsetzenden kapita-
listischen Weltwirtschaftskrise, eine 
der wesentlichen Ursachen für die 
Machtübertragung an den Faschis-
mus und den von ihm angezettelten 
II. Weltkrieg. Es war im Leben der 
geschichtliche Verlauf, der mich in 
etwa vier Phasen jeweils zwang, da-
mit fertig zu werden, obwohl die Fa-
milie zeitweise auseinandergerissen 
war. Da waren Schicksalsschläge, die 
manchmal schlimmer waren als die 
gegenwärtige Pandemie-Gefährdung 
und die Quarantäne-Vorschriften im 
Jahr 2020.

Da musste z.B. die Familie in der 
angeschlagenen Weimarer Republik 
mit der Massenarbeitslosigkeit und 
der sozialen Verarmung zurechtkom-

men. 1933 folgten zwölf Jahre Nazi-
Herrschaft mit Diktatur und sechs 
Jahre Krieg und Zerstörung. Auf die 
Niederlage des „Tausendjährigen Rei-
ches“ folgte die Militärdiktatur der 
USA-Besatzungsarmee mit schweren 
Not- und Hungerjahren, bis 1949 die 
D-Mark kam und die BRD gegründet 
werden konnte.

Es kann sein, dass in der Ge-
schichte Deutschlands keine Ge-
neration solche gewaltigen und ra-
schen Umbrüche erlebt hat wie die 
meine. Die Veränderungen waren 
umfassend in Zivilisation, Kultur, 
Technik und Politik. Darunter habe 
ich auch sprunghafte Fortentwick-
lungen erlebt: von der Petroleum-
lampe zum elektrischen Licht, von 
der Pferdekutsche zum Auto, von 
der preußischen Marschmusik zum 
Jazz, vom massenhaften Tuberkulo-
setod – meine halbe Verwandtschaft 
starb daran – zur Herzoperation, vom 
unumschränkten Patriarchat zu den 
heutigen Kinder- und Frauenrechten, 
von der Handarbeit zur Industrie-
Automatisierung.

So waren meine Lebensabschnit-
te unterschiedlich gefährlich zu be-
wältigen: in der Kindheit mit vielen 
Krankheiten, in der Jugend war ich 
in Gefahr, an Gelbsucht zu sterben, 
im Krieg kamen die Bombenangriffe 
bis in die nächste Nachbarschaft und 
der Luftschutzkeller bebte; mit 14 
zum „Schnellkommando“ einberu-
fen, Schläuche legen vor brennenden 
Häusern und andere Einsätze. Die 
Schulergebnisse sahen entsprechend 
aus. Der Vater und der vier Jahre äl-
tere Bruder waren im Krieg, da war 
ich mit meiner mich sehr umsorgen-
den Mutter allein. Das hieß auch bis 
Ende 1948 mit dem Alltag fertig zu 
werden: das hieß Organisieren, Tau-
schen, Hamstern, eine Kaninchen-
zucht aufziehen, mitten in der Trüm-

merstadt. Das nahm die ganze Kraft 
in Anspruch. 

Es gab auch riskante Situationen, 
die lebensgefährlich hätten werden 
können: Stabbrandbomben durch-
schlugen das Dach, die Blindgänger 
warf ich auf den Hof. Neben unserm 
Haus ging eine Bombe auf eine Bä-
ckerei nieder und zerstörte das Nach-
barhaus. 30 Meter weiter riss eine 
Granate das Hauseck weg. Kurz vor 
der Einnahme Nürnbergs erhielt ich 
den Gestellungsbefehl zum Volks-
sturm, das war drei Wochen, bevor 
ich sechzehn wurde. Nach der Ver-
eidigung in Rummelsberg desertierte 
ich mit einem Schulkameraden über 
die Bahngleise nach Nürnberg. Wir 
wollten uns nicht mehr verheizen las-
sen. Hätte die SS uns erwischt, wären 
wir aufgeknüpft worden.

In den Nachkriegsjahren wäre 
dann fast die ganze Familie verhun-
gert, da wir, wie etwa die Hälfte der 
Bevölkerung, keine Beziehungen zu 
Bauern und Produzenten hatten. 

Politisch bin ich erst in den letz-
ten Kriegsjahren „aufgewacht“, als 
die Kriegsereignisse das Misstrauen 
verstärkten und das Abhören der 
„Feindsender“ (Radio Beromünster, 
Soldatensender Kiew) Lügen der Na-
zipropaganda entlarvten. Die erste 
Phase der Besatzung durch die GIs 
war auch brisant, sie nahmen un-
sere Wohnung als Stützpunkt. Wir 
hausten dann im Keller, mitsamt 
den Großeltern, die im Januar aus-
gebombt worden waren.

Das Wichtigste für uns war, dass 
im Krieg niemand aus der Familie 
umgekommen war. Alles andere an 
Schrecken, Verlusten und Entbehrun-
gen hatten wir, auch mit viel Glück, 
überstanden. 

Aus den Erfahrungen dieser 19 
Jahre entstand langsam die Erkennt-
nis der Wichtigkeit von Politik; aber 

Hans war maßgeblich an der Gründung der Gruppe Arbeiter-
stimme beteiligt und hat sich lange Zeit federführend für 
eine bessere, sozialistische Welt eingesetzt. Wir möchten 
sein Leben und Werk mit diesem Nachruf würdigen. 
Hans hatte in den letzten Jahren Artikel zu seinem Leben 
und zum fünfzigjährigen Bestehen der Gruppe Arbeiter-

Nachruf auf Hans Steiger 

stimme verfasst. Wir haben Auszüge aus diesen Artikeln 
zusammengefasst und mit Teilen von Interviews, die wir mit 
ihm gemacht haben, ergänzt. 

Hans Steiger soll in dieser Ausgabe der Arbeiterstimme noch 
einmal selber zu Wort kommen:

Unser Alt-Genosse Hans Steiger ist im Alter von 95 Jahren gestorben. 
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ohne, dass es zur Begegnung mit 
Menschen gekommen wäre, die sich 
für Humanismus und Sozialismus 
einsetzten, hätte ich mich wohl kaum 
nach links engagiert. Es war ein zäher 
Prozess, bis ich zum Marxismus fand, 
verbunden mit einem langen Selbst-
studium. Angefangen hatte es nach 
dem Krieg mit der „Ohne mich-Be-
wegung“ der Organisierung 1951 bei 
den Kriegsdienstverweigerern, der 
Teilnahme an der Antiremilitarisie-
rungsbewegung und der Mitwirkung 
bei Gustav Heinemanns GVP. Nach 
deren Scheitern fand ich schließlich 
zur Arbeiterbewegung und damit 
1956 zur Annäherung an die „Gruppe 
Arbeiterpolitik“. 

Nun im Alter spüre ich die Not-
wendigkeit, soweit die Kräfte reichen, 
weiter an den sozialistischen Zielen 
mitzuarbeiten und meine politischen 
Erkenntnisse weiterzugeben.

H.S.

Auszug aus einem Interview 
vom Juli 2011

1956 war Hans durch Zufall über 
eine Friedensfreundin aus Ziegel-
stein an die Zeitschrift Arbeiterpolitik 
gekommen. Deren Mann war auch 
als SPD-Funktionär im KZ gewesen 
und hat sie ihm in die Hand gedrückt. 

„Na ja und da habe ich dann unge-
fähr ein Jahr die Arpo gelesen. Dann 
habe ich noch mal an die Redaktion 
geschrieben, ob es in Nürnberg auch 
Leute von der Arpo gibt. Und die gab 
es dann in Nürnberg – damals waren 

es ja noch mehr – als der kleine Kreis 
dann danach. 

1956 habe ich dann die Adresse 
gekriegt von Karl Grönsfelder. Die 
sind immer bei einem oder anderen 
zusammengekommen und dann ha-
ben sie mir die Einladung geschickt, 
aber dann wollte ich doch nicht so 
richtig. Das Ganze war mir noch ein 
bisschen zu haarig und dann habe 
ich mir gedacht, da machst du doch 
lieber einen Besuch bei der Adresse, 
die du hast. Karl Grönsfelder, der 
wohnte in einer Nebenstraße der 
Fürther Straße, weil er noch bei den 
Triumph Werken beschäftigt war. Er 
war in der IG-Metall und Betriebsrat 
bei Triumph und obwohl er Kom-
munist war, war er auch bei vielen 
Sozialdemokraten, die noch klas-
senkämpferisch waren, angesehen. 
Dort war ja auch Helmut Inzinger 
beschäftigt, und Horst Klaus war zu 
der Zeit auch noch bei den Triumph 
Werken. Dann habe ich da mit Karl 
Grönsfelder so gesprochen und seine 
Frau war auch da, die war ja auch im 
Zentralkomitee, die war mir zu hart, 
die hatte Haare auf den Zähnen und 
die ist auch nicht so mit dem Karl 
umgegangen, wie es eigentlich sein 
sollte. Seine Tochter war auch da, die 
war auch mit in der KPO-Gruppe 
dabei. Und dann hat es sich so erge-
ben, dass ich einige Zeit immer mal 
wieder zu ihm hingegangen bin. Der 
hat mir dann immer wieder gesagt, 
das was du gerade gesagt hast, das 
hat nicht gestimmt und das sehe ich 
anders. Ich war da schon hellhörig. 
Karl war ein einfacher Mensch, er 
war sympathisch, er war kein The-
oretiker, aber er hat halt Bescheid 
gewusst. Und er hat auch persön-
lich einen guten Eindruck gemacht. 
Dann hat er mich doch überredet, 
einmal mitzukommen zum Hans 
Kunz und da bin ich dann hin und 
da waren Helmut Inzinger und Erich 
Hansel, das war so die kleine Zusam-
menkunft.

Das Meiste habe ich mir aller-
dings autodidaktisch angeeignet. Es 
gibt ja diesen Satz von Bert Brecht, 
dass man, um den Marxismus auch 
nur ansatzweise zu verstehen, unge-
fähr 1000 Stunden braucht. Also, die 
1000 Stunden habe ich wahrschein-
lich zusammengebracht, aber man 
lernt ja da nie aus. Und die Öko-
nomie ist ja ein Gebiet für sich und 
doppelt schwer.“

Rückblick auf 50 Jahre 
Arbeiterstimme (Arsti Nr. 214)

Die erste Arbeiterstimme erschien 
am 30. Mai 1971. Die Gründung der 
„Gruppe Arbeiterstimme“ erfolg-
te am 21. November 1971 bei einer 
Vereinigungskonferenz der Gruppe 
Arbeiterpolitik Nürnberg mit der 
Gruppe „Unser Weg“ auf einer Kon-
ferenz in Frankfurt, an der auch Ge-
nossinnen und Genossen aus anderen 
Regionen teilnahmen. An der Grün-
dungsversammlung nahmen 19 Ge-
nossinnen und Genossen teil und die 
Beschlüsse wurden ohne Gegenstim-
me angenommen. Alle Altersgruppen 
waren vertreten, vom ehemaligen 
KPO-Abgeordneten des preußischen 
Landtags, Alfred Schmidt, dem Re-
dakteur von „Unser Weg“, Hermann 
Jahn, von Isi Abusch bis zu den Jün-
geren aus der Nürnberger IG-Me-
tall-Jugend, aus der Arpo Nürnberg 
auch Hans Kunz und Hans Steiger, 
die alles organisiert hatten. Einige 
aus der Nürnberger Gruppe konn-
ten nicht teilnehmen. Der theoretisch 
und historisch beschlagene Genosse 
Udo Winkel war dabei sowie Schorse 
Stockmann, der Gewerkschaftsfunk-
tionär aus Bremen, dem nach dem 
Krieg die Leitung der Bremer Gruppe 
Arbeiterpolitik zusammen mit Heinz 
Kundel oblag. 

Zurück zu den Wurzeln: Der 
Werdegang der Gruppe und deren 
Zustand wurden wesentlich mitbe-
stimmt von den politischen Entwick-
lungen in Deutschland und der Welt 
und von den Bewegungen, die da-
durch entstanden, auch wenn diese 
wieder niedergingen. So haben die 
Gruppen, die die Arsti gründeten, 
auch später insgesamt vier Phasen, 
wie ich meine, durchschritten und 
durchlitten, meist in der Reihenfolge: 
mühsamer Aufbau – Konsolidierung 
– politische Enttäuschungen – Spal-
tungen – schwieriger Neuanfang. 
Der kleine Zirkel in der Wohnung 
von Hans Kunz, in der die Sitzungen 
stattfanden, umfasste anfangs meist 
nicht viel mehr als zehn Personen; 
später waren es nicht selten 28. Bei 
Jahreskonferenzen war die Zahl der 
Teilnehmenden höher, 50 bis 60, 1971 
in der Wörlmühle Erlangen sogar 74.

Die Grundlagen einer neuen, mar-
xistischen Orientierung nach Faschis-
mus und Krieg und der verheerenden 
Stalinisierung in der Sowjetunion 
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versuchten eine Anzahl kleinerer 
Gruppen zu legen, die meist erfolglos 
blieben, aber eine Zeitlang durchhiel-
ten mit der vagen Hoffnung auf eine 
Besserung für sozialistische Politik. 
Die Ära des Antikommunismus ver-
sperrte jede Möglichkeit, in der brei-
ten Bevölkerung Anklang zu finden. 

Auch die KPO-Überlebenden in 
Nürnberg gehörten dazu, die sich in 
der Gruppe Arbeiterpolitik gesam-
melt hatten. Karl Grönsfelder, Revo-
lutionär und ehemaliger Vorsitzender 
der KPD Nordbayern, sammelte nach 
seinem Ausschluss aus der KPD An-
fang der fünfziger Jahre eine Anzahl 
jüngerer Genossen um sich: Übrig 
geblieben waren Hans Kunz, Erich, 
Helmut und Hans, der 1956 dazukam 
(erst als Hörer, dann als „Marxismus–
Lehrling“). Die Haupttätigkeiten des 
kleinen Kreises waren Diskussionen 
und die Behandlung und Erstellung 
von Artikeln der Arpo. Auf Au-
ßenwirkung wurde wohl auch auf 
Grund der schlechten Erfahrungen 
verzichtet. Es war auch eine gewisse 
Erschöpfung in ihnen, da sie als Üb-
riggebliebene tief enttäuscht waren, 
nicht nur wegen ihrer Misserfolge, 
sondern auch über ihre eigene Ver-
gangenheit, die kampflose Niederla-
ge der Arbeiterbewegung gegen den 
Faschismus und über das Versagen 
der KPD, die die Einheitsfrontpoli-
tik bis ganz kurz vor dem Ende der 
Weimarer Republik abgelehnt hatte. 
Da war eine gewisse Lähmung nicht 
zu vermeiden für jene Minderheit, 
die den Widerstand gegen die Fa-
schisten geleistet hatte. Von Stuttgart 
aus versuchte der ehemalige Arpo-
Redakteur Theodor Bergmann (Ted) 

uns für seine Sammlung zu gewin-
nen. Die Zeitschrift Sozialismus, die 
er herausgab, war aber für uns nach 
marxistischen Maßstäben ungenü-
gend. Als sich nach den sogenann-
ten Wirtschaftswunderjahren wieder 
ein bisschen mehr bewegte, gab es 
bei manchen linken Gruppen etwas 
mehr Auftrieb. Die Demonstrationen, 
an denen wir teilnahmen, häuften 
sich, die sozialen Proteste und die 
Proteste gegen die Aufrüstungspoli-
tik, aber vor allem die Ostermärsche 
waren von Bedeutung. Nun war ein 
Teil der Jugend politisch etwas mehr 
in Bewegung gekommen, auch aus 
der Gewerkschaftsjugend. Wir vom 
Grönsfelder-Kreis hatten Udo Winkel 
für uns gewonnen, der an unseren 
Treffen teilnahm und dessen Wissen 
und Diskussionsbereitschaft auch 
in der Friedensbewegung für uns 
Früchte trug. Wir luden die Interes-
sierten zu unseren Versammlungen 
ein, zu den Diskussionsabenden in 
Hans Kunz‘ Wohnung und zu den 
beginnenden Aktivitäten. Vor allem 
in der IGM-Jugend fanden wir An-
klang. An der Durchsetzung, den 
gewerkschaftlichen 1. Mai zurück zur 
Demonstration und auf die Straße zu 
bringen, hatten wir wesentlichen An-
teil, allein deshalb, weil wir vorher 
die zerstrittenen linken Gruppen zum 
gemeinsamen Handeln brachten. Wir 
konnten neue Mitglieder gewinnen. 
Der Durchbruch erfolgte dann durch 
Helmut von den Falken im Regens-
burger Umkreis, wo sein Einfluss 
auch bei den dortigen Studierenden 
beträchtlich war. Mit Linken in der 
Studentenbewegung wie in Erlangen 
waren wir zwar in Kontakt, aber es 

waren meist die Erwartungshorizonte 
dann doch zu verschieden. Die 68er 
Bewegung an den Universitäten und 
die großen Friedensdemonstrationen 
und die gegen den Vietnamkrieg 
hatten längst Adenauers reaktionäre 
Restaurationspolitik gebremst, vor 
allem im kulturellen Bereich. Die 
1967/68er Bewegung von Teilen ei-
ner jungen Generation war indirekt 
auch Ausdruck einer Veränderung 
des weltpolitischen Kräfteverhältnis-
ses, dem sich der Westen anpassen 
musste. In Bonn regierte eine „sozi-
alliberale“ Regierung, außenpolitisch 
geprägt von Willy Brandts Ostpolitik, 
dem „Wandel durch Annäherung“ 
und innenpolitisch wurde 1968 wie-
der eine kommunistische Partei, die 
DKP, zugelassen. Das KPD-Verbot 
von 1956 wurde freilich nicht aufge-
hoben und auch auf die Verfolgun-
gen von Kommunisten wurde nicht 
verzichtet (Berufsverbote). Doch als 
die Auflösungsprozesse der Außer-
parlamentarischen Opposition (APO) 
fortschritten, konnte die DKP, die zu 
einer echten Erneuerung und dem 
Bruch mit dem Stalinismus nicht be-
reit und fähig war, nur wenig dazu 
gewinnen. Es bildeten sich kommu-
nistische Miniparteien, wie die KPD/
ML, Maoisten usw., die meist ultra-
links waren.

Auch die Zusammenarbeit unse-
rer Nürnberger Arpo-Gruppe mit der 
Bremer und Hamburger Redaktion 
der Arpo blieb nicht frei von Mei-
nungsverschiedenheiten und Rich-
tungsstreit. Innerhalb der dortigen 
Gruppen gab es schwere Auseinan-
dersetzungen über die Einschätzun-
gen und später vor allem über die 

Genossinnen und Genossen der 
Gründungsversammlung
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te nun, alters- und zahlenmäßig ge-
stärkt, mehr Einfluss gewonnen. Wir 
konnten vor jedem 1. Mai vor den 
meisten Großbetrieben Nürnbergs 
unsere Flugblätter verteilen und den 
Anschein eines roten 1. Mai in Nürn-
berg aufrechterhalten. Von Gewerk-
schaftsseite wurde manches mitgetra-
gen oder geduldet. Einige Funktionä-
re waren vor 1933 in der SAP gewe-
sen. Der damalige DGB-Vorsitzende 
Ranzenberger war ein Zögling des 
KPO-Genossen Brechenmacher. Es 
gab in dieser Zeit viele Demonstra-
tionen, die wir mittrugen und auch 

beim Zeitungsvertrieb konnten wir 
zulegen. Politisch hatte sich auch die 
Weltkarte ein Stück verändert; aber 
bald stellte sich heraus, dass dieser 
Linksruck auf zu schwachen Füßen 
stand. Die Stagnation im Ostblock, 
besonders in der Sowjetunion und 
in der DDR, ließen Hoffnungen auf 
Erneuerung im sozialistischen Sinn 
schwinden und in Westdeutschland 
ging die Aufnahmebereitschaft noch 
mehr zurück. Auch in der Gruppe 
wurden die Zweifel stärker, ob die 
Hoffnung auf eine sozialistische Per-
spektive in Deutschland noch ange-
bracht sei. In der Gruppe ließ das 
Erkennen der Notwendigkeit einer 
theoretischen Arbeit mit marxisti-
scher Herangehensweise zu wün-
schen übrig. Vielleicht konnte eine 
geteilte Schulung weiterhelfen. Nun 
gab es wöchentlich zwei Möglichkei-
ten: den meist unvorbereiteten Mon-
tagskreis mit allgemeinen Diskussi-
onen, der die größere Besucherzahl 

Streikstrategie auf der Klöckner-
Hütte. Dabei ging es hauptsächlich 
um die Einschätzung und Bewer-
tung des Kräfteverhältnisses und 
um die grundsätzliche Beurteilung 
von hauptamtlichen Gewerkschafts-
funktionären. Der Zwist wurde so 
heftig, dass er zur Spaltung der Bre-
mer Gruppe führte. Schorse Stock-
mann und vor allem einige ältere 
Genossen verließen die Gruppe. Sie 
wandten sich gegen deren volunta-
ristische Tendenzen und gaben eine 
hektographierte Zeitschrift heraus. 
1971 gehörten sie mit zu den Grün-
dern der „Arbei-
terstimme“.

Die Nürnber-
ger Arpo-Gruppe 
hatte als Begleit-
erscheinung des 
Niedergangs der 
APO Zuwachs er-
halten, auch den 
äußeren Kreis er-
weitert und Ar-
po-Leser im Ge-
werkschaftsbe-
reich gewonnen.

1966 war ich 
zu einem Besuch 
b e i  H e i n r i c h 
Brandler in Ham-
burg und habe 
das verbunden 
mit der Teilnah-
me an der Arpo-
Jahreskonferenz in Hamburg (Heinz 
Kundel / Bonno Schütter). Später hat 
die Nürnberger Gruppe mit einer De-
legation an nachfolgenden Jahreskon-
ferenzen teilgenommen, dabei kam 
es dann in Steinkimmen und spä-
ter zu heftigem Streit. Es ging dabei 
auch um die von uns beanstandeten 
Streichungen und Verunstaltungen 
von Artikeln, ja sogar bis zu Verfäl-
schungen, durch die dortige Redakti-
on. Besonders die Analysen und Ge-
werkschafts-einschätzungen von Pep, 
der nach dem Tod Brandlers wieder 
mitwirkte, konnten wir nicht mehr 
teilen. Es kam zur Spaltung der Grup-
pe Arbeiterpolitik und wie eingangs 
beschrieben zur Gründung der Grup-
pe und Zeitschrift Arbeiterstimme. Wir 
hatten auch eine Anzahl Altgenossen, 
meist aus der KPO, gewonnen und 
konnten so auch die finanzielle Ba-
sis herstellen. Besonders Isi Abusch 
hat für Jahrzehnte das finanzielle 
Fundament gelegt. Die Gruppe hat-

auswies. Der Freitagskreis, dem ich 
angehörte, stellte die marxistische 
Schulung in den Vordergrund. Statt 
einer Annäherung beider Kreise stell-
te sich heraus, dass der Montagskreis 
wenig Fortschritte dabei machte, das 
marxistische Niveau zu erhöhen. So 
lief es in die falsche Richtung und 
die Ansprüche wurden noch mehr 
zurückgeschraubt. Es lief darauf hin-
aus, dass die Artikel an marxistischer 
Substanz einbüßten. Wir stellten uns 
dagegen und sahen die Gefahr, dass 
Gruppe und Zeitung ihren Haupt-
sinn dann verloren hätten. Die Aus-

einandersetzun-
gen wurden im-
mer schärfer und 
führten schließ-
lich zur Spaltung 
der Gruppe. Weil 
diese auch in der 
Arbeiterst imme 
ausgetragen wor-
den waren, konn-
ten wir nach der 
Spaltung 1975 
Zugang zu ganz 
neuen Mitkämp-
fern finden. Nach 
einiger Zeit an-
strengender Be-
mühungen, wo 
die Gefahr be-
stand, dass für 
die Gruppe alles 
zu Ende ist, ha-

ben wir noch einmal einen Neuan-
fang fertiggebracht, mit Zuwachs aus 
der Oberpfalz und anderswo. 

Der Charakter der jetzigen Grup-
pe ist etwas verschieden von früher. 
Wir haben nun mehr Akademiker in 
unseren Reihen, aber die Arbeiter-
stimme hat fast keine Arbeiter mehr. 
Wir haben weiterhin Beziehungen 
mit der Gruppe International Dorfen 
und auch seit einigen Jahren wieder 
mit der Gruppe Arbeiterpolitik, mit 
der wir auch Artikel austauschen. 
Was darüber hinaus geht, wür-
de strukturell an unsere Grenzen 
stoßen. Trotz unserer personellen 
Schwäche meine ich: Auch wenn es 
mühsam ist, wir sind auf dem rich-
tigen Weg!

Hans Steiger

Diesen Weg werden wir in der 
Gruppe Arbeiterstimme auch im Sin-
ne von Hans Steiger fortsetzen. Er wir 
uns unvergessen bleiben.
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Am 19. und 20. Oktober 
fand, wie schon seit vie-
len Jahren in Nürnberg, 

die Jahreskonferenz der Gruppe Ar-
beiterstimme statt. Daran nahmen 
diesmal auch zwei befreundete Ge-
nossen der Gruppe Arbeiterpolitik 
und ein Genosse der AG Internatio-
nal Dorfen teil.

Nach einer kurzen Aussprache 
zur Lage der Gruppe und zur finan-
ziellen Situation war der erste große 
Programmpunkt die Rechtsentwick-
lung (nicht nur) im Osten Deutsch-
lands unter der Überschrift „Was ist 
im Osten los?“ Wir hatten dazu kein 
gesondertes Referat vorgesehen, da 
wir uns seit längerem intensiv mit 
diesem Themenbereich beschäftigt 
haben. Grundlage für die Diskussi-
on waren die beiden Artikel aus der 
letzten Nummer (Nr. 225): „Erfolge 
der AfD und komplizierte Regierungs-
bildungen“ sowie „Die Früchte der Kri-
se: Warum die AfD im Osten profitiert“.

Zudem hatte ein befreundeter 
Genosse aus Österreich, der leider 
an der Tagung nicht teilnehmen 
konnte, uns kurzfristig ein ausführ-
liches Thesenpapier zur jüngsten 
Entwicklung nach den Wahlen in 
Österreich zukommen lassen. Dieses 
Thesenpapier „Ein paar Anmerkungen 
zur FPÖ“ bildete so einen sehr ge-
eigneten Einstieg in eine ausgiebige 
Diskussion. Dabei stellte sich heraus, 
dass es viele Ähnlichkeiten mit der 
Entwicklung in Deutschland gibt.

In einem ausführlichen Artikel zu 
den jüngsten Wahlen in Österreich 
sind diese Thesen zum Aufschwung 
der FPÖ eingearbeitet.

In der Diskussion zum obigen 
Thema wurde darauf hingewiesen, 
dass ein wesentlicher Unterschied 
zur Situation in Deutschland das 
Ziel der FPÖ sei, auf „Deutsch-Ös-
terreich“ zu orientieren, d.h. ihrer 
Politik eine deutsch-nationalistische 
Ausrichtung zu geben. Die in der 
Verfassung festgeschriebene Neu-
tralität sei damit in Gefahr. Dieser 
Geschichtsrevisionismus führe zu 
schweren inneren und äußeren Ver-
werfungen und rufe die schlimmsten 
Ausprägungen des Austrofaschis-
mus in Erinnerung.

In diesem Zusammenhang ent-
spann sich eine Debatte über den 
Charakter der AfD. Es herrschte 
zwar dahingehend Übereinstim-
mung, dass die AfD in ihrer Gänze 
keine faschistische Partei ist. Dem 
Vorschlag, solche Strömungen als 
„protofaschistisch“ zu bezeichnen, 
wurde aber widersprochen. Dage-
gen wurde der Begriff „rechtspo-
pulistisch“ gesetzt. Eine Einigung 
wurde diesbezüglich nicht erzielt, 
es wurde aber darauf hingewiesen, 
dass es nach Thalheimer verschie-
dene Formen autoritärer Herrschaft 
gebe und man sich wohl dieser Be-
grifflichkeiten bedienen sollte.

Nicht strittig war, dass es in 
der AfD Faschisten gibt und die 
Partei einen Rahmen bildet, in 
dem faschistische Kräfte organi-
siert werden (können). Mit der 
Verschärfung der Krise komme 
ihr faschistischer Kern zum Vor-
schein. Andererseits sei gesamtge-
sellschaftlich keine faschistische 
Bewegung „notwendig“. Es gibt 
weder eine (starke) Arbeiterbewe-
gung, die die kapitalistische Wirt-
schaftsordnung gefährden oder 
gar beseitigen könnte, noch gibt 
es auch nur ansatzweise eine fa-
schistische Massenbewegung, die 
diese Arbeiterbewegung bekämp-
fen würde. Wenn Kräfte wie z.B. 
die Linkspartei behaupten, „die 
AfD ist faschistisch“, so kann dies 
nur Verwirrung stiften; der Begriff 
wird inhaltsleer. Wie bezeichnet 
man dann eine Kraft oder Partei, 
die tatsächlich faschistisch ist?

Es steht aber außer Frage, dass 
die Wirkungen der neoliberalen Po-
litik bei uns immer deutlicher zutage 
treten. Seit den letzten Jahrzehnten 
mit ihrem Sozialabbau, den Privati-
sierungen und den Kürzungen auf 
vielen Gebieten (Infrastruktur, Ge-
sundheitswesen, Post, öffentliche 
Verwaltung, Bildungsbereich …), 
mit den wirtschaftlichen Krisener-
scheinungen und der Schwäche der 
Bundesregierung hat  verstärkt eine 
Abkehr von den etablierten Parteien 
stattgefunden, was spiegelbildlich 
eine Hinwendung zur AfD bedeutet. 
So werden rechte Parolen, die vor 
noch nicht allzu langer Zeit gesell-
schaftlich geächtet waren, nicht nur 
„gesellschaftsfähig“, d.h. sie dringen 
in die öffentliche Debatte. Sie werden 
in zunehmendem Maße nicht nur 
von CDU/CSU, sondern auch von 
allen andern Parteien übernommen, 
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wenn auch meist mit weicheren For-
mulierungen. Die einzige Ausnahme 
bildet noch die Linkspartei.

Besonders stark ist die Rechts-
wendung „im Osten“, d.h. im Gebiet 
der früheren DDR. Als Gründe dafür 
wurden angeführt die Ungerechtig-
keiten der Treuhand bei der Liqui-
dierung der Betriebe und der Ver-
schacherung der Immobilien. Es gab 
kein festgefügtes Parteiensystem, 
daher gebe es auch keine Parteien-
bindung wie im Westen. Eine kirch-
liche Bindung wie lange Zeit im 
Westen ist ebenfalls kaum vorhan-
den. Durch den abrupten Anschluss, 
die Auswirkungen der Bodenreform 
und die Ungerechtigkeiten bei der 
Rente ist in der ehemaligen DDR so 
gut wie kein privates Vermögen als 
Absicherung vorhanden. Auch die 
Linkspartei vertrat keine bessere Po-
litik, als sie an der Regierung war. 
Daher habe die AfD die Linke als 
„Kümmererpartei“ abgelöst. Dieser 
Einschätzung wurde insoweit wi-
dersprochen, als der Erfolg der AfD 
auf die ökonomischen Verhältnisse 
und die Zerschlagung des Sozial-
staats zurückgeführt wurde, nicht 
auf die DDR-Vergangenheit. 

Wichtig war auch noch der Hin-
weis, dass der Anteil der AfD-Wäh-
ler innerhalb der Gewerkschaften 
höher ist als der Durchschnitt; diese 
Haltung setze sich auch im Funktio-
närsbereich fort!

Das Thema Migration überschat-
tet mittlerweile alles. Dies führt zur 
Parole „Festung Europa“, d.h. Kont-
rolle und Abriegelung aller Grenzen 
bis zur Forderung nach „Remigra-
tion“, die in abgeschwächter Form 
auch von anderen Parteien über-
nommen wird. Dabei wurde darauf 
hingewiesen, dass ein Großteil der 
Flüchtlinge aus Ländern kommt, in 
denen der Westen Krieg geführt hat.

Diesem Themenkomplex folg-
te der Vortrag des Autors der vor 
kurzem erschienen Biografie des 
führenden KPO-Funktionärs Robert 
Siewert. Der Text mit dem Titel „Das 
Verhängnis einer ultralinken Politik am 
Beispiel der KPD von 1919 bis 1933“ 
ist in dieser Nummer dokumentiert.

Zuletzt stand am Samstag Nach-
mittag das Verhältnis von Gewerk-
schaften und  Friedensfrage auf dem 
Programm.   Der erste Teil befasste 
sich mit dem Thema „Die deutschen 
Gewerkschaften und die Friedensfrage“. 

Der Inhalt ist in dieser Ausgabe ab-
gedruckt. Der zweite Teil bestand 
aus einem Bericht der Arbeiterpoli-
tik über die Tagung „Waffen runter, 
Löhne rauf!“ in Stuttgart. Auch die-
sen Text übernehmen wir mit dem 
Einverständnis der Arbeiterpolitik. 
Von der AGI Dorfen kam dazu die 
Information, dass von den Unter-
zeichnern des Aufrufs im Internet 
„Gewerkschaften für den Frieden“ 200 
als Stichprobe untersucht wurden. 
100 davon kamen von ver.di-Mit-
gliedern, 50 von der IG Metall, 30 
von der GEW und 20 waren in an-
deren Gewerkschaften organisiert.

Das Ergebnis unserer traditio-
nellen Solidaritätssammlung wird 
einem Projekt in dem vielfach ge-
beutelten Kuba zur Verfügung ge-
stellt. Es kam ein Betrag von 600 € 
zustande.

Nach dem Abendessen in einer 
Gaststätte gestaltete sich die sonst 
übliche Diskussion in persönlicher 
Atmosphäre wegen der Lautstärke 
etwas schwierig, so dass wir früher 
als sonst nach Hause aufbrachen, 
um dort weiter zu diskutieren.

Am Sonntag stand eine ausführ-
liche Analyse mit dem Titel „Überle-
gungen zu Venezuela – ‚revolutionäre‘ 
Voraussetzungen und Bedingungen“ 
auf dem Programm. Der überar-
beitete Text wird aus Platzgründen 
erst in der nächsten Nummer abge-
druckt.

Die Tagung fand wie üblich in ei-
ner sehr solidarischen Atmosphäre 
statt. Die Diskussionen waren ergie-
big und weiterführend.

Auch wenn der Rahmen, der uns 
möglich ist, klein gehalten werden 
muss, so gibt uns der Verlauf der 
Jahreskonferenz neue Kraft, im bis-
herigen Sinne weiterzumachen. Er 
ermuntert uns, gerade in der heute 
sich immer mehr zuspitzenden Welt-
lage den Kampf nicht aufzugeben für 
ein Ziel, das mit der Losung „Sozialis-
mus oder Barbarei“ die aktuelle Ent-
wicklung auf den Punkt bringt. Dies 
ist auch im Sinn unseres inzwischen 
verstorbenen Altgenossen Hans Stei-
ger, der wegen eines Krankenhaus-
aufenthalts nicht an der Konferenz 
teilnehmen konnte!

Mehr zu seiner Person ab Seite 
sieben in dieser Ausgabe.
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Lenin schrieb 1919 zur „Re-
volutionären Situation“:

„Für den Marxisten un-
terliegt es keinem Zweifel, dass eine Re-
volution ohne revolutionäre Situation 
unmöglich ist, wobei nicht jede revolutio-
näre Situation zur Revolution führt. (…) 
Wir gehen sicher nicht fehl, wenn wir 
folgende drei Hauptmerkmale anführen:
1. Für die herrschenden Klassen ist es 

unmöglich, ihre Herrschaft unverän-
dert aufrechtzuerhalten; die eine oder 
andere Krise der ‚oberen Schichten‘, 
eine Krise der Politik der herrschen-
den Klasse, die einen Riss entstehen 
lässt, durch den sich die Unzufrieden-
heit und Empörung der unterdrückten 
Klassen Bahn bricht. Damit es zur Re-
volution kommt, genügt es in der Regel 
nicht, dass die ‚unteren Schichten‘ in 
der alten Weise ‚nicht leben wollen‘, es 
ist noch erforderlich, dass die ‚oberen 
Schichten‘ in der alten Weise ‚nicht 
leben können‘.

2. Die Not und das Elend der unterdrück-
ten Klassen verschärfen sich über das 
gewöhnliche Maß hinaus.

3. Infolge der erwähnten Ursachen stei-
gert sich erheblich die Aktivität der 
Massen, die sich in der ‚friedlichen‘ 
Epoche ruhig ausplündern lassen, in 
stürmischen Zeiten dagegen sowohl 
durch die ganze Krisensituation als 
auch durch die ‚oberen Schichten‘ 
selbst zu selbständigem historischem 
Handeln gedrängt werden.

Ohne diese objektiven Veränderun-
gen, die unabhängig sind vom Willen 
nicht nur einzelner Gruppen und Par-
teien, sondern auch einzelner Klassen, ist 
eine Revolution – der der Regel – unmög-
lich. [… Doch] nicht aus jeder revoluti-
onären Situation [geht] eine Revolution 
[hervor], sondern nur aus einer solchen 
Situation, in der zu den oben aufgezähl-
ten objektiven Veränderungen noch eine 
subjektive hinzukommt, nämlich die Fä-
higkeit der revolutionären Klasse zu re-
volutionären Massenaktionen, genügend 
stark, um die alte Regierung zu stürzen 

(oder zu erschüttern), die niemals, nicht 
einmal in einer Krisenepoche ‚zu Fall 
kommt‘, wenn man sie nicht ‚zu Fall 
bringt‘.“1

Bereits 1902, in seinem Werk Was 
tun? Hatte Lenin eine Lehre von den 
„subjektiven Merkmalen“ der revolu-
tionären Situation entwickelt, durch 
welche eine sich objektiv anbahnen-
de Revolution beschleunigt werden 
könne, worunter er insbesondere den 
Aufbau einer proletarischen Partei, 
die bereit ist, die Führung zu über-
nehmen, verstand.2

Wer sich Anfang der 1920er Jahre 
als Kommunist verstand, war davon 
überzeugt, dass mit der russischen 
Oktoberrevolution 1917 die prole-
tarische Weltrevolution begonnen 
hatte. Die Möglichkeit, dass die pro-
letarische Revolution auf Russland 
beschränkt bleiben könnte, lag völlig 
außerhalb seiner Revolutionsvorstel-
lung, weshalb sich all seine Hoffnung 
auf eine Ausweitung der Revoluti-
on in Europa, insbesondere auf das 
hoch industrialisierte Deutschland 
mit seiner starken und traditionsrei-
chen Arbeiterbewegung richtete. Das 
gemeinsame Ziel aller Kommunisten 
war die radikale Umgestaltung der 
Verhältnisse in Deutschland – also 
die Fortführung der am 9. November 
1918 begonnenen bürgerlich-demo-
kratischen Revolution in die proleta-
rische Revolution.

Die Durchführung der Revolution 
war in diesen Jahren im Selbstver-
ständnis der Kommunisten ein Ereig-
nis, welches jederzeit erwartbar war – 
hatte der 1. Weltkrieg doch bewiesen, 
dass sich der Kapitalismus in seiner 
Endkrise befand. Für Kommunisten 
standen also alle zu lösende Tages-

Das Verhängnis einer ultralinken 
Politik unter vorrevolutionären 
Bedingungen am Beispiel der KPD 
1919 – 1933

1– Lenin, W. I.: Der Zusammenbruch der II. Internationale, in: LW, Berlin 1961 ff., Bd. 21, 
S. 206 f.

2– s. Lenin, W. I.: Was tun? Brennenden Fragen unserer Bewegung, in: LW, Berlin 1961 ff., 
Bd. 5, S. 355-551.

Nach dem Scheitern der Märzaktion werden 
gefangene Arbeiter abgeführt, Eisleben, März 1921
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fragen unter dem Duktus ihres Ein-
flusses auf den eigentlich zu vollzie-
henden Übergang in die Revolution. 

Doch war ein Übergang in revolu-
tionäre Auseinandersetzung nach der 
Niederschlagung der Münchner Räte-
republik im Mai 1919 überhaupt noch 
eine realistische Aufgabenstellung? 
Die Kommunisten waren davon über-
zeugt. Doch die Macht lag nach dem 
Mai 1919, nach der Niederschlagung 
der Münchener Räterepublik nicht 
mehr auf der Straße, sondern wurde 
auf anderen Ebenen ausgefochten – so 
in den Wahlen, in den Parlamenten 
oder außerparlamentarisch in Streiks. 
Die große Chance auf eine erfolgreiche 
sozialistische Revolution war bereits 
im ersten Halbjahr 1919 vergeben, 
zum einen weil es den Befürwortern 
der bürgerlichen Demokratie und 
Gründern der Weimarer Republik – 
von den liberalbürgerlichen Parteien 
bis zur Sozialdemokratie – gelun-
gen war, die Situation zu beruhigen 
und zum andern auch mangels einer 
schlagkräftigen revolutionären Partei.

Neben ihrem Grundverständnis 
als Partei der proletarischen Revolu-
tion hatte die KPD in den Jahren von 
1919 bis 1933 grundsätzlich drei Fra-
gestellungen zu lösen:
1. Ihr Verhältnis zu Sowjetrussland 

bzw. zur Sowjetunion (unter dem 
Aspekt des Grades ihrer Abhängig-
keit von dieser)

2. Ihre innere Parteistruktur („Sekte 
oder Massenpartei“ und das Maß 
innerparteilicher Demokratie)

3. Ihre politische Linie (Rolle inner-
halb der Arbeiterbewegung und 
im politischen System der Weima-
rer Republik) inkl. des Verhältnis-
ses zur SPD und zu den Gewerk-
schaften

Im Parteiensystem der Weimarer 
Republik war die KPD unter allen 
Parteien mit einer gewissen Massen-
basis und ihrem darauf basierenden 
politischen Einfluss auf die gesell-
schaftlichen Prozesse eine letztlich 
linksradikale Partei – das heißt, die 
von allen agierenden Massenparteien 
politisch am weitesten links stehende 
mit dem erklärten Ziel der radikalen 
Umgestaltung der Weimarer Repub-
lik. Dabei war sie vom Zeitpunkt ih-
rer Gründung an nie ein einheitliches 
Gebilde. Sie konstituierte sich von 
Anfang an aus einer Reihe radikal 
linker Strömungen und Gruppierun-
gen, deren Heterogenität und pro-
grammatische Widersprüchlichkeit 
den Zustand der Partei nicht nur in 
den ersten fünf Jahren maßgeblich 
beeinflussten, sondern auch darüber 
hinaus. 

Die Mitglieder der KPD waren 
von dem Kommen der Revolution 
überzeugt, doch gab es von Beginn an 
keine einheitliche Auffassung zu den 
einzuschlagenden Wegen, auf denen 
man wieder in die revolutionäre Of-
fensive kommen konnte. Das führte 
in den folgenden Jahren fortgesetzt zu 
Spaltungen und Ausschlüssen, ent-
lang derer sich eine letztlich negative 
Entwicklung zu einer stalinhörigen 
Apparatspartei darstellen ließe. 

Wichtigste Zäsuren waren:
– Die Gründung der KPD selbst an 

der Jahreswende 1918/1919. Bereits 
im ersten Quartal 1919 verlor die 
eben gegründete KPD mit der Er-
mordung Rosa Luxemburgs, Karl 
Liebknechts und Leo Jogiches so-
wie dem Tod Franz Mehrings vier 
ihrer wichtigsten Theoretiker, Agi-
tatoren und Organisatoren.

– Die Trennung vom rätedemokra-
tischen (Otto Rühle und Franz 
Pfempfert) und linksradikal-revo-
lutionistischen Flügel (Hamburger 
Linksradikale um Fritz Wolffheim 
und Heinrich Laufenberg) im Ok-
tober 1919 und die Gründung der 
Kommunistischen Arbeiterpartei 
im April 1920

– Die Vereinigung mit dem linken 
Flügel der USPD zur VKPD im De-
zember 1920

– Der Ausschluss des „rechtskommu-
nistischen Flügels“ um Paul Levi im 
April 1921

– Die Entmachtung der „rechten“ 
Führung um Heinrich Brandler und 
August Thalheimer und die Durch-
setzung des „linksradikalen“ Flü-
gels um Ruth Fischer und Arkadij 
Maslow nach dem „Deutsche Ok-
tober“ 1923 bis Mai bzw. Juli 1924 

– Die Entmachtung der Fischer-
Maslow-Führung und die Durch-
setzung des „Thälmannschen ZK“ 
im September 1925

– Die Auseinandersetzungen um die 
„Wittorf-Affäre“ 1928, die Tren-
nung vom „rechten Flügel“ und 
die Gründung der KPD-Opposition 
zum Jahreswechsel 1928/1929

– Die Auseinandersetzungen mit 
der inneren Opposition um Heinz 
Neumann und Hermann Remmele 
1931/1932

Die internen Auseinandersetzun-
gen führten zwar ab 1924 nicht mehr 
zu den gravierenden Mitgliederbe-
wegungen der Anfangsjahre, aber zu 
massiven Änderungen im Funktio-
närsapparat mit gravierenden Aus-
wirkungen auf ihre Politikfähigkeit.

Berücksichtigt man nicht, dass 
es permanent Auseinandersetzun-
gen über die einzuschlagende Taktik 
gab, sind die teils jähen Wendungen 
in der Politik und/oder Wechsel in 
ihrem Führungskorps nicht zu ver-
stehen. In kaum einer Zeit und in 
kaum einer entscheidenden Frage 
ihrer Taktik bezog die KPD im Laufe 
ihrer Geschichte einheitlich Stellung; 
politische Positionen der Partei las-
sen sich daher nur im Hinblick auf 
die konkreten Bedingungen und die 
jeweils agierenden Personen, also 
konkret-historisch, analysieren oder 
darstellen. Zu jeder Zeit beriefen sich 
die jeweiligen Führer der KPD auf die 
marxistische und damit im Selbst-
verständnis wissenschaftliche Fun-
dierung ihrer Politik – was letztlich 
hieß: wir haben das Wissen um die 
Gesetzmäßigkeiten der gesellschaft-
lichen Entwicklung und damit die 
Kenntnis, wie die akuten, tiefgrei-
fenden gesellschaftlichen Konflikte 
und Ungerechtigkeiten zu lösen sind. 
Dieses grundsätzliche Wissen ließ sie 
dabei aber immer wiederkehrend 
grundsätzliche Statements mit revo-
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lutionistischen Slogans ablegen auf 
Kosten einer genauen Analyse der 
konkreten Situationen.

So gab es in der KPD zu keiner Zeit 
einheitliche Positionen gegenüber der 
Sozialdemokratie. Auch zur Einheits-
front, zur Arbeiterregierung, zum 
Bürgerkrieg, zur nationalen Frage etc. 
gab es immer nur jeweilige Beschluss-
lagen, an die sich jedes Parteimitglied 
zu halten hatte, solange sie galten. Sie 
konnten aber auch jederzeit als Ergeb-
nis von zum Teil heftigen Diskussio-
nen per Mehrheitsbeschluss verändert 
werden und wurden es auch. Insoweit 
herrschte in der KPD, zumindest bis 
zu ihrer 1924/25 beginnenden 
umfassenden „Bolschewisie-
rung“, durchaus innerparteili-
che Demokratie. 

Doch gab es Differenzen 
nicht nur innerhalb der Partei-
führung. Auch an der Basis, die 
eben keine bewusstlose, einfach 
zu dirigierende Masse war, gab 
es unterschiedliche Auffassun-
gen zu den taktischen Fragen. 
Ob ein Kommunist beispiels-
weise die Einheitsfront befür-
wortete oder ablehnte, hing ne-
ben den „parteioffiziellen“ tak-
tischen Richtlinien vor allem von den 
jeweiligen persönlichen Erfahrungen 
des Einzelnen oder der Parteigruppe 
mit den potenziellen Bündnispartnern 
„vor Ort“ ab. 

Basierend auf Heraklits Dialektik 
des „Panta Rhei“ („alles fließt“): „Du 
kannst nicht zweimal in denselben 
Fluss steigen. Du bist es und du bist es 
nicht“ kann man sagen: Die KPD von 
1919 war nicht dieselbe Partei wie die 
von 1923 oder von 1929.

Wie eng das revolutionäre Selbst-
verständnis der Kommunisten an ihr 
Verständnis von der kapitalistischen 
Endkrise gebunden war, zeigt folgen-
de Aussage August Thalheimers Ende 
1921, getroffen in Auseinandersetzung 
mit dem Programm der Kommunis-
tischen Arbeitsgemeinschaft (KAG) 
Paul Levis: „Es liegt auf der Hand, 
dass, wenn ich anerkenne, dass der Ka-
pitalismus im Begriff ist, sich aus eigener 
Kraft ökonomisch wiederherzustellen, (…) 
für die kommunistische Politik, und also 
für kommunistische Grundsätze und am 
Ende auch für die kommunistische Partei 

kein Boden mehr da ist. Wenn der Kapita-
lismus aus dieser seiner ungeheuren Krisis 
zu ‚normaler‘ Funktion zurückkehrt, so 
folgt daraus politisch, die Rückkehr zur 
‚normalen‘ sozialdemokratischen Politik 
und Partei, die ihre verschiedenen Fär-
bungen und Flügel haben mag, in der 
aber keine grundsätzlich verschiedenen 
programmatischen und taktischen Ein-
stellungen möglich sind.“3

Thalheimers Aussage zeigt, dass 
in der KPD von Beginn an latent eine 
Identitätsproblematik vorhanden war: 
Eine Partei, die ihre Identität aus der 
Sicht auf eine ausweglose Krise des 
Kapitals und eine auf der Tagesord-

nung stehende Revolution gründet, 
musste sich selbst in Frage stellen, 
wenn der Kapitalismus zeigt, dass er 
über eine erheblich größere Anpas-
sungsfähigkeit verfügt, als angenom-
men und damit eine akut revoluti-
onäre Situation nicht mehr gegeben 
ist. Die KPD musste zwangsläufig 
in eine Identitätskrise geraten, wenn 
sich zeigte, dass der Kapitalismus 
zur Restabilisierung fähig war. Ihrer 
Politik wäre die Grundlage entzogen 
und sie müsste zum bloßen Kampf 
um Tagesforderungen der Lohnab-
hängigen zurückkehren, also sich die 
Verbesserung der Lebenssituation 
unter den bestehenden Bedingungen 
kümmern – entweder in Kooperation 
mit der Sozialdemokratie (als radika-
leres Korrektiv) oder ggfs. auch als 
wieder verschmelzende, einheitliche 
Arbeiterpartei.

Diese Konsequenz aber lag außer-
halb des Vorstellungsvermögens des 
zu diesem Zeitpunkt führenden Theo-
retikers der KPD. Schlussendlich kann 
man (aus heutiger Sicht) fragen: Was 

ist die Aufgabe einer revolutionären 
Partei in einer nichtrevolutionären 
Zeit? Selbstverständlich sah keiner der 
damaligen Akteure in der KPD diese 
Fragestellung – diese waren sicher: 
die Bedingungen zur proletarischen 
Revolution waren grundsätzlich ge-
geben, die „Stabilisierung des Kapi-
talismus“ war nur eine relative, eine 
scheinbare, und es galt gerüstet zu 
sein, wenn die revolutionäre Situation 
von der objektiven wieder zur akuten 
würde. Es galt den ebenfalls für die 
Revolution notwendigen „subjektiven 
Faktor“ zu stärken. 

Und hier liegt das Spannungsver-
hältnis zwischen Offensivtheo-
rie und Einheitsfronttaktik in all 
ihren jeweiligen Schattierungen: 
Wie konnte dieser subjektive 
Faktor aktiv erhöht werden? 
Und konnte über diesen, über 
die Radikalisierung der Massen, 
auch Einfluss auf eine „Revolu-
tionierung“ der objektive Bedin-
gungen genommen werden?

Die Kommunisten standen 
vor der Aufgabe, den subjekti-
ven Faktor - also die KP selbst 
und deren Einfluss auf die Mas-
sen – so zu entwickeln, dass sie 

bei Vorliegen der objektiven Bedin-
gungen einer revolutionären Situati-
on in der Lage war, die Revolution 
durchzuführen. Taktisch fanden die-
se Bemühungen bis zum „Deutschen 
Oktober 1923“ ihren Niederschlag in 
den Auseinandersetzungen um die 
Einheitsfronttaktik.

Der III. und der IV. Kongress der 
Kommunistischen Internationale hat-
ten die Einheitsfront als grundsätzli-
che Taktik für die Zeit bestimmt, in 
der die Kommunisten (noch) nicht 
die führende Rolle in der Arbeiterbe-
wegung innehatten: Mit der Betonung 
der gemeinsamen Interessen aller Ar-
beiter in der Tagespolitik sollten die 
politischen Differenzen mit den Sozi-
aldemokraten hintangestellt werden. 
Angestrebt war dabei jedoch nicht 
ein gleichberechtigtes Miteinander, 
sondern bei der Umsetzung gemein-
samer Aktionen sollten die sozialde-
mokratischen Führer diskreditiert und 
entlarvt werden, da sie doch niemals 
mit letzter Konsequenz – das hieß bis 
zur Revolution – für die Interessen 
der Arbeiterschaft eintreten würden. 
Sammlung um die Fahne des Kom-
munismus war die Losung, d. h. die 
sozialdemokratischen Arbeiter sollten 

3– August Thalheimer, Die Theorie und Praxis des Liquidatorentums. Zur Reichskonferenz 
der Kommunistischen Arbeitsgemeinschaft (20. November), in: Die Internationale. 
Zeitschrift für Praxis und Theorie des Marxismus, Berlin, 4. Jg., Nr. 1/2 (1922), S. 19.

Oktober 1923, Reichswehr in Freiberg in Sachsen
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im Verlauf gemeinsamer Aktionen so 
beeinflusst werden, dass sie sich von 
ihren Führern trennten und schließlich 
zur kommunistischen Partei übertra-
ten. Trotz des erheblichen Aderlasses 
an Mitgliedern und Funktionären in 
unmittelbarer Folge der mitteldeut-
schen Märzaktion 1921 gelang es der 
KPD mit Hilfe der Einheitsfronttaktik, 
sich bis Anfang 1923 wieder zu konso-
lidieren und zunehmend an Einfluss 
in der deutschen Arbeiterbewegung 
zu gewinnen.

Doch die Einheitsfronttaktik war 
sowohl in der Kommunistischen In-
ternationale als auch in der KPD zu 
keiner Zeit unumstritten und es gab 
von Beginn an sowohl intensiven als 
auch latenten internen Widerstand ge-
gen die Einheitsfrontaktik. Der latente 
Widerstand (bzw. Vorbehalt) zeigte 
sich in der Unterscheidung zwischen 
„Einheitsfront von oben“ und „Ein-
heitsfront von unten“ – Belege hier-
für lassen sich in den diesbezüglich 
lavierenden und unkonkreten Aussa-
gen des EKKI-Vorsitzenden Grigorij 
Sinowjew finden.

Nach dem Scheitern der mittel-
deutschen Märzaktion 1921 und dem 
relativ ruhigen Jahr 1922 glaubten die 
Führer der KPD, der Russischen Kom-
munistischen Partei (Bolschewiki) 
[RKP(B)] und der Kommunistischen 
Internationale im Sommer 1923, nun 
endlich zum entscheidenden Schlag 
ausholen zu können. Ausgelöst durch 
die strengen Auflagen des Versailler 
Vertrages und beschleunigt durch 
die französisch-belgische Ruhrbeset-
zung ab 11. Januar 1923 wirkte sich in 
Deutschland eine tiefe sozioökonomi-
sche Krise mit Hyperinflation, Paupe-
risierung breiter Bevölkerungsschich-
ten und Bankrott der Staatsfinanzen 
aus. Zudem war es der KPD mittels 
ihrer seit Ende 1921 verfolgten Ein-
heitsfronttaktik gegenüber der SPD 
gelungen, eine beachtliche Massen-
basis in der Arbeiterschaft zu erlan-
gen, die sie in die Lage versetzte, im 
Frühjahr 1923 erstmals in einzelnen 
Streikaktionen die politische Führung 
zu übernehmen. Den russischen Ok-
toberaufstand von 1917 zum Vorbild 
nehmend und unter starker Einfluss-
nahme des ZK der RKP(B) und des 
EKKI begann die KPD-Führung im 
August 1923 mit konkreten Planungen 
für einen bewaffneten Aufstand.

Meine grundsätzliche Einschät-
zung zum „Deutschen Oktober“: Es 

gab eigentlich keine Aktion, die den 
Namen „Deutscher Oktober“ auch 
nur annähernd verdient hätte. Der 
„deutsche Oktober“ war ein Wunsch-
traum, der bald zu einem Mythos wur-
de. Was ihn zum – wenn auch nicht 
stattgefundenen – Ereignis macht, 
sind die Vorbereitungen und die in ihn 
gesetzten Hoffnungen eines Teils der 
deutschen und internationalen Arbei-
terschaft, insbesondere aber die Nach-
haltigkeit seiner Nachbereitung, deren 
Ergebnis die „Oktoberlegende“ war. 

Ich bin überzeugt, dass im Jahre 
1923 in Deutschland zu keiner Zeit 
die Bedingungen für eine erfolgrei-
che proletarische Revolution gege-
ben waren – weder die objektiven, 
noch die subjektiven. Es gab 1923 in 
Deutschland keine Chance, die un-
vollendete Novemberrevolution von 
1918 wieder aufzunehmen und zum 
Sieg zu führen. Im Sommer 1923, als 
die KPD möglicherweise die Mehrheit 
der deutschen Arbeiterschaft hinter 
sich hatte und sie die teils machtvollen 
Streiks vielleicht zu entscheidenden 
Kämpfen hätte ausweiten können, gab 
es noch keinerlei konkrete Aufstands-
planungen und -vorbereitungen. Im 
Herbst, als mit den Vorbereitungen 
zumindest begonnen worden war, 
war die Arbeiterschaft nicht mehr zu 
Kampfhandlungen bereit. Womöglich 
hätte die soziale Unruhe, von einer 
Einheitsfrontführung klug ausgenutzt, 
zu einer Veränderung der politischen 
Kräfteverhältnisse in der Weimarer 
Republik führen können – zur Stär-
kung der Arbeiterorganisationen und 
ihrer parlamentarischen Vertretungen 
und zu radikalen Sozialreformen. Und 
vielleicht hätte schon das genügt, die 
zehn Jahre später – 1933 – erfolgende 
faschistische Machteroberung (eigent-
lich Machtübertragung an die NS-
DAP) und damit auch den 2. Weltkrieg 
und den Holocaust zu verhindern. 
Doch die einseitige Fixierung der Ein-
heitsfront auf die Aufstandsvorberei-
tung durch die Kommunisten und die 
Gegenmaßnahmen der Stresemann-
Regierung, nicht nur die rigiden, 
militärischen, sondern vor allem die 
sozioökonomischen, wie die Beendi-
gung des „passiven Widerstands“ im 
August 1923 und der Hyperinflation 
mit der Einführung der Rentenmark 
Mitte November 1923, glätteten die 

Wogen und verhinderten im Jahre 
1923 eine solche Entwicklung, indem 
sie die Hoffnungen auf eine rasche 
Besserung der sozialen Lage für einen 
Großteil der arbeitenden Bevölkerung 
nährten und zu erfüllen schienen.

Doch die Führungen der KPD 
nach dem „Deutschen Oktober“ ver-
mochten keine positiven Schlussfol-
gerungen aus den durchaus vorhan-
denen erfolgreichen Ergebnissen der 
Einheitsfronttaktik zu ziehen. Der 
„Deutsche Oktober“ war eine verta-
ne Chance, eine Niederlage der auf 
der Tagesordnung stehenden Revo-
lution. Statt die objektiven Gründe 
zu analysieren, wurden die Gefahren 
der „Rechtsabweichler“ stigmatisiert 
und diesen – personifiziert in Heinrich 
Brandler – vorgeworfen, die Revoluti-
on im Oktober 1923 aus Feigheit oder 
Opportunismus verhindert zu haben. 
Ernst Thälmann leitete kurz nach sei-
ner Wahl zum Vorsitzenden der KPD 
einen Paradigmenwechsel in der Sicht 
auf den „Deutschen Oktober“ ein, in-
dem er in der Roten Fahne den Ham-
burger Aufstand zum bedeutendsten 
Ereignis des „deutschen Oktobers“ 
1923 uminterpretierte: „Die Sachsenpo-
litik endete mit dem kampflosen Rückzug. 
Die Reichsexekutive, der Einmarsch der 
weißen Generäle, besiegelte die Niederlage. 
Ist damit die Geschichte des Oktobers 1923 
erschöpft? Nein und abermals nein! Man 
beging noch später mehrfach den Fehler, 
in Resolutionen und Artikeln, ja sogar in 
Reden vor dem bürgerlichen Gericht nur 
auf Sachsen hinzuweisen, wenn man vom 
Oktober 1923 sprach. Aber es gab nicht 
nur Sachsen, sondern es gab auch Ham-
burg!“4 Bis dahin hatten die Führer 
der KPD und der Kommunistischen 
Internationale versucht zu klären, ob 
die in Mitteldeutschland angewendete 
Einheitsfrontpolitik eine grundsätzlich 
anzuwendende Strategie der Kom-
munisten war und wenn ja, welche 
Fehler bei ihrer Umsetzung begangen 
worden seien. Für Thälmann hinge-
gen war nunmehr die Einheitsfront 
der „Sachsenpolitik“ nur noch Symbol 
der Niederlage ohne weiterzuverfol-
gende Ansätze. Der Hamburger Auf-
stand hingegen symbolisierte für ihn 
die allein Erfolg versprechende Taktik 
der Machteroberung durch die Kom-
munisten.

Harald Jentsch

4– Ernst Thälmann: Die Lehren des Hamburger Aufstandes, in: Die Rote Fahne v. 
23.10.1925.
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Beim Thema Krieg und Frie-
den und den Wegen, wie 
Frieden erreicht werden 

kann, gehen auch in den Gewerk-
schaften die Einstellungen und Mei-
nungen dazu weit auseinander. Es 
gibt in dieser Frage deutliche Trenn-
linien zwischen einzelnen Gewerk-
schaften, wie der IG BCE, der IG Me-
tall, der Gewerkschaft der Polizei auf 
der einen Seite oder ver.di, GEW auf 
der anderen Seite. 

Grundsätzlich betrachten sich 
die deutschen Gewerkschaften noch 
immer als ein Teil der Friedensbewe-
gung. Mit ihrer staatstragenden, teils 
korporatistischen Ausrichtung beken-
nen sich die Führungen in der Haupt-
sache allerdings zu der vom Kanzler 
verkündeten Zeitenwende. Sie stehen 
für Waffenlieferungen an die Ukra-
ine und auch aus ihrem Mund tönt 
die Parole, dass unsere Demokratie 
dort verteidigt werde. In dieser Lo-
gik ist es dann nur konsequent, im 
Rahmen der Standortsicherung für 
die Belange der Rüstungsindustrie 
einzutreten. Dieser Kurs wird be-
kanntlich von den Gewerkschaften 
schon seit Jahrzehnten betrieben, al-
len voran von IG Metall und IG BCE. 
Letztere ließ in ihrem Mitgliederma-
gazin „Profil“ den Rüstungsprodu-
zenten Rheinmetall hochleben, der 
als „Zentrum der Zeitenwende“ eine 
entscheidende Rolle bei der Moder-
nisierung der deutschen Streitkräfte 
und als Waffen-Lieferant für die Uk-

raine spiele. Es empfiehlt seinen Mit-
gliedern sogar, dort anzuheuern. So 
poliert die IG BCE den Ruf des Rüs-
tungsunternehmens Rheinmetall auf 
und holt es aus der Kriegstreiberecke 
heraus. In der IG Metall, die sich ihrer 
Satzung nach zur Abrüstung bekennt, 
treiben Funktionäre mit der Satzung 
Schindluder, indem sie nicht von 
Aufrüstung, sondern von Ausrüs-
tung sprechen. Den Vogel schoss der 
2. Vorsitzende Jürgen Kerner ab, der 
das gemeinsame Positionspapier von 
IG Metall, dem „Bundesverband der 
Deutschen Sicherheits- und Vertei-
digungsindustrie“ (BDSV) und dem 
SPD-Wirtschaftsforum unterschrieb. 
Darin wird unverhohlen die deut-
sche Rüstungsindustrie unterstützt 
und unter anderem dafür geworben, 
die Verteidigungsfähigkeit zu Land, 
in der Luft und auf See weiterzuent-
wickeln. Der große Aufschrei in der 
Mitgliedschaft der IG Metall blieb 
aus, obwohl dieses Papier dem Geist 
der Satzung und den Beschlüssen des 
Gewerkschaftstages offensichtlichst 
widerspricht. Der Schulterschluss der 
beiden Gewerkschaften mit der Rüs-
tungsindustrie steht. Als Co-Manager 
scheint die Rüstungsproduktion auch 
für Gewerkschafter angesichts der 
Krise der deutschen Industrie, aus-
gelöst durch die steigenden Energie-
preise, die Sanktionen gegen Russ-
land, sowie Absatzschwierigkeiten 
und die Hürden der ökologischen 
Transformation, ein bequemer Aus-

weg zu sein, um im alten Stil weiter-
produzieren zu können. 

In der Öffentlichkeit werden wich-
tige friedenspolitische Beschlüsse, 
wie die Forderung nach diplomati-
schen Bemühungen anstelle immer 
neuer Waffenlieferungen, die Ab-
lehnung des 100 Milliarden Sonder-
vermögens und des 2-Prozent-Ziels, 
ebenso wie die Ablehnung von Nuk-
learwaffen und ihrer Stationierung in 
Deutschland kaum mehr wahrnehm-
bar vertreten. 

Diskussionen auf den 
Gewerkschaftstagen

Friedenfähigkeit contra Kriegs-
tüchtigkeit und der Umgang damit 
bestimmte die Diskussionen auf ver-
schiedenen Gewerkschaftstagen. 

Auf dem ver.di-Bundeskongresses 
im September 2023 wurde im Leitan-
trag zum Friedensthema zwar an der 
Ablehnung des 2-Prozent-Rüstungs-
anteils am BIP und des 100 Milliarden 
„Sondervermögens“ festgehalten, 
aber gleichzeitig festgestellt, dass es 
zur „Behebung der bestehenden Män-
gel“ (in der Ausrüstung der Bundes-
wehr) „finanzieller Mittel“ bedarf. Die 
Verteidigung wird als eine „originär 
staatliche Aufgabe der Daseinsvorsorge“ 
definiert: damit wird die Bundeswehr 
solchen Bereichen wie Bildung, Erzie-
hung, Versorgung mit Wohnraum, 
Wasser und Strom gleichgestellt. 
Da kommen dann schon mal solche 

Die deutschen Gewerkschaften und die 
Friedensfrage

„Soziales rauf – Rüstung runter“. ver.di/GEW Demo 
am  12. Oktober 2024 in München
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„Argumente“ zum Tragen wie die 
lächerliche Unterhosendebatte, oder 
es wird die Rüstung der Bundes-
wehr mit dem Zustand der maroden 
Schulen verglichen, die ja auch jah-
relang vernachlässigt wurden und 
deren Sanierung mit der Rüstung 
der Bundeswehr gleichgesetzt wird. 
Also keine Aufrüstung, sondern nur 
Nachrüstung. 

Auf dem Gewerkschaftstag der IG 
Metall einen Monat später gab es kein 
klares Nein gegen das 100 Milliarden 
Aufrüstungsprogramm und gegen 
den Sozialabbau.

In den schließlich angenommenen 
Leitantrag des Vorstands wurden 
dann doch friedensfreundlichere For-
mulierungen aufgenommen: „Waffen-
exporte sind restriktiv und transparent 
zu handhaben. Eine Fixierung auf Waf-
fenlieferungen verlängert diesen (Ukrai-
ne-)Krieg und führt auf beiden Seiten zu 
tausenden Toten und Verletzten. Daher 
ist der Schwerpunkt auf diplomatische 
Lösungen zu legen, um zunächst einen 
schnellen Waffenstillstand zu vereinba-
ren. Eine einseitige Fixierung der Debatte 
auf Waffenlieferungen und ein Denken in 
den Kategorien ‚Sieg‘ oder ‚Niederlage‘ 
ist der falsche Weg. (…) Außerdem set-
zen wir uns gemeinsam für Rüstungs-
konversion ein.“

In einer Videokonferenz des DGB 
zur Frage von Frieden und Krieg be-
zeichnete DGB-Vorsitzende Fahimi 
die Friedensfrage als ein „hochemo-
tionales, aber auch schwieriges Thema“. 
Auch hier lagen die Meinungen weit 
auseinander. Neben offiziellen Stel-
lungnahmen, die sich im Geiste eines 
klaren „Ja, aber“ bewegten, wurde 
in Kleingruppen diskutiert. Da die 
Teilnehmer an dieser Konferenz zum 
überwiegenden Teil aus der Friedens-
bewegung kamen, sahen hier die 
Einschätzungen schon etwas anders 
aus. Aber auch hier wurde deutlich, 
dass die Diskussionen um Krieg 
und Frieden auf vielen Kreis- und 
Bezirksebenen nur sehr vorsichtig 
angegangen, wenn nicht sogar ver-
mieden werden, weil dann der inner-
gewerkschaftliche Frieden in Gefahr 
kommen könnte. Thema waren dann 
in der Hauptsache die anstehenden 
Ostermärsche und die Frage, wie 
sich der DGB da einbringen kann. Es 
wurde deutlich, dass es auf einzel-
ne Gewerkschafter:innen ankommt, 
die die Frage von Krieg und Frieden 
im Sinne der Friedensbewegung an-

sprechen und auch deutlich machen, 
wer von diesen Kriegen profitiert und 
dass es auch diesmal wieder die Ar-
beiterklassen aller beteiligten Länder 
sind, die die Kosten und Folgen zu 
tragen haben.

Friedensfähigkeit statt 
Kriegstüchtigkeit

Diese These wird in der Öffent-
lichkeit deutlich vertreten durch 
Hans-Jürgen Urban, der in seinem 

Aufruf zu den Ostermärschen 2024 in 
der zeitung gegen den krieg die lebendi-
ge Partnerschaft von Gewerkschaften 
und Friedensbewegung hochleben 
ließ, oder Horst Schmitthenner, der 
verantwortlich zeichnet für den Auf-
ruf: „Gewerkschaften gegen Aufrüstung 
und Krieg! Friedensfähigkeit statt Kriegs-
tüchtigkeit!“. 

Eine Friedensdiskussion findet 
vor allem „von unten“ bis hinauf in 
Bezirksebenen statt, auf Bundesebe-
ne nur sehr begrenzt in Form der ei-
nen oder anderen Videokonferenz. 
Allerdings können friedensbewegte 
Gewerkschaftsmitglieder und -glie-
derungen aufgrund dieser Beschlüs-
se entsprechende Aktivitäten entwi-
ckeln – und sie tun es auch. Zumin-
dest werden sie nicht von oben daran 
gehindert.

Hervorzuheben sind die beiden 
Friedenskonferenzen in Hanau 2023 
und in Stuttgart 2024. Maßgeblich be-
teiligt an diesen beiden Konferenzen 
war Ulrike Eifler, Bundessprecherin 
der BAG Betrieb & Gewerkschaft in 
der Partei „Die Linke“. Sie ist auch 
Mitarbeiterin der Rosa-Luxemburg- 
Stiftung und in unterschiedlichen 
Funktionen als Gewerkschaftssekre-
tärin für den DGB tätig. Ulrike Eifler 
tritt immer wieder als Referentin bei 
gewerkschaftlichen Seminaren auf, 
die sich mit der Friedensfrage befas-

sen; so erst im Juli auf einer Tagung 
der GEW-Bayern. Sie macht, ganz in 
unserem Sinn, deutlich, dass Kriege 
Klassenfragen sind, ebenso Klassen-
fragen wie der drohende Klimakol-
laps, die Krise der Demokratie und 
die fortschreitende Militarisierung.

Zum Abschluss ein Auszug aus 
dem Aufruf 

Gewerkschaften gegen Aufrüstung 
und Krieg! Friedensfähigkeit statt Kriegs-
tüchtigkeit!

Die Welt wird von immer neuen Krie-
gen erschüttert, Menschen werden getö-
tet, Länder verwüstet. Das Risiko eines 
großen Krieges zwischen den Atommäch-
ten wächst und bedroht die Menschheit 
weltweit. Gigantische Finanzmittel und 
Ressourcen werden für Krieg und Militär 
verpulvert. Statt damit die großen Prob-
leme von Armut und Unterentwicklung, 
maroder Infrastruktur und katastropha-
len Mängeln in Bildung und Pflege, 
Klimawandel und Naturzerstörung zu 
bekämpfen.

Die deutsche Regierung und Parla-
mentsmehrheiten beteiligen sich an die-
ser verheerenden Politik. Sie reden über 
„Kriegstüchtigkeit“ und sogar über „ei-
gene“ Atombewaffnung, statt sich mit al-
ler Kraft für ein Ende der Kriege, für Frie-
den und gemeinsame Problemlösungen 
einzusetzen. Die Ausgaben für Militär 
sollen 2024 auf zwei Prozent der Wirt-
schaftsleistung, über 85 Milliarden Euro, 
erhöht werden und in den kommenden 
Jahren weiter steigen. Während in den 
sozialen Bereichen, bei Bildung und Inf-
rastruktur gravierend gekürzt wird und 
die Lasten der Klimapolitik auf die Masse 
der Bevölkerung abgewälzt werden.

Die Gewerkschaften müssen sich 
unüberhörbar für Friedensfähigkeit statt 
„Kriegstüchtigkeit“ einsetzen, für Abrüs-
tung und Rüstungskontrolle, Verhand-
lungen und friedliche Konfliktlösungen. 
Für Geld für Soziales und Bildung statt 
für Waffen. 

Wir fordern unsere Gewerkschaften 
und ihre Vorstände auf, den Beschlüs-
sen und ihrer Verantwortung gerecht zu 
werden! Die Gewerkschaften müssen sich 
laut und entschieden zu Wort melden 
und ihre Kraft wirksam machen: gegen 
Kriege und gegen Aufrüstung!

Zu der Konferenz in Stuttgart dru-
cken wir einen Artikel eines Genossen 
der Arbeiterpolitik nach, der daran 
teilgenommen hat.
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Im großen Saal des Stuttgar-
ter Gewerkschaftshauses in 
der Willi-Bleicher-Straße fand 

am 14. und 15. Juni 2024 die Zweite 
Friedenspolitische Gewerkschafts-
konferenz statt. Den Auftakt in sehr 
ähnlicher Weise hatte bekanntlich 
die Hanauer Friedenskonferenz am 
23. und 24. Juni 2023 gegeben (vgl. 
Arbeiterpolitik 3/23). Sie wurde da-
mals von der IG Metall Hanau/Fulda 
und der Rosa-Luxemburg-Stiftung 
gemeinsam organisiert, wobei die 
inhaltliche und wissenschaftliche 
Federführung in der Kompetenz der 
Stiftung lag. Aber die lokalen Ge-
werkschaften und Initiativen (darun-
ter die Hanauer Friedensplattform) 
hatten vorgearbeitet und mobilisiert 
(auch über diese Vorgeschichte be-
richtet der hier genannte Artikel). 
Friedenspolitisch gestimmte Akteu-
re und Organisationen hatten damit 
den Versuch unternommen, eine ent-
sprechende Orientierung dagegen 
zu setzen, dass die Gewerkschafts-
führungen und ihre Medien den 
Kurs der Bundesregierung unter-
stützen, also die Ukraine mit Waffen 
auszustatten und ihre Menschen in 
den Tod zu schicken. Das markan-
teste Beispiel hierzu war später im 

Februar 2024 ein „Aufrüstungskurs, 
der in Gestalt des gemeinsamen Po-
sitionspapiers des Hauptvorstandes 
der IG Metall, des SPD-Wirtschafts-
forums und des Bundesverbandes 
der Deutschen Sicherheits- und Ver-
teidigungsindustrie (BDSV) Eingang 
in die offizielle Strategie der größten 
deutschen Gewerkschaft gefunden 
hat“ (siehe Arbeiterpolitik 4/23).

In Hanau ging es also angesichts 
des Ukrainekrieges gegen Militari-
sierung, Sozialabbau und Burgfrie-
denspolitik der Gewerkschaften, 
und in Stuttgart wurde das fort-
gesetzt. Auch hier hieß es auf dem 
großen Plakat mit der Friedenstaube 
an der Stirnwand des Saales: „Den 
Frieden gewinnen, nicht den Krieg!“. 
Eine personelle Kontinuität beider 
Konferenzen bestand in Ulrike Eif-
ler von der IG Metall Würzburg, die 
nun gemeinsam mit der Geschäfts-
führerin von ver.di Stuttgart, Sidar 
Carman, durch das Programm der 
beiden Tage führte und sich auch 
gemeinsam mit ihr in einen der The-
menschwerpunkte einbrachte.

Die Zusammensetzung der Stutt-
garter Konferenz ähnelte der in 
Hanau; wir schrieben damals: „Die 
Konferenz wies natürlich eine Zusam-

mensetzung auf, die sich stark von sol-
cher der öffentlichen Kundgebungen 
(lokale Warnstreiks von IG Metall und 
ver.di, F/HU) unterschied. So weit in 
der Diskussion erkennbar, handelte es 
sich bei den Teilnehmenden weitgehend, 
vor allem bei denjenigen, die von au-
ßerhalb kamen, um Funktionär:innen, 
erfahrene Aktive, politikwissenschaft-
lich Gebildete, in linken Publikationen 
Tätige usw., die Mehrzahl im Rentenal-
ter. Kolleg:innen von der ‚Basis‘ ohne 
solche Voraussetzungen gab es erfah-
rungsgemäß wenige. Jüngere Personen 
mögen einen Anteil von 20, 30 Prozent 
ausgemacht haben.“ So war es prinzi-
piell auch in Stuttgart; Unterschiede 
ergaben sich aus Organisation und 
Lokalität: Schwerpunktmäßig waren 
es eben Teilnehmende aus Stuttgart 
und Umgebung sowie gewerkschaft-
lich Mitglieder von ver.di, die sich zu 
Wort meldeten.

Die Zahl der Teilnehmenden laut 
Anmelderegister soll etwa 200 um-
fasst haben, dazu kamen 800 über 
Livestream Zugeschaltete. Damit lag 
die Stuttgarter Konferenz im selben 
Rahmen wie die Hanauer, ein Zu-
gewinn hatte sich im online-Betrieb 
ergeben. Dies mag enttäuschen, aber 
wir wissen, in welchen Zeiten wir 

„Waffen runter, Löhne rauf!“
Zweite Friedenspolitische Gewerkschaftskonferenz in Stuttgart
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leben. Wichtig ist die Tatsache, dass 
auch hier die Aktiven ein Zeichen 
gesetzt haben, dass wir nicht auf-
geben, um den Frieden in der Welt 
und konkret gegen die Gefahr eines 
Dritten, dazu nuklearen Weltkriegs 
zu kämpfen.

Im Folgenden fassen wir einige 
Schwerpunkte zusammen, die uns 
zentral erscheinen.

Zur geopolitischen Lage

Ingar Solty von der Rosa-Luxem-
burg-Stiftung war schon in Hanau 
mit einer ähnlichen Thematik aufge-
treten, die sich grob mit dem Stich-
wort „Multiple Krise“ umschreiben 
lässt. In Stuttgart hieß sein Vortrag: 
„Klima, Krise, Krieg – Dynamiken 
und Zusammenhänge in der Viel-
fachkrise„. Seinen Anspruch for-
mulierte er damit, von der Analy-
se des globalen Kapitalismus zum 
Handeln zu kommen, und er nahm 
Bezug auf Arbeiterparteien und -or-
ganisationen. Sein Referat gliederte 
er in 16 Thesen. Auf einiges davon 
wollen wir eingehen, zur genaueren 
Kenntnisnahme verweisen wir auf 
die Aufzeichnung der Rosa-Luxem-
burg-Stiftung.

„Das 21. Jahrhundert wird entschei-
dend sein für Fähigkeit der Menschheit, 
als Zivilisation zu überleben und inner-
halb der Grenzen des Planeten nachhal-

tig zu sein“, formulierte er in seiner 
Eingangsthese und hatte damit den 
umfassenden Rahmen seines Vor-
trags gesetzt. Der Kapitalismus be-
finde sich in einer Krisenfolge, die 
mit Finanzkrise, Coronakrise und 
den aktuellen kriegerischen Kon-
flikten in der Ukraine und im Na-
hen Osten zu umschreiben seien. 
Die „Vielfachkrise„, wie er sie sieht, 
beschrieb er mit sechs „Dimensio-
nen“: Überakkumulationskrise, Kri-
se der sozialen Reproduktion, Krise 
des sozialen Zusammenhalts in der 
vierten industriellen Umwälzung 
und unter geschwächter sozialer Ab-
federung, Krise der Repräsentation 
und der liberalen Demokratie, Kri-
se der ökologischen Nachhaltigkeit 
und des Klimawandels, Krise der 
globalen Hegemonie des Westens, 
darin insbesondere der USA. Der 
Großkonflikt des 21. Jahrhunderts 
sei der zwischen den relativ abstei-
genden USA und dem aufsteigenden 
China. Soweit das, was wir aus dem 
Vortrag von Ingar Solty an zentralen 
Themen herausziehen.

Für historisch Gebildete ist dies 
grundsätzlich nichts Neues. In ge-
wissen, sich über Jahrhunderte zie-
henden Abständen kommt es immer 
wieder vor, dass die bisher im für 
die Menschen eines bestimmten geo-
politischen Rahmens dominieren-
de Hegemonialmacht an das Ende 
ihrer Möglichkeiten gelangt und 
abgelöst wird durch eine nachfol-
gende Macht. In der Geschichte des 
Kapitalismus werden nacheinander 
etwa Venedig und andere nordita-
lienische Finanz- und Handelsme-
tropolen, Spanien, die Niederlande 
und schließlich das Britische Welt-
reich genannt, letzteres siegreich in 
den napoleonischen Kriegen, aber 
relativ abgestiegen im Verlauf des 
Ersten Weltkriegs. Seitdem, insbe-
sondere nach dem Zweiten Welt-
krieg sind es die USA, welche über 
Jahrzehnte den Kapitalismus gegen 
eine gesellschaftspolitische Alterna-
tive in Gestalt der Sowjetunion und 
ihrer Verbündeten verteidigten, seit 
deren Untergang die „regelbasierte 
Ordnung“ gegen „Autokraten“ wie 
etwa China, Russland, Nordkorea, 
Iran zu stabilisieren versuchen, auch 
das im Gesamtinteresse des „liberal-
kapitalistischen Westens“. Mit dem 
Beginn des Ukraine- sowie des Gaz-
akrieges scheinen sich der Großkon-

flikt zwischen alten und neuen He-
gemonialmächten sowie der Wider-
stand des „globalen Südens“ gegen 
die aufgezwungene, postkoloniale 
Herrschaftsordnung zu verstärken.

Aufgaben der bzw. in den 
Gewerkschaften

Wie sich der relative Niedergang 
der Hegemonie des „Westens“, da-
rin insbesondere der USA in der 
Perspektive und im konkreten Ver-
lauf vollziehen wird und wann sein 
Ende erreicht sein könnte, ist jedoch 
unklar. Konkretisierende Prognosen 
dazu verbieten sich. Es gibt auch kei-
nen Grund, zuversichtlich zu sein, 
nur weil mit China, anderen BRICS-
Staaten und vielen Ländern des 
globalen Südens sich andere Mehr-
heiten in der UNO herstellen und 
globalpolitische Machtzentren sich 
verschieben. China, Russland, Indi-
en, Brasilien u. a. kämpfen nicht für 
unsere Interessen als Lohnabhängige 
aller Länder, sondern für ihre eige-
nen als kapitalistische Staaten mit ei-
genständiger Entwicklung, die neue 
Perspektiven für sich sehen. Für uns 
als linke Gewerkschafter:innen und 
als Friedensaktivist:innen in den Ge-
werkschaften stellt sich aber die Fra-
ge, was das mit uns als Lohnabhän-
gigen, Rentner:innen, Sozialeinkom-
mensbeziehenden usw. macht. Die 
klassische Alternative „Sozialismus 
oder Barbarei“ stellt sich schärfer 
denn je, und unter gegenwärtigen, 
absehbaren Verhältnissen scheint 
die zweite Option die drängendere 
zu sein.

Im folgenden Schwerpunkt ging 
es daher um Positionen und Aufga-
ben von Gewerkschaften: „Milliar-
den für die Rüstung – was bleibt dann 
noch für Sozialstaat, Transformation 
und Beschäftigung?“ Hier sprach der 
Moderator das berüchtigte gemein-
same Positionspapier von IG Metall-
Hauptvorstand, SPD-Wirtschaftsfo-
rum und BDSV (Bundesverband der 
Deutschen Sicherheits- und Vertei-
digungsindustrie) vom 9. Februar 
2024 an . Die IG Metall-Führung er-
hob quasi den Aufrüstungskurs der 
Ampel-Regierung, die Erlangung 
von „Kriegstüchtigkeit“ für Deutsch-
land, die Propagierung des Jahres 
2024 zu einem entscheidenden Jahr 
für die Rüstungsindustrie zur offi-
ziellen Strategie ihres sozialpartner-
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schaftlichen Co-Managements. Das 
soll die basisorientierte Friedensar-
beit in Betrieben und gewerkschaft-
lichen Gremien noch mehr belasten, 
als es in diesen Zeiten ohnehin der 
Fall ist.

Ulrike Eifler als eine der Teilneh-
menden am Podium dieses Themen-
schwerpunkts griff das auf. Sie schil-
derte ihre Befürchtungen bei der 
Aufgabenstellung, den Kolleg:innen 
in den Betrieben und Kundgebun-
gen immer wieder die Bedeutung 
von Friedensarbeit klarzumachen. 
Diese würden vielleicht stöhnen: 
Lasst uns bitte damit in Ruhe. Sie 
meinte dann aber doch feststellen 
zu dürfen, dass in den Betrieben, 
Gremien und Kundgebungen ein 
großes Bedürfnis nach Orientierung 
bestehe. Daraus ergebe sich ein poli-
tisches Mandat für die Gewerkschaf-
ten, um das die Gewerkschaftslin-
ke und die Friedensaktivist:innen 
kämpfen müssten.

Krieg und Aufrüstungskurs be-
stimmen die Tarifpolitik mit. Daraus 
folgt die Notwendigkeit, Gewerk-
schaften und Friedensbewegung 
in einem Bündnis zusammenzu-
führen. Der Hanauer Weg in den 
Warnstreiks vom 17. November 2022 
und 23. März 2023, die zur Vorgän-
gerkonferenz führten, lässt grüßen. 
Die Diskussionsleitung bat nun um 
Wortbeiträge zu der generellen Fra-
gestellung, wie die doch weitgehend 
abstrakten geostrategischen Über-
legungen und daraus resultieren-
den Aufgaben für Gewerkschaften 
und Friedensbewegung so in eine 
Sprache des gewerkschaftlichen 
und betrieblichen Alltags übersetzt 
werden können, dass sie von den 
Kolleg:innen aufgenommen und 
umgesetzt werden können. Dies ist 
nichts weniger als die Kernfrage 
der Konferenz. Diskussionsbeiträ-
ge aus dem Publikum, die zu dieser 
Problematik aus den unterschied-
lichsten lokalen Voraussetzungen 
berichteten, begleiteten dann auch 
die beiden Tage der Konferenz zu 
den Podiumsvorträgen und in den 
Arbeitsgruppen am Samstag. Wir 
können in diesem Rahmen nur 
auf die Aufzeichnungen im bereits 
genannten Livestream verweisen. 
Deutlich wurden die Schwierigkei-
ten in der gegenwärtigen Phase, in 
der die Friedensbewegung keine 
Massenerscheinung ist. Aber jeder 

Versuch, im Sinne des Mottos „Glo-
bal denken, lokal handeln!“ im ver-
fügbaren Rahmen etwas umzuset-
zen, ist wertvoll.

Zur Perspektive 
gewerkschaftlicher 
Friedenspolitik

Im einleitenden Teil dieses Kurz-
berichtes haben wir die intellektu-
elle „Kopflastigkeit“ dieser Kon-
ferenz festgestellt. Die Zahl der 
Teilnehmenden war ebenfalls mehr 
als ernüchternd (200 physisch An-
wesende, 800 online zugeschaltet 
bei einer Gesamtzahl von 5.655.671 
Mitgliedern im Jahr 2023). Abschlie-
ßend müssen wir also fragen, was 
ein solches Zusammentreffen für 
die Gesamtheit der Gewerkschafts- 
und Friedensbewegung sowie für 
die Kolleg:innen in den Betrieben, 
die Rentner:innen, die erwerbslo-
sen Menschen usw. bringt. Anders 
als zum Schluss der Hanauer Kon-
ferenz wurde am Ende kein Papier 
einer „Steuerungsgruppe“ oder ein 
damit vergleichbarer Ausblick vor-
gelegt (hierzu muss allerdings ge-
sagt werden, dass dieses Verfahren 
seinerzeit als „übergestülpt“ kriti-
siert worden war).

Solche Konferenzen sind dazu da, 
strategische Diskussionen auf intel-
lektuell-abstraktem Niveau zu füh-
ren. Dies ist unabdingbar notwendig 
für die politische Orientierung. Man 
darf nur nicht erwarten, dass solche 
Einsichten und Ergebnisse, wenn sie 
denn richtig sind, gesellschaftliche 
Kräfteverhältnisse unmittelbar ver-
ändern. Dies geht nur in konkreten 
sozialen Kämpfen und Klassenaus-
einandersetzungen. Dafür müssen – 
wie in der Konferenz angesprochen 
– die gewonnenen Erkenntnisse in 
die Alltagssprache übersetzt und mit 
den Interessen der Lohnabhängigen 
verbunden werden.

Gewerkschaften sind nicht ein-
fach „Friedensbewegung“, das wis-
sen wir seit dem Ersten Weltkrieg. 
Sie sind aber von zentraler Bedeu-
tung für die Mobilisierung und dafür 
auch zugänglich. Auch dafür bot der 
Erste Weltkrieg Beispiele, etwa den 
Munitionsarbeiterstreik im Januar 
1918. Es kommt darauf an und es 
ist zwingend notwendig, in den Ge-
werkschaften für die Friedensarbeit 
einzutreten.

Aber was heißt das angesichts 
der Tatsache, dass die Basis der Ge-
werkschaften eben nicht – wie etwa 
bei Parteien – eine einheitliche po-
litische Positionierung ist, sondern 
die objektive Klasseneigenschaft, 
dass die Lohnabhängigen nichts 
besitzen als ihre Arbeitskraft und 
um die Lohnhöhe und sonstigen 
Arbeitsbedingungen gegen Kapi-
tal und Staat kämpfen müssen? In 
ihren Schlussreden sprachen Sidar 
Carman und Ulrike Eifler diese Pro-
blematik an. Demnach geht es nicht 
um abstrakte Ideale in der Friedens-
politik. „Gewerkschaften müssen ge-
stärkt werden, um ihre Kernaufgaben 
zu erfüllen, also Tarifverträge, Löhne, 
Sozialpolitik usw.“ (Eifler ). Jeder 
Euro, der in die Rüstung oder di-
rekt in Kriegshandlungen geht, fehlt 
in Löhnen und sozialen Bereichen. 
Unter Kriegsbedingungen werden 
gewerkschaftliche Kampfmöglich-
keiten radikal geschwächt. Das be-
deutet eben, aus gewerkschaftlicher 
Sicht für Entspannungspolitik ein-
zutreten (und nicht – wie der Haupt-
vorstand der IG Metall in dem schon 
erwähnten Rüstungspapier – für 
„Kriegstüchtigkeit“ und Interessen 
der Rüstungsindustrie zu werben). 
An diesen Zusammenhängen kann 
praktische Politik anknüpfen (wie 
etwa die Hanauer Warnstreikaktio-
nen 2022/23 gezeigt haben).

Gewerkschaften brauchen wir 
für die täglichen Umverteilungs-
kämpfe, für Bildungs-, Gesund-
heits-, Struktur-, Klimapolitik. Über 
den gewerkschaftlichen Kernbereich 
hinaus müssen Bündnisse gegrün-
det werden. Sie sind möglich mit 
Gruppen der Friedensbewegung, 
der Klimabewegung (z. B. Fridays 
for Future, ver.di und das Bünd-
nis „Wir fahren zusammen“), Ver-
braucherschutzinitiativen u.v.m. In 
Kriegszeiten ist all das in Gefahr, 
einschließlich des Streikrechts, der 
bürgerlichen Demokratie, in der die 
Organisationsfreiheit der Gewerk-
schaften ausgefochten wird. Der 
Rechtsruck droht. „Wir müssen alles 
im Zusammenhang sehen, wir müssen 
uns breit aufstellen und das politische 
Mandat der Gewerkschaften stärken.“ 
Die Arbeit dafür beginnt jetzt. Mit 
diesem Ausblick endete das Schluss-
wort der Konferenz.

F/HU, 25. Juni 2024
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Am Sonntag, den 24.11. fuhr 
die FPÖ den dritten Wahl-
erfolg in Folge ein. Nach 

der Nationalratswahl und der Wahl 
in Vorarlberg konnte sie in der Steier-
mark ihre Stimmen verdoppeln. Die 
FP erreichte mit 34,8% (plus 17,5%) 
das beste Ergebnis in der 2. Republik, 
wobei knapp vor der letzten Wahl der 
Strache-Skandal schlagend wurde. Die 
ÖVP stürzte ab (26,8%; - 9,8%). Die 
SPÖ erreichte in dem von Industrie-
zentren geprägten Land nur mehr 21,4 
%(-1,7%). Bei den Arbeitern rangiert 
die SP nur mehr auf Platz drei nach 
FPÖ und ÖVP(!). Die mit großen Er-
wartungen angetretenen Kommunis-
ten erreichten nur 4,4% (vorher 6%). 
Aber immerhin reichte es noch für 
zwei Landtagsmandate. Die Grünen 
wurden auf 6,2% halbiert. Die kleinen 
Parteien dürften sicher Stimmen verlo-
ren haben, wegen des von den Medien 
hochgespielten Dreikampfs FP-SP-VP, 
der dann keiner war.

Neben lokalen Ereignissen (z.B. 
Ablehnung von Zusammenlegun-
gen im Gesundheitswesen) dürfte die 
Entscheidung des Bundespräsiden-

ten, nicht den Erstplatzierten Kickl, 
sondern den amtierenden Bundes-
kanzler Nehammer mit der Regie-
rungsbildung zu beauftragen, der 
FPÖ zusätzlich zu diesem Höhenflug 
verholfen haben. In Österreich war es 
bisher Usus – wenn auch kein Gesetz 
–, dass die stimmenstärkste Partei mit 
der Regierungsbildung beauftragt 
wird. Van der Bellen befand sich in 
einer schwierigen Situation. Sowohl 
SPÖ als auch ÖVP hatten vor der 
Wahl angekündigt, keine Koalition 
mit Kickl einzugehen. Der Bundes-
präsident beauftragte die drei Großen 
zu Vorkonsultationen, wer mit wem 
kann.Und als Resultat übertrug er 
Nehammer die Regierungsbildung. 
Die beiden Großen zogen dann noch 
die NEOS dazu, da deren Mehrheit 
nur hauchdünn ist. Besser wäre si-
cher gewesen, Kickl die Aufgabe zu 
übertragen und, nach Ablehnung der 
Koalition mit der FPÖ durch SPÖ und 
ÖVP, den Auftrag an den Zweitplat-
zierten weiterzugeben.

Wut und tiefe Enttäuschung trie-
ben viele ehemaligen Nichtwähler bei 
allen drei Wahlen zur FP. Eine gestei-

gerte Wahlbeteiligung war bisher ein 
Garant für FP-Verluste. Diesmal folgte 
die Wahlentwicklung dem allgemei-
nen Rechtstrend.

Enttäuschend, dass weder KPÖ, 
SPÖ noch Grüne den Rechtsextre-
mismus der FP oder die Involvierung 
von FP-Spitzenfunktionären in einen 
Korruptionsskandal in Graz in den 
Wahlkampf einbrachten. Bei dieser 
Affäre geht es um ca. 1 Million Steuer-
gelder der Stadt Graz, die offensicht-
lich für private Zwecke verwendet 
wurden. Der steirische Spitzenkan-
didat Kunasek wird dabei von der 
Staatsanwaltschaft auch als Beschul-
digter geführt. Als ein Teil der Grazer 
FPÖ-Stadtratsfraktion dies aufdeckte, 
wurde er von Kickl höchstpersönlich 
aus der Partei entfernt. Parallelen zu 
Trump und anderen Rechtspolitikern 
in Europa fallen auf.

Jetzt biedert sich die sterische SPÖ, 
Parteitagsbeschlüsse mißachtend, 
zum Mißfallen von Babler den Frei-
heitlichen als Juniorpartner an. Zur 
Erleichterung Bablers setzt die FPÖ 
doch lieber auf eine Koalition mit Ka-
pitalvertretern, sprich der ÖVP.

Wahlen in Österreich
Rechtsextreme Wahlerfolge vor dem Hintergrund von 
Firmenpleiten, Polykrise und enormem Budgetdefizit
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Fazit aus der Steiermark: höchst-
wahrscheinlich ein FPÖ-Landes-
hauptmann und damit in Österreich: 
vier Regierungsbeteiligungen in den 
Bundesländern und ein Landeshaupt-
mann für die FPÖ.

Zu denken gibt ein jüngst veröf-
fentlichter Rechtsextremismusbericht 
des DÖW (Dokumentationsarchiv des 
österreichischen Widerstandes). 50% 
der Bevölkerung bejahen die Remigra-
tion, 50% wollen keinen muslimischen 
Nachbarn, viele wollen einen starken 
Führer und ca. 10% sind als rechtsex-
trem einzustufen. Man sieht, die FP-
Propaganda, diverse Verschwörungs-
theorien usw. fallen auf fruchtbaren 
Boden. Auslöser ist sicher auch eine 
Polykrise. Als Schlagworte seien ge-
nannt Teuerung, Wohnen, Migration, 
Energiepreise, Kriege. 

Die Koalitionsverhandler stehen 
unter enormem Druck. Was sie eint, 
ist der Ausschluss der FPÖ. Die der 
ÖVP nahestehende einflussreiche In-
dustriellenvereinigung drängt, ebenso 
wie diverse Bürgermeister und Lan-
deshauptleute, zur Koalition mit der 
FPÖ, weil sie darin sicher ihre Inte-
ressen besser durchbringen (Steuer-
senkung, Sozialabbau usw.). Und die 
Programme von ÖVP und FPÖ decken 
sich zu 80%. 

ÖVP und NEOS repräsentieren 
Großkapital, Kleinbetriebe und Star-
tups. Und Babler versucht für sein 
Programm (Kindergrundsicherung, 
Erbschaftssteuer, Vermögenssteuer) 
etwas herauszuholen.

Und dies bei einem erst jüngst 
bekannt gewordenen riesigen Bud-
getloch, das die bisherige Regierung 
(ÖVP-Grüne) bis zuletzt herunterge-
spielt hat. Babler hat bereits die ers-
te Abfuhr von Nehammer erhalten: 
Erbschafts- und Vermögenssteuer be-
deuten das Ende der Verhandlungen. 
Für Babler steht viel auf dem Spiel, 
die zahlreich neu Eingetretenen, vor 
allem Jugendliche, erwarten sich, dass 
er liefert. Er hat bereits von linken 
Wahlkampfauftritten auf staatsmän-
nisch umgestellt.

Die NEOS wiederum haben Bil-
dung als Hauptanliegen in ihrem Pro-
gramm, ebenso zählen Kürzungen bei 
den Pensionen zu ihren Absichten.

Fazit: Alle drei müssen liefern, 
sonst nimmt die Rechtsentwicklung 
weiter zu. Dabei sind die Wirtschafts-
prognosen enttäuschend. Es herrscht 
praktisch Nullwachstum und Firmen-

pleiten und Betriebsschließungen häu-
fen sich (Schäffler, Bosch, KTM mit 3 
Milliarden Euro Schulden). Und alle 
drei Parteien geben als Motto aus: kein 
Weiter so, es muss anders werden.

Nationalratswahl, 29. September

Das Ergebnis: ÖVP 26,3% (minus 
11%), die SPÖ (21,1%) blieb in etwa 
gleich, FPÖ 28,8% (plus 12,6%). Erst-
mals in der 2. Republik wurde sie da-
mit stimmenstärkste Partei. Die Grü-
nen 8,3%( minus 5,6%) erhielten die 
Rechnung für ihre Regierungspolitik. 
Die NEOS legten mit 9,2% leicht zu. 
Die KPÖ verdreifachte ihren Stim-
menanteil von 0,7% auf 2,4%, verfehlte 
jedoch den erhofften Einzug ins Parla-
ment deutlich. 

Die ÖVP positionierte sich in der 
Wahlauseinandersetzung als Garant 
der Stabilität im Land, vor allem in 
Bezug auf die FPÖ. Nehammer prä-
sentierte sich als ruhender Pol gegen 
die Chaospolitik der FP. Das half alles 
nix. Er traf die Aussage: Koalition mit 
der FPÖ, aber nicht mit Kickl. Wie das 
zusammengehen soll, ist rätselhaft. 
In Niederösterreich etwa arbeitet die 
VP-Landeshauptfrau Mickl-Leitner 
bedenkenlos mit gestandenen Rechts-
extremen in der Landesregierung zu-
sammen (Stichwort Landbauer und 
die NS—Liederbuchaffäre in seiner 
schlagenden Burschenschaft). Und 
die Volkspartei fährt eine zunehmend 
härtere Linie gegen Migranten, wäh-
rend überhaupt in den Regierungs-
verhandlungen eine harte Linie auch 
von der bis dahin kritischen SP zu 
erkennen ist.

Die VP hat ihre Hochburgen vor al-
lem in ländlichen Raum. Diese gingen 
an die FPÖ verloren. Unter den Bauern 
und Bäuerinnen rumort es gewaltig. 
Es gibt massenweise Austritte aus dem 
VP-nahen Bauernbund. Die katastro-
phale Coronapolitik entzweite die Be-
völkerung und die FPÖ verstand es, 
die Kritiker für sich zu vereinnahmen 
und weiter aufzuhetzen.

Die SPÖ erreichte das schlechteste 
Wahlergebnis nach 1945. Eigentlich 
wäre die Themenlage eine Steilvorlage 
für die Sozialdemokratie gewesen. Sie 
zerreibt sich jedoch in internen Gra-
benkämpfen. Angefangen bei der ka-
barettreifen Wahl des neuen, dem lin-
ken Flügel zugehörigen Vorsitzenden 
(siehe Arsti, Nr.220) bis zu den stän-
digen Querschüssen des burgenländi-

schen Landeshauptmannes Doskozil 
und weiterer Granden. Kurz vor der 
Wahl musste der SPÖ-Bürgermeister 
von Linz wegen Intrigen zurücktreten. 

Bablers wenige Schwerpunkte 
im Wahlkampf waren: Kinderarmut, 
Erbschafts-und Reichensteuer und ein 
wenig die Neutralität. Mit Steuern auf 
Vermögen und Erbschaft ist vor allem 
am Land nichts zugewinnen und lie-
fert eine Steilvorlage für andere Partei-
en, das Besitzstandsdenken der Mittel-
schicht zu bedienen. Dessen ungeach-
tet wären nur 3-4% der Bevölkerung 
von der Steuer betroffen. Und dem 
Budget würde es auch nicht schaden.

Mit der linken Thematik läßt sich 
in Österreich keine Wahl gewinnen. 
Das führende Medium in Österreich, 
die Kronenzeitung, gehört zu den ve-
hementesten Kritikern Bablers. In Ba-
blers Heimatgemeinde Traiskirchen 
befindet sich das größte Flüchtlings-
lager Österreichs. Als Bürgermeister 
managte er das Zusammenleben dort 
in vorbildlicher Weise. Das Thema Mi-
gration spielte im SP-Wahlkampf er-
freulicherweise praktisch keine Rolle. 
Aber nach der Wahl folgte im Zuge der 
Verhandlungen eine Kehrtwende hin 
zu einer scharfen Asylpolitik.

Nach der Wahl geht die Selbstzer-
störung der einst so mächtigen Partei 
weiter. Die Parteichefs von Oberös-
terreich und Salzburg traten aus pri-
vaten(?) Motiven zurück. Es folgte 
ein weiterer Skandal mit dem exzent-
rischen, Porsche fahrenden, mit einer 
italienischen Neofaschistin befreunde-
ten Tiroler SPÖ-Chef . Dieser musste 
auf Druck der Parteiführung abtreten, 
bleibt aber im Landtag.

Und an Bablers Posten wird schon 
gesägt. Fussi, eine schillernde Figur 
in der Partei, sammelt gerade Unter-
schriften für sich, um den Chef zu 
stürzen. Und Doskozil aus dem Bur-
genland schießt weiter quer.

Die NEOS konnten sich vor die 
Grünen schieben, was sie zu poten-
ziellen Regierungspartnern macht. 
Eine Zweierkoalition ist fast nicht 
tragfähig und von den Grünen hat 
die ÖVP die Nase voll. Nehammer 
versuchte sich noch vor der Wahl von 
den Grünen zu distanzieren, indem 
er ihre Klimapolitik scharf kritisierte 
und eine Wende zu Verbrennern in 
Aussicht stellte. Etwas Ähnliches in 
punkto Grüne gilt für Wien, wo eine 
rot-grüne Koalition durch SPÖ und 
NEOS ersetzt wurde.
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Die NEOS stehen für radikale Ver-
änderungen, wie deren Chefin in den 
gefühlt hunderten Fernsehdiskussio-
nen immer wieder betonte. Was damit 
gemeint sei, blieb vage, außer bei der 
Bildungspolitik und bei den Pensions-
kürzungen. Die NEOS vertreten die 
Aufgabe der Neutralität, eine massive 
Aufrüstung, die Teilnahme an und den 
Aufbau einer starken Euroarmee in 
Zusammenarbeit mit der NATO und 
ein absolutes, kritikloses Ja zu einer 
imperialistischen EU. Das nennt sich 
dann „Ja zu Europa“. Deren Hauptkli-
entel sind die städtischen Mittelschich-
ten, KMUs, Ich-AGs, Startups usw. In 
den Gemeinden spielen sie durchaus 
eine positiv-kritische Rolle gegen ein-
gefahrene, verfestigte Politikstruktu-
ren der Etablierten, meist der ÖVP.

Das Ergebnis der Grünen war zu 
erwarten.In der Regierung konnten 
sie zwar in der Klimapolitik beacht-
liche Erfolge erzielen (Stichwort: Kli-
maticket, CO2-Besteuerung mit Aus-
gleichszahlungen, Solarförderung 
etc.), ebenso erreichte die Justizmi-
nisterin Dadic einige Reformen. Für 
die heilige Kuh Klima schluckten sie 
fast alles, was die Vertreter der Kapi-
talfraktion ÖVP auf den Tisch legten.

Als Beispiele stehen dafür eine feh-
lende Mietobergrenze für alle Woh-
nungen, enorme Aufrüstung, Beteili-
gung an SkyShield, Erleichterungen 
für Konzerne, ungeheure Coronazah-
lungen an Großfirmen, ein fehlender 
Preisstopp für Energie. Viele dieser 
Maßnahmen führten zeitweise zu ei-
ner Teuerung von neun Prozent.

Eine kürzlich veröffentlichte Stu-
die eines renommierten Institutes be-
sagt, dass während der letzten zwei 
Regierungsperioden (ÖVP-FPÖ, ÖVP-
Grüne) 70% der Bevölkerung links 
liegengelassen wurde. Besonders für 
das untere Viertel wurde das Leben 
spürbar teurer, so dass nicht weni-
ge im Winter überlegen müssen, ob 
sie heizen oder sich genügend Essen 
besorgen. Die Caritas nennt für das 
Bundesland Salzburg circa 70.000 Be-
troffene.

Die Enttäuschung vieler Grünwäh-
ler verhalf in Wien der SPÖ sogar zu 
einem leichten Plus.

Die KPÖ konnte, wie schon er-
wähnt, ihren Stimmenanteil mehr als 
verdreifachen und das beste Resultat 
seit 1960 erreichen. Viele, vor allem 
auch junge Mitglieder und Sympa-
thisanten, führten einen engagierten 

Wahlkampf auf finanzieller Spar-
flamme. Der Spitzenkandidat Tobias 
Schweiger machte eine gute Figur 
bei diversen Talks im Fernsehen, er 
wirkte kompetent und redegewandt. 
Keine Überraschung, kommt er doch, 
wie der Salzburger Vizebürgermeister 
Dankl, von den Grünen. Die Schwer-
punkte der Partei waren: leistbares 
Wohnen, Pflege, Helfen statt kassie-
ren, Teuerung, die Klimakrise („Kli-
ma schützen statt Konzerne!“) und 
Neutralität. In der Stellung zu den 
Konfliktherden Ukraine und Gaza tut 
sich die KPÖ schwer mit konkreten 
Aussagen. Im Gegensatz zum Chef 
der Europäischen Linken, Walter 
Baier (ehemaliger KPÖ-Chef) konnte 
sich die Partei zu keinen eindeutigen 
Stellungnahmen zum Gazakonflikt 
und zur Ukraine durchringen, was 
bei einem halbherzig genehmigten 
Stand zur Palästinasolidarität am 
Volksstimmefest auffiel. Walter Baier 
forderte anlässlich der EU-Wahl einen 
Boykott Israels.

Das Ergebnis kommentierten viele 
der Befragten mit Zweckoptimismus, 
obwohl doch die Enttäuschung über 
das Nichterreichen der lang ersehn-
ten Vertretung im Parlament spürbar 
war. Hervorzuheben sind die guten 
Ergebnisse in der Stadt Salzburg und 
in einigen Wiener Bezirken, was für 
die kommende Wien-Wahl Hoffnung 
macht. Eher enttäuschend die Ergeb-
nisse in Graz und der Steiermark. 
Der Tenor: weiter wie bisher mit Be-
ratung und Hilfe bei den Menschen, 
d.h. Arbeit an der Basis und weiterer 
Parteiaufbau.

   Der Erfolg der FPÖ

Zur FPÖ folgen nachstehend eini-
ge Anmerkungen, die ich als Erklä-
rung für das Anwachsen der Rechts-
außenpartei formuliert habe:

Der (un)aufhaltsame Aufstieg 
des Herbert K.

Bemerkenswert ist, dass die Wahl-
beteiligung erneut anstieg. D.h. die 
FPÖ konnte viele Nichtwähler dazu 
bewegen, zur Wahl zu gehen, sie 
konnte die Unzufriedenheit und die 
Enttäuschung für sich ausnützen.

Die letzten Jahre waren gekenn-
zeichnet von schnellen Umbrüchen, 
Verunsicherungen, Katastrophen, 
Kriegen, politischen Skandalen und 

anderen Unabwägbarkeiten. Der 
Skandal um Ex-Kanzler Kurz hat 
zudem viele fanatische Wähler des-
selben zur FPÖ zurückkehren lassen.

Die grüne Umweltministerin 
machte sich viele, vor allem Landbe-
wohner, zum Feind, obwohl sie meist 
sinnvolle Maßnahmen beabsichtigte 
(Stichwort: CO2-Bepreisung).

Die Teuerung lag zeitweise bei 9%. 
Die Energiekosten für Strom, Benzin 
usw. stiegen enorm. Wohnen wur-
de sehr teuer, im Jahr der Teuerung 
wurden die Mieten bis zu viermal 
von privaten Konzernen erhöht. Die 
Regierung weigerte sich, Mietstopp 
und Strompreisdeckel einzuführen. 
Das bewirkte eine Verarmung in Tei-
len der Gesellschaft.

Der Mittelstand verliert an Ver-
trauen in die Politik. Das Besitzsiche-
rungsdenken ist bedroht, Gespartes 
verliert an Wert. Und die Konjunk-
turaussichten versprechen das zweite 
Jahr in Folge eine Rezession, die Aus-
sichten für die nächsten Jahre sind 
nicht besser.

Das sollte normalerweise eine 
Steilvorlage für die SPÖ sein. Aber 
diese zerfleischt sich in Grabenkämp-
fen und Querschüssen von Doskuzil 
bis Dornauer. Bablers richtige linke 
Ambitionen mit Reichenbesteuerung 
und Erbschaftssteuer und 32-Stun-
den-Woche finden Ablehnung.

Die von der ÖVP propagierte und 
plakatierte Mitte, die Sicherheit und 
Stabilität vermitteln soll, ist nicht 
mehr glaubhaft.

Kickl treibt sie alle vor sich her. 
Gerade in den mit Emotionen besetz-
ten Fragen der Migration verschärfen 
sowohl ÖVP, als auch NEOS und 
teilweise die Grünen die Tonlage 
und die Forderungen. Hier punktet 
die FPÖ enorm. Wer geht schon zum 
Schmiedl, wenn er den Schmied ha-
ben kann? Das FP-Wahlprogramm 
trägt die Überschrift „Festung Öster-
reich“. Kickl will, so wie Orban, die 
Einwanderung auf Null begrenzen, 
Menschenrechte und Verfassung hin 
oder her. Orban und Kickl haben vor 
kurzem eine eigene Europafrakti-
on gebildet. Der Slogan „Österreich 
zuerst“ kommt gut an. Die FP-An-
hänger haben als Feindbild u.a. den 
Islam.

In diesen Zusammenhang passt 
gut das Feindbild EU. Von Brüssel 
kommt nur Negatives, wir sind Netto-
zahler, uns werden rigorose Gesetze dik-
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tiert. Dagegen setzen die Rechtsradi-
kalen die Idylle Österreich. Natürlich 
ohne Ausländer (Remigration!!!)

Die schnellen Veränderungen 
der Globalisierung wirken für viele 
bedrohlich. Dagegen stellt die FPÖ 
Heimatidylle mit Brauchtum und 
intakter Familie.

Kickl spaltet ganz bewusst die 
Gesellschaft in heimatverbundene, 
patriotische Österreicher und Min-
derheiten. Die Hetze gegen „die Aus-
länder“, gegen Andersgeschlechtli-
che, gegen linke Gutmenschen, gegen 
Klimaschützer (viele seiner Anhänger 
leugnen die Klimakrise) eint die An-
hängerschaft: wir gegen die ANDE-
REN. Dabei schwingt die grölende 
Menge im Bierzelt Österreichfah-
nen, während die Führungselite der 
FP im Sumpf der deutschnationalen 
schlagenden Burschenschaften von 
Großdeutschland träumt, aber das 
ist derzeit nicht opportun.

Wie erwähnt war die Wahlbetei-
ligung hoch. Die Kommentatoren 
schließen daraus einen dringenden 
Wunsch nach Veränderung. Das wür-
de ich bezweifeln. Ich meine, viele 
sehnen sich zurück nach ruhigeren, 
strukturierten Zeiten.

Der Spitzenkandidat war laut 
Analysen nicht ausschlaggebendes 
Motiv für den Wahlerfolg, vielmehr 
die Empörung und Enttäuschung 
über die bisherige Regierungsarbeit.

Ein wichtiges Plus für die extre-
me Rechte war das Hervorheben der 
Neutralität, die in Österreich sehr 
stark verankert ist. Während die an-
deren Parteien mit ihrer Salamitaktik 
die Neutralität aushöhlen, gibt sich 
die FPÖ aus rein taktischen Gründen 
als deren Garant.

Im Ukrainekrieg kritisiert die 
FPÖ die Haltung der Regierung und 
setzt auf strikte Neutralität, vor allem 
die Forderung nach Wiederaufnah-
me der vollständigen Gaslieferung 
kommt bei der Bevölkerung gut an. 
Da stört die offensichtliche Nähe zu 
Putins Partei wenig.

Enorm wichtig ist die Tatsache, 
dass die FPÖ das Internet und die so-
zialen Medien beherrscht. Sie hat ein 
eigenes TV-Netz aufgebaut. Enorm 
viele User besuchen die Seiten der 
Partei. Die anderen Parteien kommen 
an die Einschaltquoten bei weitem 
nicht heran.

Die Hetze gegen DAS Establish-
ment kommt bei den Wählern gut 

an. Kickl gelingt es zu vermitteln, 
dass er einer der IHREN ist. Obwohl 
auch Teil der Politikerkaste, kann er 
den Wählern vermitteln: ich bin einer 
von EUCH.

Er testet aus, wie weit er gehen 
kann mit seinen Formulierungen 
in Anlehnung an die NS-Ideologie: 
Volkskanzler, Systemparteien, For-
derung nach Remigration. Wäh-
rend in Deutschland dieses Wort 
eine Empörung auslöste, gibt es in 
Österreich nur vereinzelte Kritik. 
Kickl drohte in diversen Bierzelten 
mit Fahndungslisten seiner Gegner.

Die vielen internen Skandale, 
Unterschlagungen, die Nähe zu 
rechtsextremen Gruppen, die un-
gezählten Einzelfälle von NS-nahen 
Ideologieaussprüchen führender 
Funktionäre störten die Wähler of-
fensichtlich nicht.

Vor allem dort, wo wenig Aus-
länder wohnen, wie am Land, ge-
winnt die FP massiv. In Wien etwa, 
wo der überwiegende Teil der Mi-
granten/ Ausländer wohnt, legt die 
SPÖ sogar zu und die FP-Gewinne 
bleiben unter dem Trend.

Die deftigen Ausdrücke im Bier-
zelt und die brutalen, vorgeschla-
genen Maßnahmen gegen auslän-
dische Mitbürger im FP-Wahlpro-
gramm, die den Menschenrechten 
und der Verfassung widersprechen, 
führen zu selten zum Aufschrei in 
der Presse und im Rundfunk. Le-
diglich ein Schauspieler übte daran 
heftige Kritik in einer Fernsehdis-
kussion. 

Vorbild Orban. So spricht der 
FPÖ-Publikumsrat Westenthaler 
kurz nach der Wahl offen von der 
Umfärbung und Umstrukturierung 
des ORF.

Eine katastrophale Coronapoli-
tik hat die Bevölkerung tief gespal-
ten (Stichwort: Impfzwang, der nie 
ausgeführt wurde). Kickl hat die 
vielen Kritiker, Leugner, und Ver-
schwörungstheoretiker geschickt 
für sich vereinnahmt. So hatten zwei 
covidkritische Listen keine Chance 
bei der Nationalratswahl.

Analyse: Die Wählergruppe in 
der die Rechten am erfolgreichsten 
waren, waren die 35-55 Jährigen. 
Diesmal hat die FP, entgegen dem 
Trend vorheriger Wahlen, bei den 
Frauen stark zulegen können. Auch 
wählte wieder ein Großteil der Ar-
beiter die FPÖ.

Am wenigsten konnte sie bei älte-
ren Semestern dazugewinnen. Und 
auch die Jugendlichen entschieden 
sich eher für die NEOS, die Grünen 
und zum Teil für die SP.

Wie kann man der FPÖ wirk-
sam entgegentreten? Als Beispiel 
sei genannt, in der Stadt Salzburg 
hat die FPÖ dank eines engagierten 
KPÖ-Teams und eines charismati-
schen Kandidaten gar nicht zugelegt. 
Glaubhaft waren die Kommunisten 
bei den Problemen der Menschen in 
den vernachlässigten Stadtteilen und 
so konnten sie auch FP-Wähler für 
sich gewinnen (Stichwort Wohnen). 
Dieses Modell ist aber wahrscheinlich 
eher auf kommunaler und landespo-
litischer Ebene anzuwenden.

Nach der Wahl:

In Österreich war es bisher Kon-
sens, dass die stärkste Partei den 
Nationalratspräsidenten stellt, d.h. 
jetzt erstmals die FPÖ. Sie nominierte 
Walter Rosenkranz, einen deutsch-
nationalen, schlagenden Burschen-
schafter. Er hatte einen NS-Richter 
in einem Interview als rechtschaffen 
bezeichnet. Nur die Grünen lehnten 
diesen Herren entschieden und ge-
schlossen ab. Die ÖVP und die NEOS 
stimmten überwiegend für ihn. Die 
SPÖ kritisierte zwar Rosenkranz, 
konnte sich aber nicht dazu durch-
ringen, ihn geschlossen abzulehnen. 
Die Angst vor dem Verlust der 3. 
Nationalratspräsidentin überwog.

In seiner Antrittsrede kam dann 
das übliche Händereichen-Gesülze. 
Tage darauf lud er Ungarns Premier 
Orban ohne Wissen der anderen Par-
teien ins Parlament ein. Anschließend 
folgte ein Treffen mit Freund Kickl. 
Beide unterzeichneten ein Zusam-
menarbeitsprotokoll im Namen bei-
der Republiken, das von allen ande-
ren Parteien scharf kritisiert wurde. 
Am Gedenktag der Novemberpogro-
me wollte Rosenkranz am jüdischen 
Denkmal in Wien einen Kranz nie-
derlegen. Dies wurde ihm jedoch von 
den jüdischen Studenten verwehrt. 

Aktuell gibt es das Problem mit 
dem Wiedergutmachungsfond der 
Republik an jüdischen Bürgern, 
bei dem der Nationalratspräsident 
eigentlich den Vorsitz hätte. Nach 
Protesten jüdischer Organisationen 
wird er wahrscheinlich auf den Vor-
sitz verzichten.
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Bevor wir uns den Resultaten 
der Abstimmungen vom 
letzten Oktoberwochenende 

zuwenden, müssen wir uns in Erinne-
rung rufen, um welche gesellschaftli-
che Variante es sich bei Chile handelt. 
Unsere Massenmedien sehen dort eine 
Linksregierung an der Macht. Das nd 
hält den Präsidenten Gabriel Boric für 
gemäßigt links, während die junge Welt 
ihm das Etikett “Sozialdemokrat” ver-
passt. Anscheinend wird Chile hier-
zulande als erträglicher Sozialstaat 
gesehen.

Dem ist nicht so! Das zeigte zuletzt 
die Revolte kurz vor der Coronapande-
mie. Leider hat sie nichts bewirkt. Noch 
immer gilt das Subsidiaritätsprinzip: 
Der Staat darf nur dann tätig werden, 
wenn kein privater Akteur darin eine 
Möglichkeit zur Gewinnerzielung 
sieht. Das betrifft fast alle Bereiche der 
Daseinsvorsorge und der Infrastruk-
tur. Deshalb gehen viele Beobachter 
davon aus, dass es früher oder später 
wieder zu sozialen Explosionen kom-
men wird.

Dass Chile kein Sozialstaat auf der 
Basis eines Klassenkompromisses ist, 
zeigt auch die Bewunderung, die dem 
gegenwärtigen argentinischen Präsi-
denten zuteil wird. Bei einem Besuch 
war der Herr des ökonomischen Ket-
tensägenmassakers voll des Lobes: 
“Chile war ein großes Beispiel dafür, was zu 
machen ist, um über die Zeit eine ökonomi-
sche Entwicklung [er meint Wachstum, 
EB] aufrecht zu erhalten, sowohl durch 
seine gesunden Beziehungen zwischen dem 
Öffentlichen und dem Privaten [Sektor] 
wie auch durch die nicht verhandelbare 
Wirtschaftspolitik, welche fortbestand trotz 
der Wechsel der politischen Zyklen.”1

Daher konnte man von der Regie-
rung Boric nicht viel erwarten. Unab-
hängig von der Frage, inwieweit er sein 
Programm, wenn er denn die Möglich-
keit dazu hätte, überhaupt umsetzen 
würde. Doch zu dieser Probe aufs Ex-
empel ist es nicht gekommen. Er besitzt 
im Parlament keine Mehrheit. Das al-
les war von Anfang an bekannt. Doch 
wurde das sowohl in Chile als auch 
in der deutschen Berichterstattung ig-

noriert.2 Entsprechend ist bei seinen 
Anhängern der Katzenjammer groß. 
Man befürchtete deshalb bei diesen 
Wahlen einen rechten Durchmarsch, 
ähnlich der Wahl der Verfassungsräte. 
Verstärkt wurden diese Befürchtungen 
dadurch, dass es sich um den ersten 
regulären Urnengang nach Wiederein-
führung der Wahlpflicht handelte. Das 
hatte letztes Jahr der Rechten genützt.

Ein direkter Vergleich beider Wahl-
gänge ist nur eingeschränkt möglich. 
Zum einen spielen bei Kommunal-
wahlen lokale Gründe eine große Rolle. 
Dazu kommt, dass hier auch alle Ein-
wanderer wahlberechtigt sind. Daher 
finden sich im Datensatz der Wahlbe-
hörde Servel3 fast alle Länder der UNO, 
von Afghanistan bis Simbabwe, das im 
Spanischen mit dem Buchstaben Z ge-
schrieben wird. Deshalb lassen sich aus 
den Zahlen nur ungefähre Rückschlüs-
se auf politische Entwicklungen ziehen.

Was ist passiert?

Der angesehene Journalist Asca-
nio Cavallo kommentierte den Wahl-
ausgang für die bürgerliche Tages-
zeitung La Tercera: „Die Wahlen von 
diesem Wochenende zeigten einige der 
Zweideutigkeiten, die für Kommunal- 
und Regionalwahlen charakteristisch 
sind, aber es gibt einen Punkt, bei dem das 
nicht der Fall ist: Das Regierungslager 
wurde massiv abgestraft.“4 Er begrün-
det das bei den Bürgermeisterwahlen 
mit dem beträchtlichen Verlust stra-
tegisch wichtiger Kommunen wie 
Santiago oder Nuñoa. Innerhalb des 
Regierungslagers sieht er die Frente 
Amplio (FA) gestärkt, während der 
Zusammenschluss Socialismo Demo-
kratico (Sozialisten, Radikale, Liberale 
und der Partei für die Demokratie) 
sowie die Kommunisten verloren.

Das Abschneiden der Rechten be-
urteilt Cavallo so: „Auf Seiten der Op-
position gelang es der Republikanischen 
Partei (REP) (Die Rechtsradikalen, EB), 
Chile Vamos (Das traditionelle rech-
te Bündnis, EB) herauszufordern, aber 
ohne den überwältigenden Erfolg, den 
sie sich gewünscht hatte, aber auch ohne 

den Misserfolg, der zu ihrem vorzeitigen 
Ende geführt hätte. Aus symbolischer 
(nicht zahlenmäßiger) Sicht erreichten 
die Republikaner ein Unentschieden in-
nerhalb der gesamten Opposition.”

Seine Berufung auf das Symbo-
lische rührt daher, dass das landes-
weite Ergebnis die Republikaner bei 
den Regionalräten mit fast 16% zur 
stärksten politischen Kraft des Lan-
des macht. Die traditionelle Rechte 
von Chile Vamos war mit drei Listen 
ins Rennen gegangen, die zusammen 
fast 27% erreichten. Addiert man 
die Ergebnisse von REP, Chile Vamos 
und der Sozialchristlichen Partei (PSC) 
kommt man für dieses Lager auf ei-
nen Anteil von 46,4 Prozent. Das sind 
10 Prozentpunkte weniger als bei der 
Wahl der Verfassungsräte. Damals 
erreichten sie 56,5%, allein die REP 
steuerte 35,4% dazu bei.

Die PSC ist die Nachfolgepar-
tei der Christlichkonservativen Partei 
(PCC), die in der Regel im Bündnis 
mit der REP kandidierte. Sie hatte 
wegen des zu geringen Zuspruchs 
ihre Parteieigenschaft verloren. Da-
raufhin haben ihre Aktiven die PSC 
gegründet.

Vergleicht man die heutigen Zah-
len mit den Ergebnissen der letzten 
Wahl der Regionalräte, zeigt sich die 
Rechtsverschiebung. Im Vergleich zu 
2021, damals lag die Beteiligung et-
was unter 50%, haben die Rechtsradi-
kalen um mehr als eine Million Stim-
men zugelegt. Das ließ ihr Ergebnis 
von 7,7% auf 15,7% emporschnellen.

Vor dem Aufkommen der REP 
war die Unión Demócrata Independiente 
(UDI) die Heimstatt der harten An-
hänger der Diktatur. Sie war als Teil 
des jeweiligen rechten Bündnisses 
zeitweilig die stärkste Partei Chiles. 
So bei den Parlamentswahlen von 
2013, wo sie auf fast 19% gekommen 
war.

Diese Spitzenposition hat bei 
ihr den Wunsch erzeugt, auch ein-
mal den Präsidenten zu stellen. Das 
funktioniert in Chile aber nicht mit 
ultrarechten Positionen. Das letz-
te Beispiel dafür ist die Niederlage 

Chile: Die Ergebnisse der Kommunal- 
und Regionalwahlen 2024
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des Anführers der REP gegen Boric. 
Daher hat sich die UDI etwas in die 
Mitte bewegt.

So beklagten sich sozialistische 
Veteranen in den Jahren vor der Pan-
demie, dass im Land niemand mehr 
über die Verbrechen der Diktatur 
sprechen wolle. Die Kommunisten 
kamen in ihrer Wahrnehmung gar 
nicht vor. Die Einzigen, die das noch 
tun, seien Vertreter der UDI. Von ih-
nen ist zu hören, dass sich so etwas 
wie der Putsch nicht wiederholen 
darf. Eine verrückte Situation! Die 
Einzigen, die ein Nie wieder! vertreten 
und von den Massenmedien wahrge-
nommen werden, waren die Rechts-
radikalen.

Das hat der Partei ein nicht un-
beträchtlicher Teil ihrer Basis übel 
genommen. Sie haben sich mit der 
REP eine neue politische Vertretung 
geschaffen. Es ist fragwürdig, Wahlen 
unterschiedlicher Ebenen miteinan-
der zu vergleichen. Erst recht, wenn 
die Menschen einmal mittels Strafen 
zum Wählen gezwungen werden und 
das andere Mal nicht. Doch deutet die 
Veränderung des Zuspruchs für die 
UDI von der Parlamentswahl 2013 bis 
heute die Bewegung ihrer Anhänger 
an. Nicht in Stimmenzahlen, da hat 
sie nur leichte Verluste zu verzeich-
nen, aber in Prozenten. Da ist sie von 
19% auf 10,2% abgestürzt.

Dass diesem Vergleich durchaus 
eine Aussagekraft innewohnt, zeigen 
die Zahlen für die zweite traditionel-
le Rechtspartei, die Renovación Naci-
onal (RN). Bei allen Bedenken wegen 
der Rahmenbedingungen hat die RN 
zwischen diesen Abstimmungen fast 
400.000 Stimmen dazu gewonnen, 
wegen des Effekts der Wahlpflicht 
aber 1,3 Prozentpunkte verloren. Da-
raus lässt sich schließen, dass  an der 
Basis der Gesellschaft in den letzten 
zehn Jahren kaum Veränderungen 
stattfanden, nur die Rolle der UDI ist 
an die REP übergegangen.

Die Wahlbeteiligung

Wie nicht anders zu erwarten, hat 
die Wahlpflicht die Beteiligung nach 
oben getrieben. Mit fast 85% liegt sie 
in etwa auf dem aktuellen Niveau 
von Ländern mit vergleichbaren Re-
gelungen. Doch bei den ersten freien 
Wahlen, als den Menschen noch die 
Schrecken der Diktatur in den Kno-
chen steckten, lag sie bei fast 95%5. 

24 Jahren das Bürgermeisteramt ent-
rissen. Für seine Kandidatur musste 
er aus seiner Partei austreten. Doch 
das war die Voraussetzung, dass Ma-
tias Toledo 51,5% der Wähler hinter 
sich versammeln konnte. Karla Ru-
bilar, eine ehemalige Familien- und 
Sozialministerin von Piñera, erhielt 
nur 37,3%.

Der Einstieg Toledos in die Po-
litik erfolgte als Oberschüler in der 
Bewegung der Pinguine. Sie setzte 
sich 2006 für eine gute und kosten-
freie Bildung ein. Die chilenische 
Schuluniform verleiht ihren Trägern 
eine gewisse Ähnlichkeit mit diesen 
Tieren, daher kommt der Name der 
Bewegung.

Der spanischen Tageszeitung El 
País erklärte er seinen Erfolg mit 18 
Jahren Basisarbeit, die er für die Ein-
wohner der Stadt geleistet hat. „Hier 
gibt es keine Zauberformel, es ist Arbeit. 
Es handelt sich nicht darum, drei Monate 
vor der Wahl aufzutauchen und etwas zu 
machen. Das mag bei den Schönen funk-
tionieren, aber für ernsthafte Arbeit, die 
in der Gegend verankert ist, muss man 
mit den Füßen im Schlamm und auf dem 
Boden stehen. Der einzige Weg, sich in 
einem Gebiet zu verwurzeln, ist die Zeit. 
Es geht darum, da zu sein und Probleme 
zu lösen und nicht, um etwas zu verspre-
chen. Die Nachbarn sind daran gewöhnt 
und desillusioniert von dieser Politik, die 
nur verspricht. Aber wenn sie sehen, dass 
jemand etwas tut, halten sie zu ihm.“

Das wird auch von Manuel Ossan-
dón (RN), er ist einer der Senatoren 
dieser Gegend, bestätigt. In einem 
Podcast mit La Tercera spricht er von 
Toledos 5- bis 6-jähriger Basisarbeit: 
“Der Gerechtigkeit halber muss man sa-
gen, dass er sich [den Sieg] verdient hat, 
man hat ihm den nicht geschenkt.”6

Laut EL Siglo, dem Onlineportal 
der Kommunisten, “zeigt [Puente 
Alto] die Stärke einer Kandidatur der 
sozialen Bewegung”.7 Dabei geht etwas 
unter, dass der Erfolg nur mit Unter-
stützung des Regierungslagers statt-
finden konnte. Es war zwar mit einem 
sozialistischen Kandidaten vertreten. 
Als aber klar wurde, dass der keine 
Chance hat, wurde Richtung Toledo 
orientiert. Das ist in etwas der Inhalt 
einer gedrechselten Antwort von 
Lautaro Carmona, dem Präsiden-
ten der KP, in einem Interview mit 
El Siglo.8

Daher ist die Einschätzung von 
Ascanio Cavallo hinsichtlich des 

Auch damals galt in der Theorie eine 
Wahlpflicht, sie wurde aber nicht 
durchgesetzt.

Wie bei allen Abstimmungen gab 
es schon damals ungültige Stimmen. 
Doch betrug ihr Anteil gerade ein-
mal 5,3% der abgegebenen Stimmen. 
Dieser Wert ist bis heute, ähnlich wie 
bei der Wahl der Verfassungsräte, auf 
sagenhafte 21,5% gestiegen. Damit 
haben nur 2/3 der Wahlberechtigten 
den Wahlen die Bedeutung zugebil-
ligt, die sie haben.

Die Zahlen verraten uns natürlich 
nicht, was 1/3 der Chilenen zu ihrem 
Verhalten bewogen hat. Einen Hin-
weis geben uns aber die Ergebnisse 
aus Puente Alto. Diese Kommune 
liegt im Südosten von Groß-Santiago 
und gilt als die bevölkerungsreichs-
te Chiles. Dort sind fast 90% der 
Wahlberechtigten im Wahllokal er-
schienen. Einem Teil von ihnen ging 
es nur darum, den Unabhängigen 
Kandidaten Matias Toledo zu ihrem 
Bürgermeister zu küren. Das zeigt 
die Differenz der ungültigen Stim-
men zwischen Bürgermeister- und 
Stadtratswahl. Während bei ersterer 
10,6% der Menschen nur formal ihre 
Wahlpflicht erfüllen wollten, waren 
das bei letzterer 26,3%.

Grob gesagt, ist die um fünf Pro-
zentpunkte höhere Wahlbeteiligung 
im Vergleich zum Landesdurch-
schnitt mit der Person des Bürger-
meisterkandidaten zu erklären. An 
der Stadtratswahl war das Interesse 
schon wesentlich geringer und die 
Zahl der ungültigen Stimmen um ca. 
5 Prozentpunkte höher als im Landes-
durchschnitt.

Dieses Verhalten zeigt einmal 
mehr das mangelnde politische Be-
wusstsein vieler Chilenen. Man kürt 
eine Person zum Anführer, verwei-
gert ihr aber ein loyales Team. In Pu-
ente Alto scheint das nicht passiert 
zu sein, aber bei den letzten landes-
weiten Wahlen war das so. Deshalb 
fehlt auch Boric die parlamentarische 
Mehrheit.

Die Überraschung von Puente 
Alto

Puente Alto sticht nicht nur wegen 
seiner Wahlbeteiligung aus der Mas-
se der Ergebnisse heraus. Hier hat 
der als Unabhängiger kandidieren-
de ehemalige Vorsitzende der linken 
Partei der Gleichheit der Rechten nach 

Santiago, Oktober 2019
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Abschneidens des Regierungslagers 
etwas unvollständig. Denn ohne sein 
Agieren in Puente Alto wäre Tole-
do nicht Bürgermeister geworden. 
Unter Zugrundelegung der Stimm-
verteilung bei der Stadtratswahl ist 
die Wahrscheinlichkeit groß, dass er 
wie vor drei Jahren hinter der rech-
ten Bewerberin nur auf dem 2. Platz 
gelandet wäre. Daher ist sein Erfolg 
auch ein Erfolg des Regierungslagers.

Die Sitze des Stadtrats von Puente 
Alto verteilen sich so: Auf der Rechten 
drei für Chile Vamos und einen für die 
REP, auf der Linken je ein Mandat für 
Sozialisten, Kommunisten und Frente 
Amplio, dazu eines für eine Linke Öko-
logische Volksliste und zwei weitere für 
Ökologische Tierschützer. Damit haben 
Sozialisten und Kommunisten jeweils 
ein Mandat verloren, während die 
Rechte um einen Sitz zugelegt hat.

Das Abschneiden der Mitte

Hier muss man definieren, was 
in Chile überhaupt die Mitte ist. Wie 
schwer politische Organisationen 
einzuordnen sind, sieht man bei der 
Liberalen Partei (PL). Sie gehört zur 
Regierungskoalition und damit im 
chilenischen Kontext zur Linken. 
Gleichzeitig ist das eine Bruderpar-
tei der deutschen FDP. Beide Orga-
nisationen werden also politische 
Übereinstimmungen aufweisen, 
doch die FDP würde niemand links 
verorten.

Gleichzeitig ist die PL Teil des 
Socialismo Democrático (Demokrati-
scher Sozialismus). Sein Name legt 
eine linke Tendenz nahe. Doch da 
eine Mehrheit der Sozialisten ihren 
Frieden mit dem Neoliberalismus 
gemacht hat, gehören sie eigentlich 
zur Mitte, auch wenn sie sich nicht 
so fühlen mögen.

Im Folgenden sollen daher nur 
die Kräfte zur Mitte gezählt werden, 
die weder Teil des Regierungsla-
gers sind noch zur Rechten gehö-
ren wollen. Dabei handelt es sich 
um Organisationen wie die Christ-
demokratische Partei (DC) und ihre 
Spaltprodukte. Um die Probleme 
der DC zu verstehen, muss man in 
der Geschichte etwas zurückgehen.

Die DC wurde in den 50er Jah-
ren von Kadern der Falange Nacio-
nal aufgebaut. Sie behauptete, eine 
Partei der Mitte zu sein. In gewisser 
Weise war sie das auch. Als es aber 

1973 zum Schwur kam, gehörte sie 
zu den Kräften, die das Militär zum 
Eingreifen aufforderten. Die Lin-
ke war von ihrer Niederlage 1973 
so mitgenommen, dass sie in den 
1990er Jahren christdemokratische 
Politiker zu Präsidenten Chiles 
wählte. In dieser Zeit war die DC 
mit über 20% die stärkste Partei des 
Landes. Doch die Concertación, die 
damalige Regierungskoalition, be-
schäftigte sich hauptsächlich mit 
der Optimierung des Neoliberalis-
mus. Deshalb verlor sie an Rück-
halt. Zum Ausgleich begann man 
mit der KP zusammenzuarbeiten. 
Nur so konnte sie weiterhin Präsi-
dentschaftswahlen gewinnen. Für 
viele Christdemokraten war das die 
Überschreitung einer roten Linie. Es 
gehört zu ihren Dogmen, niemals 
zusammen mit Kommunisten auf 
einer Liste zu stehen. Daher hat der 
rechte Flügel in den letzten Jahren 
die Partei verlassen. Seine Aktiven 
haben sich neuen Organisationen 
wie den Amarillos oder den Demócra-
tas angeschlossen.

Daher war die Wahl der Regio-
nalräte für dieses Milieu auch ein 
Kräftemessen dahingehend, wie sich 
der gesellschaftliche Einfluss nun 
zwischen ihnen aufteilt. Amarillos 
und Demócratas bildeten das Wahl-
bündnis Demokratisches Zentrum, 
dessen Kandidaten fast im ganzen 
Land auf den Stimmzetteln zu fin-
den waren. Zusammen erreichten 
sie 3,1%, was ihnen, bzw. nur den 
Demócratas, 6 Mandate einbrachte.

Die Liste der DC kam auf 7,1% 
und 29 gewählte Vertreter. Vor drei 
Jahren, unter ganz anderen Bedin-
gungen, erhielt sie 8,5%, was damals 
36 Sitze bedeutete. Man kann sagen, 
dass dieses Lager durch seine Auf-
spaltung und die Wahlpflicht zwar 
um ca. 450.000 Wähler und 1,7 Pro-
zentpunkte zulegte, ihm aber ein 
Mandat verloren ging. Jetzt bleibt 
abzuwarten, welche Schlüsse die 
neuen Parteien aus diesem Ergebnis 
ziehen werden.

Das Abschneiden der Parteien 
der Regierungskoalition

Die Regierungskoalition ist mit 
fünf Listen ins Rennen gegangen. 
Zwei Organisationen, die PR und 
die Frente Amplio, haben Alleinkan-
didaturen eingereicht. Dazu muss 

man sagen, dass die Frente Amplio 
inzwischen den Schritt vom Wahl-
bündnis zur Partei gegangen ist. 
Die Liberalen haben sich dem ver-
weigert. Für diese Abstimmung sind 
sie eine Allianz mit der Federación 
Regionalista Verde Social (FRVS) ein-
gegangen. Das ist bemerkenswert, 
da letztere über viele Jahre immer 
im Bündnis mit der KP agierte. Die 
Kommunisten wiederum haben jetzt 
eine Liste mit der Acción Humanista 
(AH) gebildet. Die AH ist eine Ab-
spaltung des Partido Humanista (PH). 
Das ist eine Reaktion darauf, dass 
die PH von der umstrittenen Ab-
geordneten Pamela Jiles mehr oder 
weniger gekapert worden ist. Tomás 
Hirsch, einer der Gründungsmit-
glieder der PH, ist jetzt der Partei-
vorsitzende der AH.

Fehlen noch die Sozialisten und 
die PPD. Sie sind unter dem Namen 
Lo Mejor Para Chile (Das Beste für 
Chile) angetreten. Die Frage liegt 
nahe, warum sich nicht zumindest 
die Parteien des Socialismo Demo-
crático auf eine gemeinsame Liste 
verständigen konnten.

Zusammen haben diese fünf 
Bewerbungen 3.342.212 Stimmen 
erhalten, das entspricht 25,4% und 
100 Mandaten. Das ist nicht viel. Erst 
recht, wenn man bedenkt, dass sie 
die Regierung tragen. Das schlechte 
Abschneiden ist aber auch eine Fol-
ge unabhängiger Kandidaturen wie 
der in Puente Alto.

Es ist sehr aufwändig, Verglei-
che mit den Ergebnissen der letzten 
Kommunal- und Regionalwahl an-
zustellen. Das liegt an der Unüber-
sichtlichkeit der Wahlvorschläge 
sowohl hinsichtlich der Namen wie 
auch der politischen Zusammenset-
zung. Sie ändert sich von Wahl zu 
Wahl. Im Rahmen der Wahlbündnis-
se ist es für den Wähler aber immer 
noch möglich, die von ihm favori-
sierte Partei anzukreuzen. Daher 
sollen im Folgenden die Ergebnisse 
einiger bekannter Organisationen 
verglichen werden. Daraus lassen 
sich zumindest Tendenzen ableiten.

Die Sozialisten erreichten 6,4% 
(2021: 5,9%), was ihnen 30 (2021: 23) 
Mandate bescherte. Ihr Partner PPD 
brachte es auf 4,1% (3,8%), was trotz 
des prozentualen Zuwachses den 
Verlust eines Mandats auf jetzt 18 
Sitze bedeutete. Das ist eine Folge 
des Wahlsystems. Sie können sich 
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damit im Vergleich mit dem Partido 
de la Gente (PDG) sogar noch glück-
lich schätzen. Die vor einigen Jahren 
hoch gejubelte populistische Partei 
stürzte von 7,7% auf 3,8% ab, was ihr 
nicht nur eine Halbierung der Sitze 
bescherte, sondern den freien Fall 
von 22 auf drei Mandate.

Die stärkste Kraft im Regierungs-
lager wurde die Frente Amplio mit 
8,6% (9,2%). Sie legte trotz des gerin-
geren Prozentergebnisses um drei 
Mandate auf jetzt 19 zu. Aus dem 
alten Ergebnis sind die 0,16% der PL 
schon herausgerechnet. Wie schon 
erwähnt, gehörten die Liberalen 
damals noch zum Wahlbündnis FA. 
Sie verbesserten sich jetzt auf 0,55%, 
was ihnen ein Mandat sicherte.

Zur Regierungskoalition gehört 
auch die FRVS. Sie erreichte diesmal 
1,6% und vier Mandate. Dabei sind 
die Unabhängigen (2,1% und drei 
Mandate) auf ihrer Bündnisliste mit 
der PL noch gar nicht eingerechnet. 
Bei der letzten Wahl erreichte sie als 
Partei 1% und zusammen mit ihren 
unabhängigen Kandidaten 3,8%. 
Addiert man die heutigen Zahlen, 
sieht das nicht nach großen Ver-
änderungen aus. Trotzdem hat das 
Ergebnis bei der Parteivorsitzenden 
zu einem gewissen Größenwahn ge-
führt. Es gibt zwar keinen bekannten 
Politiker dieser Organisation, aber 
Flavia Torrealba erklärt: „Wir streben 
danach, an einer Vorwahl des Präsident-
schaftskandidaten des fortschrittlichen 
Lagers teilzunehmen”.9 Das begründet 
sie damit, dass ihre Organisation be-
quem die Marke von einer Million 
Stimmen übersprungen habe. Doch 
sagt sie nicht, bei welchem der vier 
Wahlgänge dies der Fall gewesen 
sein soll. Bei keinem ist sie, selbst 
bei großzügigster Auslegung der Er-
gebnisse, auch nur über eine halbe 
Million gekommen.

Insgesamt gesehen hat das Re-
gierungslager etwas verloren. Aber 
es ist strittig, wie man das einord-
nen soll. Das reicht von der Ansicht 
Cavallos, dass es massiv abgestraft 
wurde, bis zur Einschätzung von 
Tomás Hirsch (AH), der erklärt: „Wir 
bleiben in perfekter Verfassung, um 
nächstes Jahr die Präsidentschaftswahl 
zu gewinnen.”10 Dem widerspricht 
die KP: „Also, wie wir bereits betont 
haben, wenn es den Kräften der Oppo-
sition gelingt, sich zu vereinen, besteht 
real das Risiko, die nächsten Präsi-

dentschafts- und Parlamentswahlen zu 
verlieren.”11

Die Angriffe gegen die 
Kommunisten

Die KP ist Teil der Regierung und 
stellt einige Minister. Das gefällt 
auch im progressiven Lager nicht 
allen. So gab es im Zusammenhang 
mit den Wahlen in Venezuela den 
Versuch, die Partei aus der Koalition 
zu drängen. Den dortigen Abstim-
mungen hatte Boric “Wahlfälschung” 
unterstellt und das Land als “Dikta-
tur” bezeichnet.

Vertreter wichtiger Parteien des 
Regierungsbündnisses forderten 
ihre Kollegen von der KP auf, sich 
der Position des Präsidenten anzu-
schließen. So der Abgeordnete Raul 
Soto von der PPD: „Es ist weder kon-
sequent noch kohärent, wenn sie Teil 
einer demokratischen Regierung wie der 
unseren sind, dass sie eine Diktatur … 
wie die in Venezuela unterstützen. Da-
her muss die Kommunistische Partei 
ihren Standpunkt überdenken … und 
die Position von Präsident Gabriel Bo-
ric unterstützen. In dieser Angelegen-
heit ist das mitschuldige Schweigen der 
Kommunistischen Partei unhaltbar.”12

Im gleichen Beitrag zitiert El De-
sconcierto den Vorsitzenden der PS-
Fraktion Daniel Melo: „Ohne Zweifel 
ist es ein Problem, dass es nicht bei allen 
die gleiche Wertschätzung der Demokra-
tie und die uneingeschränkte Verteidi-
gung der Menschenrechte gibt. Ich hof-
fe, dass die KP ohne Zweideutigkeiten 
über diesen Umstand nachdenkt.“

Diese Debatte beendete der Präsi-
dent mit einem Machtwort: „Ich ken-
ne keine andere Partei, die ad hominem 
so viele Angriffe und Lügen erfährt. Ich 
zumindest habe keinen Zweifel am de-
mokratischen und sozialen Engagement 
der chilenischen KP.“13

Doch die Angriffe auf die KP 
waren damit nicht vorbei. Mitte des 
Jahres wurde eines ihrer bekanntes-
ten Mitglieder, Daniel Jadue, in Un-
tersuchungshaft genommen. Laut 
der Untersuchungsrichterin stellt 
der Bürgermeister von Recoleta, ei-
ner Kommune von Groß-Santiago, 
„eine Gefahr für die Sicherheit der Ge-
sellschaft dar“14. Die Staatsanwalt-
schaft wirft ihm Betrug, Untreue, 
Bestechung und Insolvenzvergehen 
vor. Von hier aus kann das nicht 
beurteilt werden. Doch sollte man 

bedenken, dass die KP Solidaritäts-
arbeit für ihn macht.

Nach der Wahl sind Chats be-
kannt geworden, die zeigen, dass 
es eine Verschwörung gegen ihn 
gegeben hat.15 Das Ziel war, ihn 
zu diskreditieren. Darauf reagierte 
der Beschuldigte aus dem Hausar-
rest, in den er inzwischen überstellt 
worden war, auf X: „Wie schön das 
bestätigt wird, wie die Konstruktion 
der Vorwürfe gegen mich startete, und 
wie schlimm, dass die Staatsanwalt-
schaft kein Interesse daran hat, den im 
Gesetz … enthaltenen Grundsatz der 
Objektivität einzuhalten.”16 El Ciu-
dadano bezeichnete diese Vorgänge 
als „juristischen Krieg gegen Jadue”17 
und das Nationale und Internationale 
Komitee „Gerechtigkeit und Freiheit für 
Daniel Jadue” verlangte seine sofor-
tige Freilassung.18

Die Folgen solcher Anschuldi-
gungen beschreibt der Historiker 
und ehemalige Sozialist Luis Mesi-
na: „Der Antikommunismus greift die-
jenigen hart an, die sich nicht anpassen. 
Daniel Jadue ist dafür ein Beispiel. Der 
von der antikommunistischen Propa-
ganda ausgeübte Druck ist so groß, dass 
dies zu guter Letzt dazu führt, dass die 
Kommunisten ihre eigenen Aussagen 
selbst abmildern und manchmal sogar 
für nichtig erklären. Am offensichtlichs-
ten ist das bei den wichtigen Ministe-
rinnen Camila Vallejo und Jeannette 
Jara sowie der Parlamentspräsidentin 
Karol Cariola. Sie haben sich von ihrem 
eigenen Genossen Jadue distanziert und 
damit das völlig rechtswidrige Gerichts-
verfahren legitimiert.”19

Damit deutet Mesina die Zwangs-
lage der Ministerinnen an. Sie müs-
sen sich sowohl mit ihrem Genossen 
solidarisieren als auch als Reprä-
sentanten des Staates hinter seinen 
Institutionen stehen. Sie haben das 
so gelöst, dass sie sich nicht hinter 
Jadue gestellt haben. Bei Fragen zu 
diesem Thema haben sie keine Stel-
lung bezogen und auf die Unabhän-
gigkeit der Justiz verwiesen. Das 
führt zu der von Mesina beklagten 
Legitimierung der Strafverfolgung. 
Da er in seinem Aufsatz diese Zwick-
mühle aber nicht klar benennt und 
damit den Genossinnen ein unso-
lidarisches Verhalten unterstellt, 
agiert auch er antikommunistisch. 
Aus der Partei selbst gab es keine 
Kritik am Verhalten ihrer Ministe-
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rinnen. Wahrscheinlich war das so 
mit den Gremien vereinbart.

Die Resultate der 
Kommunisten

Mitte des Jahres hoffte die KP ih-
ren Stimmanteil bei den Regionalrä-
ten von großzügig geschätzten 8%, 
tatsächlich 7,3%, auf 10% verbessern 
zu können.20 Das ist leider nicht ein-
getreten. Am Ende hatte sie mit 7% 
leichte Verluste zu verbuchen. Die 
Zahl ihrer Regionalräte sank um vier 
auf jetzt 15 Mandate.

Bei den Gemeinderäten sieht es 
ähnlich aus. Da sind die Prozentzah-
len von 9,2% auf 6,2% gefallen. Das 
hat einen Rückgang der Mandate 
von 129 auf 105 bewirkt. Aber heu-
te stehen bei beiden Abstimmungen 
mehr Wähler als vor drei Jahren hin-
ter den Prozentzahlen. Wahrschein-
lich ist der Rückgang der kommu-
nistischen Prozentanteile eine Fol-
ge der Wahlpflicht in Kombination 
mit den Angriffen. Jetzt gehen auch 
völlig unpolitische Menschen zur 
Wahl. Sie lassen sich leichter von 
den Propagandakampagnen der 
Konzernmedien beeinflussen, be-
sonders wenn sich auch staatliche 
Institutionen daran beteiligen.

Besonders schmerzlich ist der 
Verlust des Bürgermeisteramtes 

der Kommune Santiago. Doch das 
war zu erwarten. Santiago ist das 
Flaggschiff der Gemeinden Chiles. 
Den Ort will jede Partei regieren 
bzw. alles dafür tun, dass er nicht 
in die Hand von Kommunisten 
fällt. Schon bei der Kandidatenauf-
stellung mäkelten einige Kräfte der 
Regierungskoalition herum, warum 
Irací Hassler ohne Vorwahlen aufs 
Schild gehoben wird.

Auf der rechten Seite verzichtete 
die REP auf eine Kandidatur, wäh-
rend auf der anderen Seite Linke 
Ökologen der Kandidatin Stimmen 
weggenommen haben. Es standen 
auch noch die Bewerber der Öko-
logischen Tierschützer und der PDG 
auf dem Stimmzettel. Doch auch die 
Stimmen dieser Kandidaten hätten 
Hassler nichts genützt. Der Kandi-
dat von Chile Vamos setzte sich mit 
51% durch.

Eigentlich kann sich Hasslers 
Ergebnis sehen lassen. Es stieg von 
ca. 45.000 auf 62.000 Stimmen an, 
eine Zunahme um mehr als 25%! 
Doch die Wahlbeteiligung ist um 
ca. 100.000 Stimmen gestiegen. Da-
her hatte das einen Rückgang des 
Prozentergebnisses von 38,6% auf 
28,7% zur Folge. An ihrer Arbeit in 
der Stadtverwaltung wird das nicht 
gelegen haben. Sie wird im Großen 
und Ganzen gelobt.

Was gute Arbeit von Kommu-
nisten bewirken kann, zeigt Lo Es-
pejo. Das ist einer der beiden Orte, 
in denen die KP ihre Bürgermeister 
verteidigen konnten. Hier steigerte 
Javiera Reyes ihr Ergebnis von 23,5% 
auf 57,5%. Für diese Verdoppelung 
des Prozentergebnisses waren vier-
mal mehr Stimmen notwendig als 
beim letzten Mal. Im acht Köpfe 
zählenden Gemeinderat sitzen nur 
zwei Rechte. Von den sechs Manda-
ten des Regierungslagers sind drei 
kommunistisch besetzt. Sie haben 
ein Mandat dazugewonnen. Dieses 
tolle Ergebnis ist wahrscheinlich 
nur möglich gewesen, weil sich die 
Rechte noch nicht auf Reyes ein-
geschossen hatte. Im Gegensatz zu 
Daniel Jadue.

Wegen seiner Festnahme musste 
er sein Bürgermeisteramt abgeben. 
Der Gemeinderat wählte aus seiner 
Mitte Fares Jadue als neuen Ortsvor-
steher. Er ist mit Daniel Jadue weder 
verwandt noch verschwägert, gilt 
aber als sein Strohmann. Wobei die-

se Charakterisierung wahrscheinlich 
Teil der antikommunistischen Pro-
paganda ist, die auch im progressi-
ven Lager ihre Förderer hat. Dieser 
Wechsel von einem zu einem an-
deren Kommunisten war nur mög-
lich, weil die KP die Mehrheit der 
Gemeinderäte stellte. Fares Jadue 
hat jetzt die Bürgermeisterwahl mit 
35,8% gewonnen, aber sein Namens-
vetter lag bei 64%. Ein deutlicher Ab-
sturz. Hätte sich Chile Vamos mit der 
PSC verbündet, wäre ihr Kandidat 
jetzt mit 38,3% Bürgermeister. Auch 
in realen Zahlen ist das kommunis-
tische Ergebnis ein Desaster. Trotz 
Wahlpflicht verringerte es sich von 
35.305 auf 33.107 Stimmen.

Was ist der Grund dafür? Lag es 
am neuen Kandidaten oder an der 
Kampagne gegen Daniel Jadue? Es 
spricht viel für letzteres. Fares Ja-
due ist den Bürgern Recoletas schon 
länger durch seine Arbeit in der 
Stadtverwaltung bekannt. Vor drei 
Jahren hat er bei seiner Wahl in den 
Gemeinderat von allen Bewerbern 
die höchste Zahl an persönlichen 
Stimmen erhalten. Das zeigt seine 
lokale Verankerung. Die Verluste bei 
der Bürgermeister- und Gemeinde-
ratswahl, dort sind die Mandate von 
fünf auf drei gesunken, können da-
her nur die Folge der Korruptions-
vorwürfe gegen Daniel Jadue sein.

Für politisch weniger interessier-
te Zeitgenossen ist der Fall Jadue 
nur einer von vielen. In Chile sol-
len gegenwärtig ein paar hundert 
Ermittlungsverfahren wegen Kor-
ruption, sexueller Übergriffe und 
häuslicher Gewalt anhängig sein, 
in die mehr oder weniger bekannte 
Personen der Zeitgeschichte verwi-
ckelt sind. Handelt es sich um Rech-
te, werden sie von den Institutionen 
mit Nachsicht behandelt. So der Bür-
germeister von Linares. Gegen Ma-
rio Meza (RN) wird wegen wieder-
holten Betrugs am Fiskus ermittelt. 
Damit wurde der Haushalt seiner 
Gemeinde gravierend geschädigt.21 
Trotzdem wurde gegen ihn, im Ge-
gensatz zu Jadue, dem gerade keine 
Schädigung der Gemeindekasse vor-
geworfen wird, nur ein nächtlicher 
Hausarrest verhängt. Daher konnte 
Meza sein Amt behalten. Die Mas-
senmedien haben über diesen Fall 
nur am Rande berichtet, so dass er 
mit 44,8% in seinem Amt bestätigt 
wurde.
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milei-chile-economia-kirchnerismo-gas.
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NH62OJWWA33DY/

5– https://es.wikipedia.org/wiki/Elecciones_
parlamentarias_de_Chile_de_1989︎

6– https://www.portalpuentealto.cl/
ossandon-carga-contra-codina-arranco-

como-un-raton-de-un-barco-que-se-
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boric-respecto-a-venezuela

13– https://eldesconcierto.cl/2024/03/02/
anticomunismo-visceral-presidente-bo-
ric-respalda-al-pc-ante-olas-de-ataque-
de-la-derecha

14– https://www.latercera.com/na-
cional/noticia/alcalde-daniel-ja-
due-queda-en-prision-preventiva/
FEL5DEGRNJDGROSPUSW3TASPS4/

15– https://www.theclinic.cl/2024/11/17/
la-influencia-de-luis-hermosilla-en-el-
congreso-los-chats-con-samuel-donoso-y-
gabriel-zaliasnik/

16– https://x.com/danieljadue/
status/1858518038410121219?ref_src=t
wsrc%5Etfw%7Ctwcamp%5Etweetemb
ed%7Ctwterm%5E18585180384101212
19%7Ctwgr%5E112ceca5f67a190e056d
00454fee465179527c90%7Ctwcon%5E
s1_&ref_url=https%3A%2F%2Fwww.
elciudadano.com%2Fjusticia%2Fla-
trama-contra-jadue-chats-de-hermosilla-
revelan-la-maquinaria-para-danar-al-ex-
alcalde-de-recoleta%2F11%2F19%2F

17– https://www.elciudadano.com/justicia/
la-trama-contra-jadue-chats-de-hermosil-
la-revelan-la-maquinaria-para-danar-al-
exalcalde-de-recoleta/11/19/

18– https://elsiglo.cl/solicitan-inmediata-li-
beracion-de-daniel-jadue-tras-nueva-re

     velacion-de-whatsapp-de-hermosilla/
19– https://www.elciudadano.com/chile/

la-ofensiva-del-anticomunismo-en-chi-
le/07/21/

20– https://elsiglo.cl/pc-buscara-llegar-a-
dos-digitos-en-su-votacion-en-eleccion-
municipal/

21– https://www.latercera.com/politica/noti-
cia/formalizado-por-fraude-al-fisco-hace-
un-mes-linares-reelige-​a-mario​-meza-
como-alcalde/ 
MUVWKAGKCFH7XL42AUERS- 
LZKBA/

22– https://www.elciudadano.com/chile/el-
truco-esta-en-asfixiar-al-principe-hasta-
que-se-ponga-azul-este-es-el-historial-de-
correos-presentados-por-la-defensa-del-
presidente-boric-a-fiscalia/11/26/

Vor einiger Zeit wurde auch 
Präsident Boric angezeigt. Er soll 
private Bilder weiterverbreitet und 
sich damit einer sexuellen Beläs-
tigung schuldig gemacht haben.22 
Alles spricht dafür, dass hier aus 
der rechtsradikalen Ecke etwas ge-
gen Boric fingiert worden ist. Aber 
selbst, wenn es zu keiner Anklage 
kommt, wird das bei vielen so auf-
genommen: „Die Großen lässt man 
laufen.”

Resümee

Der durch die Wahlpflicht her-
vorgerufene Stimmenzuwachs für 
fast alle politischen Kräfte ist, wie 
erwartet, besonders der Rechten 
zugutegekommen. Das geschah 
aber nicht im befürchteten Ausmaß. 
Dem Regierungslager hat das, ganz 
besonders den Kommunisten, poli-
tischen Einfluss gekostet. Zugelegt 
haben auch unabhängige Kandida-
turen wie die in Puente Alto. Das 
gleiche gilt für Listen, die die Wor-
te Ökologie und/oder Tierschutz im 
Namen tragen. Wo sie politisch ein-
zuordnen sind, ist noch offen.

Gleichzeitig hat sich 1/3 der 
Wahlberechtigten der Abstimmung 
entzogen. Hier sollte eigentlich ein 
Potenzial für linke Kräfte liegen. Es 
ist aber zu befürchten, dass es auf 
absehbare Zeit nicht gehoben wer-
den kann, solange der Neoliberalis-
mus den Menschen individualisti-
sches Denken in die Köpfe hämmert. 
Linke Organisationen müssen, wenn 
sie denn links sein wollen, auf einem 
gewissen Kollektivismus bestehen. 
Dieser steht aber im Gegensatz zum 
neoliberalen „Jeder kann machen, was 
er will”.
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die parteiunabhängige, 
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linke Schutz- und 
Solidaritätsorganisation 
– seit 100 Jahren!
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Mitglieder der Roten Hilfe e.V. ist der 
Bezug der Zeitung im Mitgliedsbeitrag 
inbegriffen.

Gefangene 
erhalten 
die Zeitung 
kostenlos.

Schwerpunkt 
4/2024: 
Westsahara

Anzeige



32 Winter 2024Arbeiterstimme Nr. 226

Die Macht der Faschisten in der 
Ukraine ist kein Hirngespinst

Das im Vorjahr erschiene-
ne Buch „The Tragedy of 
Ukraine“ von Nicolai Pet-

ro, Professor für Politikwissenschaft 
an der Universität von Rhode Island, 
verdient Aufmerksamkeit, weil Petro 
das hierzulande gepflegte offizielle 
Narrativ über den Ukrainekonflikt in 
einem Punkt noch deutlicher als an-
dere kritische Publikationen zu dem 
Thema widerlegt, und zwar auf Basis 
seines Studiums der Dokumente, die 
die Auseinandersetzungen innerhalb 
der Ukraine seit 2014 belegen.1 Petro 
teilt uns in der Einleitung mit, dass 
er 2013 mit einem Fulbright-Stipen-
dium ein akademisches Jahr in der 
Ukraine verbrachte, ausgerechnet 
in dem Jahr, in dem die Proteste auf 
dem Maidan begannen. Das habe 
sein Interesse geweckt zu verstehen, 
was da vorging.

Aufmerksamkeit verdient das 
Buch, weil die Rolle der Nationa-
listen, genauer Faschisten, in Petros 
Argumentation einen zentralen Stel-
lenwert einnimmt. Deren Einfluss 
wird hierzulande herunter- gespielt, 
wenn nicht geleugnet.2 Dass die 
Rolle der USA in dem Konflikt im 
Buch unterbelichtet bleibt, steht auf 
einem anderen Blatt. Die geopoliti-
schen Interessen spricht Petro erst 
gegen Ende seiner Darstellung an.3 
Er schenkt ihnen weniger Beachtung 
als dem historisch bedingten Kon-
flikt zwischen der Galician und der 
Maloross Ukraine (266f.), weil er den 
Schlüssel für eine „reconciliation“ 
(Versöhnung) sucht.4

Petro interpretiert den Konflikt 
auf der Folie der griechischen Tragö-
die, weil er Wege aufzeigen möchte, 
über die den Bürgerkriegsparteien 
noch eine Aussöhnung ermöglicht 
werden könnte. Die Tragödie be-
steht für ihn darin, dass sich die 
Nationalisten hartnäckig der Regio-
nalisierung widersetzten, die für die 
Ukraine aufgrund ihrer Geschich-
te geboten sei. Petro führt Autoren 
an, die von Ukraine im Plural spre-
chen (36). Die nationale Identität 
aber wurde von den meist aus der 
Westukraine, der „Galician Ukrai-
ne“, stammenden Nationalisten de-
finiert, was absolut realitätsfremd 
war und die Zerreißprobe bedingte, 
die zum Bürgerkrieg führte. Dabei 
wäre nach Petro Offenheit für kul-
turelle Vielfalt gefordert gewesen, 
die Bereitschaft, die „Andere Ukra-
ine“ anzuerkennen, um eine stabi-
le, friedliche Ordnung zu schaffen. 
Er lässt keinen Zweifel daran, dass 
die Wurzel des Konflikts innerhalb 
der Ukraine zu suchen sei. In dem 
Kapitel über die Kämpfe nach dem 
Staatsstreich weist er die stupide 
Behauptung, Russland habe diese 
maßgeblich befeuert, zurück (211ff.).

Ich möchte mich hier auf das 
Kapitel 3 „The Fatal Attraction of 
the Far Right“ (Die verhängnisvol-
le Anziehungskraft der extremen 
Rechten) konzentrieren und den üb-
rigen Inhalt im Folgenden nur knapp 
skizzieren.

Um den Leitgedanken seiner 
Konfliktdarstellung zu begründen, 
erläutert Petro im ersten Kapitel, was 

die antike Tragödie aus seiner Sicht 
mit dem gegenwärtigen Konflikt zu 
tun hat. Die Tragödie bestehe darin, 
dass Individuen oder auch Völker 
ihre Selbstzerstörung nicht aufhal-
ten, weil sie sich der Konfliktursache 
nicht bewusst sind (31). Im zweiten 
Kapitel „Two Nations in One Sta-
te“ (Zwei Nationen in einem Staat) 
geht Petro auf die Geschichte und 
die Geschichtspolitik, auf die ge-
gensätzlichen Narrative der Galician 
und der Maloross Ukraine ein. Beide 
erzählten unterschiedliche Geschich-
ten über dasselbe Land (38). Auch 
in der Erinnerung an den Zweiten 
Weltkrieg seien die Banderisten für 
die eine Seite Helden, für die ande-
re Seite Verräter und Kriminelle. Die 
Unterdrückungslegende der Nati-
onalisten widerlegt Petro in seinen 
historischen Ausführungen über die 
ukrainische SSR. Die Entwicklung 
der Ukraine seit der Unabhängigkeit 
sieht er zuerst gekennzeichnet durch 
das Bemühen der Regierung um eine 
Balance zwischen Westorientierung 
und traditioneller Bindung an Russ-
land, spätestens ab 2004 unter der 
Präsidentschaft von Juschtschenko 
durch eine gesellschaftlich stark um-
strittene Zuwendung zum Westen, 
die ab 2010 unter der Präsidentschaft 
von Janukowitsch abgeschwächt 
wurde. Westorientierung und Nati-
onalismus werden als in der Galician 
Ukraine verankert gesehen.

Nach dem Kapitel über die Far 
Right will Petro im vierten Kapi-
tel zeigen, wie der Nationalismus 
nicht nur politisch lähmt, sondern 
sogar innen- wie außenpolitisch 
eine selbstschädigende, nicht patri-
otische Politik bedingt. Er legt Wert 
auf die Unterscheidung zwischen 
Nationalismus und Patriotismus. 
Im Kampf gegen das Corona-Virus 
nahm man zum Beispiel höhere Kos-
ten, Engpässe und das Misstrauen 
der Bevölkerung in Kauf, weil man 
den Impfstoff Sputnik V aus Russ-
land ablehnte. Ein anderes Beispiel 
aus der Wirtschaftspolitik war die 
Schließung russischer Banken in der 

1– Nicolai N. Petro: The Tragedy of Ukraine. Walter de Gruyter, Berlin/Boston 2023. ISBN 
978-3-11-135605-1.

2– Vieles, was Petro über die extreme Rechte in der Ukraine, berichtet, findet man auch in 
Zeitungs- und Zeitschriftenbeiträgen von Susan Witt-Stahl. Aber vielleicht wirken die 
Analysen eines US-Professors für viele  glaubwürdiger. Selbst bei Linken sehe ich oft 
Skepsis, wenn von den ukrainischen Faschisten die Rede ist.

3– Einmal verweist er auf die massive Einflussnahme von „USAID-funded groups“ in der 
Ukraine (81).

4– Nach meiner Interpretation des Konflikts dient die innerukrainische Zerrissenheit den 
USA als strategisches Mittel, um die Ukraine dem russischen Einfluss zu entziehen, was 
den wohlwollenden Umgang mit der nationalistischen Bewegung erklärt (Auernheimer: 
Die strategische Falle, Köln 2024). Kleinrussland oder Malorossija war die Bezeichnung 
für das Gouvernement im Südwesten des Zarenreichs.
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Ukraine, was die Überweisung der 
Remittances, der Arbeitsmigranten 
aus Russland, behinderte und die 
Deviseneinnahmen schmälerte. Ge-
nerell kam die Abkoppelung von 
der russischen Wirtschaft „suicide 
economics“ (Selbstmord Ökonomie) 
gleich (151). Weil man Erdgasliefe-
rungen aus Russland ablehnt, zahlt 
man einen höheren Preis für russi-
sches Gas, das über die Slowakei, 
Ungarn und Polen geliefert wird. 
Für besonders selbstdestruktiv hält 
Petro die nationalistische Kulturpo-
litik mit dem Sprachgesetz und der 
Auflösung der orthodoxen Kirche 
des Moskauer Patriarchats.

Im fünften Kapitel „The Trage-
dies of Crimea and Donbass“(Die 
Tragödien der Krim und des Don-
bass) bringt er viele Belege dafür, 
dass die Abtrennung der Krim nur 
als Sezession interpretiert werden 
kann und dass die Bevölkerung des 
Donbass schon spätestens ab 2004 
der nationalistischen Bewegung in 
Galizien und in Kiew ablehnend ge-
genüberstand. Im sechsten Kapitel 
erinnert Petro an den bei uns ganz 
unbekannten Streitschlichtungsver-
such aus dem Jahr 2014 in Genua un-
ter Beteiligung Russlands, der USA 
und der EU, der von Poroschenko 
damals abgebrochen wurde. Er prüft 
aus der Ukraine kommende Vor-
schläge für die Beilegung des Kon-
flikts, befragt historische Fälle, wie 
gespaltene Gesellschaften wieder zu-
sammengefügt werden können und 
was für eine Aussöhnung hilfreich 
ist (z.B. Wahrheitskommissionen).

Nun zu den Ausführungen über 
die Ideologie und Strategie der ext-
remen Rechten, die den im Westen 
dominanten Diskurs über die Ukra-
ine als Schönfärberei entlarven.

Petro greift den verständlichen 
und verbreiteten Einwand auf, dass 
die Far Right bei Wahlen doch nicht 
sehr gut abgeschnitten habe. Im-
merhin zehn Prozent der Stimmen 
holte die Partei Swoboda bei der 
Parlamentswahl 2012 (96). Aber die 
Stärke der Rechten liegt nicht bei 
parlamentarischen Mehrheiten, wie 
schon in einer Studie der deutschen 
Stiftung Wissenschaft und Politik 
bestätigt wurde, und wird auch dort 
nicht gesucht. 2009 entwarf Dmitry 
Jarosch vom Rechten Sektor in einer 
Publikation die Strategie zur Vorbe-
reitung der Wahl von 2012. Die darin 

vorgesehenen Zentren der national-
revolutionären Indoktrination zur 
Mobilisierung von Bürgern und die 
Initiierung von Demonstrationen 
(96) dienten nicht nur der Wahl-
kampagne. Die Rechten sind zwar 
auch bestrebt, vor allem im Sicher-
heitsapparat Schlüsselpositionen zu 
besetzen – das gelang ihnen bereits 
2012 – aber sie konzentrieren ihre 
politische Arbeit auf den außerpar-
lamentarischen Bereich und üben 
Druck auf die Regierung aus. So er-
klärt sich der erstaunliche Wandel 
von Poroschenko wie Selenski nach 
ihrem Amtsantritt. Beide waren als 
Friedensbringer zur Wahl angetreten 
und mutierten zu Hardlinern. „Since 
2014, all Ukrainian governments 
have kowtowed to Far Right natio-
nalism“ (119). Alle Regierungen seit 
2014 hätten sich dem Nationalismus 
der extremen Rechten gebeugt. Als 
Beispiel für das „Mainstreaming the 
Far Right“ führt Petro die Statements 
von Regierungsvertretern an, die In-
tegration der Donbass-Bevölkerung 
erfordere ein Umerziehungspro-
gramm, Beschränkung der Bürger-
rechte oder auch Präventivhaft für 
Personen mit russischem Pass (111). 
Die politische Macht der extremen 
Rechten in der Ukraine sei nicht mit 
den üblichen Maßstäben zu messen. 
„The Right Sector, and the Far Right 
in general, should thus be viewed 
as a supra-institutional, rather than 
a institutional aspect of Ukrainian 
political life“ (105) (Der rechte Sek-
tor, und die extreme Rechte generell, 
sollten mehr als über-institutionel-
ler, denn als institutioneller Aspekt 
des ukrainischen politischen Lebens 
gesehen werden). Asow scheint mit 
der Gründung von Jugendorganisa-
tionen etc. relativ erfolgreich bei der 
Gewinnung kultureller Hegemonie 
(s. unten). Die extreme Rechte insge-
samt nutzt sehr effektiv die Sozialen 
Medien (100).

Drei Organisationen bestimmen 
nach Petro das politische Leben in 
der Ukraine: Swoboda als Partei, der 
Rechte Sektor und die Asow-Briga-
de, die weit mehr ist als eine militä-
rische Einheit. Gleich nach der Un-

abhängigkeit seien mit finanzieller 
Unterstützung von Organisationen 
der Exil-Ukrainer nationalistische 
Organisationen geschaffen worden, 
oft Hand in Hand mit dem Aufbau 
paramilitärischer Strukturen (91), 
darunter die Sozial-nationale Partei 
der Ukraine (SNPU), die nach Ein-
schätzung von Petro für eine ukra-
inische Variante des Nationalsozia-
lismus steht, weil ihre Ideologie auf 
den „Zehn Geboten der ukrainischen 
Nationalisten“ des OUN-Ideologen 
Stepan Lenkavsky aus den 1920er 
Jahren basiere (ebd.).5 Oleh Tjahny-
bok, der die Partei nach einem Füh-
rungsstreit übernahm, habe die 
Partei 2004 in Swoboda (Freiheit) 
umbenannt, um dem Namen den 
unangenehmen (unpalatable) Bei-
geschmack zu nehmen (92).6 Nach 
dem Wahlsieg Juschtschenkos 2004 
konnte Swoboda mehrere Vertreter 
im Regierungsapparat unterbrin-
gen. Nach der Wahl von 2012, in der 
Swoboda 10 Prozent erreichte, hätten 
moderate Oppositionsparteien sie 
umworben und dann auch 2013 mit 
ihr zum Aufstand aufgerufen (96f.). 

Der Rechte Sektor ist im Zuge der 
Maidan-Proteste aus dem Bündnis 
von vier nationalistischen Organi-
sationen hervorgegangen. Die von 
Jarosch entworfene Strategie des 
Rechten Sektors habe ich schon re-
feriert. Die Vereinigung gewann 
nach Petro Anziehungskraft für Ju-
gendliche (96). Im Lauf der Maidan-
Proteste konnte sie 10.000 Kämpfer 
sammeln. Der Rechte Sektor sieht 
oder sah für sich nach Petro drei 
Aufgaben: den Widerstand auf der 
Krim und im Donbass zu brechen, 
die Regionen in der Zentralukraine 
zu befrieden (pacify) und die Regie-
rung unter Kontrolle zu halten und 
einzuschüchtern (indimidation) (97). 
Jarosch habe regelmäßig mit dem 
Marsch seiner Truppe gegen Kiew 
gedroht, um das Parlament unter 
Druck zu setzen. Auch Verdächtige 
aus unterschiedlichen Berufsgrup-
pen werden eingeschüchtert. „They 
also routinely intimidated local 
officials, judges, religious leaders, 
journalists, teachers, entertainers, 

5– Lenkavsky starb 1977 in München. Er forderte 1941: „In Bezug auf die Juden müssen 
wir alle Methoden anwenden, die ihrer Vernichtung dienen“ (zit. nach Thomas Schmid, 
https://schmid.welt.de/2022/07/01/andrij-melnyk-und-der-ukrainische-nationalismus/ 
,abgerufen am 12.09.24)

6– Tjahnybok spielte später eine entscheidende Rolle bei den Maidan-Protesten.
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and sport figures they suspected 
of being disloyal to the new order“ 
(104)(Sie schüchterten auch regelmä-
ßig lokale Beamte, Richter, religiöse 
Anführer, Journalisten, Lehrer, En-
tertainer und Leute aus dem Sport 
ein, die sie verdächtigten, illoyal 
gegen die neue Ordnung zu sein). 
Die separatistischen Bestrebungen 
im Donbass wurden anfangs von 
Freiwilligenbataillonen mit Strafak-
tionen beantwortet, weil die reguläre 
Truppe sich weigerte (111). Diese sei 
„essentially paralyzed“ (im wesentli-
chen gelähmt) gewesen (218).

Swoboda und der Rechte Sektor 
seien die maßgebenden Akteure bei 
dem Maidan-Aufstand gewesen, 
wobei Petro von einer Arbeitstei-
lung ausgeht (94). Die Aktivisten des 
Rechten Sektors waren gewaltberei-
ter und gewalttätiger. Aber die Es-
kalation der Proteste sei von beiden 
koordiniert worden (96). Die Unter-
scheidung zwischen Swoboda und 
Rechtem Sektor in den Medien ent-
sprechend der Abgrenzung der Par-
tei vom Rechten Sektor sei taktischer 
Natur gewesen, um dem Westen ein 
Bild moderater Parteinahme auf dem 
Maidan zu bieten (97).

Asow ist in den 1990er Jahren aus 
einer Abspaltung der SNPU bzw. 
aus einem paramilitärischen Arm 
der SNPU hervorgegangen. Ab 2004 
hat die Formation ein Netzwerk von 
rechten Organisationen geschaffen 
wie das Nationale Corps, das Ju-
gendcorps, die Sonderkommandos 
(druzhiny), Sportvereine, die Bru-
derschaft der Veteranen (Veterans 
Brotherhood) und das Verlagshaus 
„Orientir“ (97). Die Mitglieder se-
hen sich wie der Rechte Sektor zur 
Einschüchterung von „Verrätern“ 
verpflichtet. Petro berichtet, dass 
2020 eine Veranstaltung in Mariupol, 
auf der die Nationale Plattform für 
Versöhnung und Einheit präsentiert 
werden sollte, nach zwanzig Minu-
ten abgebrochen werden musste, 
weil 70 junge Leute vom Nationalen 
Corps von Asow den Saal stürmten. 
Sie riefen „Verräter“ und schlugen 
den Initiator der Plattform nieder 
(241f.).

Petro weist die Ansicht zurück, 
der extreme Nationalismus sei eine 
Reaktion auf den Angriff Russlands 
(118), wie hierzulande manchmal 
verständnisvoll geäußert wird. 
Russland gilt seit den Anfängen die-
ser Bewegung als der ewige Feind 
(„the Eternal Enemy“). Der Krieg 
mit Russland musste vielmehr den 
Nationalisten willkommen sein, weil 
er den kriegerischen Geist der Nati-
on wecken würde („because it will 
‚arouse the militaristic spirit of the 
nation‘“).7 Der ehemalige Innenmi-
nister Arsen Awakow erklärte 2014, 
den Krieg mit Russland brauche man 
nicht zu fürchten, denn er habe eine 
heilsame, reinigende Wirkung auf 
die Nation (a salutary and ‚clean-
sing‘ effect on the nation). Einige Po-
litiker hätten sich ähnlich geäußert, 
so Petro (176).

Russland ist der ewige Feind, 
weil Russland eine Bedrohung für 
den Volkskörper darstellt. Um das 
Nationsverständnis der Banderis-
ten zu verdeutlichen, führt Petro 
Aussagen von Wasil Iwanischin, 
dem Begründer des „Dreizacks von 
Bandera“ an. Die Nation sei kein 
„mechanischer“ Verband von Bür-
gern, sondern „eine bewusste und 
aktive Einheit“ (Zitat Iwanischin, 
114). Die Erneuerung der Nation 
sei der „kategorische Imperativ“. In 
einem historischen Abschnitt über 
die Entstehung der Organisation 
ukrainischer Nationalisten (OUN) 
lässt Petro keinen Zweifel an deren 
völkischem Verständnis von Nation. 
Er zitiert Dmytro Dontsow, der mit 
dem 1926 publizierten Buch „Na-
tionalismus“ zu einem führenden 
Ideologen der OUN geworden sei.8 
Dessen Ansichten, die Natur kenne 
keinen Humanismus, es gelte das 
Recht des Stärkeren, das Existenz-
recht der Nation stehe höher als das 
Lebensrecht des Individuums, sind 
faschistisches Gedankengut. Nach 
Petro dienen die Schriften Dontsows 
nach wie vor als Inspirationsquelle 
für ukrainische Nationalisten (60). 
Manche Gruppen haben auch Ge-
dankengut der White Supremacy aus 
den USA aufgegriffen (113).

Georg Auernheimer

7– Zitat mit mehreren Referenzen in der Fußnote 90 auf Seite 114.
8– Dmytro Dontsow übernahm Ideen von Friedrich Nietzsche und Georges Sorel und 
übersetzte die Schriften von Mussolini und Hitler. Den NS-Staat betrachtete er als 
Vorbild für die künftige Ukraine. Er verstarb 1973 in Montreal, Kanada.
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Der spanische Bürgerkrieg

Die Niederlage der spanischen Re-
publik 1939 war eine Niederlage für die 
spanische und internationale Arbeiterbewe-
gung und ist bis heute Thema ungezählter 
Bücher. 

Die Aufsätze in dem vorliegenden Buch 
sind erstmalig in der Arbeiterstimme in 
den Ausgaben September 1986 bis Okto-

240 Seiten, Paperback, 12,– E
ISBN 3-00-010296-5
Herausgegeben von der
Gruppe Arbeiterstimme

Bestelladresse:
Arbeiterstimme, Postfach 910307
90261 Nürnberg
oder:
redaktion@arbeiterstimme.org

ber 1987 veröffentlicht und später in einer 
Broschüre zusammengefasst worden.

Uns war es wichtig diese längst vergrif-
fene Broschüre mit einigen Ergänzungen 
neu aufzulegen.

Denn es handelt sich um eine der 
seltenen Darstellungen der Ereignisse in 
Spanien aus der Sicht der KPO (Kommu-
nistische Partei – Opposition), bzw. der 
sich in diese Tradition stellenden Gruppe. 
Die Position dieses Teils der Arbeiterbe-
wegung wird in der bis heute andauernden 
Diskussion kaum zur Kenntnis genommen. 
Im Anhang werden einige Diskussionsbei-
träge aus unserer Zeit dokumentiert. Die 
Kämpfe in Barcelona im Mai 1937, und die 
Kontroverse um den „Fall Maurin„ werden 
unter Verwendung erst jetzt zugänglicher 
Materialien dargestellt.

Wir sehen dieses Buch auch als einen 
Beitrag zur Diskussion über eine der Ur-
sachen, die zur weltweiten Niederlage der 
Arbeiterbewegung und der Ansätze zum 
Sozialismus geführt haben.

Silke Makowski

„Helft den Gefangenen in Hitlers Kerkern“
Die Rote Hilfe Deutschlands in der Illegalität ab 1933

Der antifaschistische Widerstand der 
Roten Hilfe Deutschlands (RHD) ist bis-
her weitgehend unbekannt, obwohl sich 
Zehntausende AktivistInnen aus ver-
schiedenen sozialistischen Strömungen 
daran beteiligten. Spendensammlungen 
für die politischen Gefangenen, interner 

Zeitungsverkauf sowie Flugblattverteilun-
gen gegen den NS-Terror fanden selbst in 
kleineren Orten statt, während in größeren 
Städten noch über Jahre hinweg ein gut 
organisierter illegaler Apparat existierte, 
der die Arbeit der Basiszellen koordinier-
te. Durch internationale Kontakte konnten 
weltweite Freilassungskampagnen initiiert 
und die Flucht von Verfolgten organisiert 
werden. Zahllose Rote HelferInnen wurden 
für ihren Widerstand zu hohen Strafen ver-
urteilt, und viele von ihnen wurdenvon den 
Nazis ermordet.

Die Broschüre zeigt die Bandbreite 
des Widerstands der Roten Hilfe gegen 
den NS-Terror auf und regt durch vie-
le Beispiele aus verschiedenen Städten 
und Regionen zur eigenen Spurensuche 
vor Ort an.

Schriftenreihe des Hans-Litten-Archivs
zur Geschichte der Roten Hilfe – Band I
DIN A 4, 120 Seiten, 7,– Euro
ISBN 3-9809970-4-9

Aus der Geschichte der 
Bremer Arbeiterbewegung 
bis 1920
65 Seiten, Broschur. 3,– €.
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Die Bremer Linksradikalen

Wieder Lieferbar:

Analysen und Berichte der KPD-
Opposition 1928 bis 1933

Herausgegeben und eingeleitet von 
der Gruppe Arbeiterpolitik
296 Seiten, Klebebindung. 8,00 ∆.
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